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Die Logik der politischen Men-
schen erschließt sich Rathaus-
kater Pino nicht. Den Einsatz 
von Gas und Atomkraft zur 
Energieerzeugung wollte man 
hierzulande zwar beenden; 
kauft den Strom aus ebendie-
sen Quellen jedoch nunmehr 
im Ausland. Mit dem Silves-
terfeuerwerk verhält es sich 
ebenso. Verkauf in Deutsch-
land verboten; Nutzung aus-
ländischer Böller: massen-
haft. Ob es nur am kleinen 
Katzenhirn liegt, dass man 
solche Gedankengänge nicht 
nachvollziehen kann? Seite 15Wer mit bayerischer

Kommunalpolitik
und mit 
Wirtschafts- und 
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die
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Bayerischer Landkreistag zum Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung:

Top-down-Strategie auf den 
Schultern der Kommunen? 

Der Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung birgt aus Sicht 
des Bayerischen Landkreistags gleichermaßen Licht und 
Schatten. Trotz zahlreicher fachlich begrüßenswerter An-
sätze sei das Gesamtkonstrukt stark zentralistisch im Sin-
ne einer Top-down-Strategie. Statt einer Kräftigung kom-
munaler Selbstgestaltung und finanziellen Stärkung der 
Kommunen würden zahlreiche weitere Förderprogram-
me, zentrale Steuerung und Projektfinanzierungen ange-
kündigt, heißt es in einem Positionspapier.

Seit Jahren fordert der Kom-
munalverband eine dauerhafte 
und auskömmliche Finanzierung 
der kommunalen Aufgaben  Bis-
her schlügen sich die Landkrei-
se mit immer wieder neuen För-
derprogrammen und Anschub-
finanzierungen herum, um am 
Ende mit den Kosten allein da-
zustehen. Stattdessen benötig-
ten sie eine aufgabengerechte 
Grundfinanzierung. Diese klam-
mere der Koalitionsvertrag je-
doch aus. Gleichwohl begrüßt 
der Bayerische Landkreistag die 
angekündigte Entbürokratisie-
rung der kommunalen Förder-
programme  Bereits in der Ver-
gangenheit seien in Berlin auf 
Kosten der Kommunen ständig 
neue Sozialleistungen verab-
schiedet worden  Aus Sicht des 
Landkreistagspräsidenten Chris-
tian Bernreiter macht der neue 
Koalitionsvertrag keine Ausnah-
me  

Kostenträchtige  
Ampel-Vorhaben

„Die Ampel kündigt kosten-
trächtige Vorhaben an, bei de-
nen die Finanzierung nicht ge-
klärt ist und kommunale Mehr-
belastungen nicht wirksam aus- 
geschlossen werden. Das be-
trifft zum einen das Bürgergeld, 
das das Arbeitslosengeld II ab-
lösen und zwei Jahre lang ohne 
Anrechnung von Vermögen jeg-
liche Unterkunftskosten über-
nehmen soll. Die damit verbun-
denen Mehrkosten dürfen nicht 
auf die Kommunen abgewälzt 
werden. Auch bei der angekün-
digten Kindergrundsicherung 
bleiben die finanziellen Auswir-
kungen auf die Kommunen of-
fen“, moniert der Verband  Ziel 
des Bundes müssten gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in ganz 
Deutschland sein. Hilfen in Mil-

liardenhöhe für wenige Län-
der passten nicht ins Bild  Bun-
desmittel sollten für Zukunfts-
aufgaben (z. B. Digitalisierung) 
und nicht zur Vergangenheits-

desrat an. „Die Klima- und Ener-
giewende ist nicht alleinige Auf-
gabe der Kommunen“, heißt es 
weiter. Bund und Länder müss-
ten Aufgaben definieren und 
die notwendigen strukturellen 
und personellen und finanziel-
len Voraussetzungen schaffen. 
Dies könne im Bereich Energie 
u a  durch eine gerechte Um-
satzsteuerverteilung oder durch 
Etablierung neuer (unmittel-
barer) Finanzströme aus der 
CO2-Bepreisung geschehen 

Kein Geld  
für Bundesbeschlüsse

Die Landkreise seien nicht be-
reit, für Bundesbeschlüsse für 
Landkreisaufgaben vorgesehe-
nes Geld zu verwenden  Klima-
schutz sei eine dauerhafte Auf-
gabe  Zuständigkeiten in den 
Kommunen, im Freistaat und 
im Bund müssten klar geregelt 
sein  Als „besorgniserregend“ 
werden starre Quoten, wie zur 
nicht technologieoffenen Flä-
chenbereitstellung zum EE-Aus-
bau (2 % Windkraft), oder aber 
Gebäude-Renovierungsquoten 
bezeichnet. Die Gesamtziele 
müssten dringend bedarfsorien-
tiert, technologieoffen und aus-
reichend flexibel ausgestaltet 
werden  Mit Blick auf das The-
ma Mobilität wird befürchtet, 
dass es zu einer „großen Um-
schichtung von Straßenbaumit- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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DStGB-Jahrespressekonferenz:

Zukunftsplan 
Deutschland

Zwingend notwendig ist nach Auffassung des Deutschen 
Städte- und Gemeindebunds die Umsetzung eines Zu-
kunftsplans für Deutschland. Wie der Präsident des DStGB, 
Bürgermeister Ralph Spiegler (Nieder-Olm), und Hauptge-
schäftsführer Dr. Gerd Landsberg bei der Bilanzpressekon-
ferenz des Kommunalverbandes in Berlin betonten, „steht 
unser Land vor gewaltigen Herausforderungen, die jetzt in 
einem konkreten Zukunftsplan angegangen und bewältigt 
werden müssen“.

Teil des Zukunftsplans sei zu-
nächst eine langfristige und 
nachhaltige Pandemiestrate-
gie  „Leider ist Corona noch 
nicht vorbei  Mit der neuen Va-
riante Omikron droht eine fünf-
te Welle. Die Impfstoffherstel-
ler haben bereits angekündigt, 
im Frühjahr einen angepassten 
Impfstoff bereitzustellen. Das 

bedeutet, dass nach dem Boos-
tern auch noch eine vierte Imp-
fung erforderlich sein wird“, er-
klärten Spiegler und Landsberg  
Dies müsse organisatorisch vor-
bereitet werden 

Gegen Radikalisierung

„Wir brauchen zusätzliche 
Impfzentren, ausreichend Impf-
stoffe und müssen auch überle-
gen, ob die neuen Impfungen mit 
Blick auf Alter und Beruf prio- 
risiert werden sollen “ Mit Blick 
auf die Diskussionen um die Ein-
führung einer allgemeinen Impf-
pflicht erneuerte der DStGB sei-
ne Forderung nach einem zen- 
tralen Impfregister 

Entschieden wandten sich die 
Verbandsvertreter zudem ge-
gen die „Radikalisierung der Co-
rona-Proteste“. Diese treffe zu-
nehmend auch kommunale Ver-
antwortungsträger: „Mit großer 
Sorge sehen wir, dass politisch 
motivierte Bedrohungen, Be-
leidigungen und auch tätliche 
Übergriffe gegen Politikerin-
nen und Politiker, aber auch ge-
gen Rettungskräfte und Poli-
zei dramatisch zunehmen. Eine 
sehr kleine radikale Minderheit 

Positionspapier des Deutschen Städtetags:

Städte als Impulsgeber  
internationaler Politik

Weltweit leben immer mehr Menschen in Städten. Die 
zentralen Herausforderungen unserer Zeit wie der Klima- 
und Umweltschutz, die Corona-Pandemie, wirtschaftliche 
Prosperität oder Migration und Flucht sind globaler Art, 
müssen aber immer auch lokal beantwortet werden. Ab-
kommen oder rechtliche Vorgaben, die auf der Ebene der 
Vereinten Nationen oder der EU getroffen werden, sind 
deshalb für die Städte von großer Bedeutung.

Die internationale Vernetzung 
und Interessenvertretung durch 
die Städte gewinnen daher an 
Bedeutung. Um internationa-
le Entwicklungen mitgestalten 
zu können, müssen die Städte 
handlungsfähig sein – finanzi-
ell, administrativ und politisch. 
Die neue Publikation „Städte in 
der Welt – Impulsgeber interna-
tionaler Politik“ des Deutschen 
Städtetags ist ein Angebot an 
die Politik und die Verwaltung in 
den Städten, die eigene interna-
tionale Arbeit auszurichten und 
deren Mehrwert aufzuzeigen 

Weltweiter Austausch  
zwischen Fachleuten

In Anbetracht gemeinsamer 
Herausforderungen gewinnt der 
Erfahrungsaustausch von Fach- 
abteilungen aus Städten welt-

weit an Bedeutung  Als Koope-
rationsvorhaben zwischen dem 
Deutschen Städtetag, der Ser-
vicestelle Kommunen in der Ei-
nen Welt (SKEW) und der Ge-
sellschaft für internationale Zu-
sammenarbeit (GIZ) unterstützt 
„Connective Cities“ den Aus-
tausch zwischen Fachleuten aus 
deutschen Städten und Kommu-
nen weltweit  

Connective Cities

Seit 2014 haben sich bereits 
über 100 deutsche Kommunen 
und über 50 kommunale Unter-
nehmen bei „Connective Cities“ 
engagiert  Insgesamt haben sich 
seither mehr als 500 Kommunen 
aus 66 Ländern beteiligt 

So veranstaltete die Norisstadt 
Nürnberg im Oktober 2018 ge-
meinsam mit Connective Cities 

die Dialogveranstaltung „Stra- 
tegien für die digitale Stadt – 
Chancen und Herausforderun-
gen“  Vertreter aus elf Städten 
in sechs Ländern tauschten Pra-
xisbeispiele und Herausforde-
rungen in den Bereichen Digi-
talisierungsstrategien, digitale 
städtische Mobilität und digitale  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Stefan Bosse  Bild: Stadt Kaufbeuren

Christian Bernreiter.  r

in unserem Land glaubt, den 
Staat vorführen zu können. Hö-
hepunkte sind regelmäßig Fa-
ckelumzüge und Veranstaltun-
gen auch vor privaten Häusern 
von Entscheidungstragenden“, 
so Spiegler und Landsberg. Dies 
dürfe nicht hingenommen wer-
den. Der Rechtsstaat müsse hier 
klare Kante zeigen 

Nachhaltige Finanzierung

Ein wichtiger Baustein eines 
Zukunftsplans für Deutschland 
ist für den Deutschen Städte- 
und Gemeindebund auch die 
deutliche Erhöhung der kom-
munalen Investitionen, insbe-
sondere in den Bereichen Klima-
anpassung und Klimaschutz. Die 
Städte und Gemeinden stünden 
vor der Aufgabe, mehr in Hoch-
wasserschutz und in Grün in den 
Kommunen zu investieren, ei-
nen Beitrag zur Verkehrswende 
durch Elektromobilität in ihren 
Fahrzeugflotten zu leisten, für 
bessere Schulen und mehr Kitas 
zu sorgen sowie eine zügige Um-
setzung der Digitalisierung in 
den Verwaltungen anzugehen 

Spiegler und Landsberg zufol-
ge brauchen alle diese Ziele ei-
ne nachhaltige Finanzierung: 
„Das Jahr 2021 haben die Städte  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

bewältigung (Altschuldenhilfe) 
eingesetzt werden. Da der Ko-
alitionsvertrag für die Altschul-
denhilfe das Einvernehmen der 
Länder und eine Änderung des 
Grundgesetzes vorsieht, komme 
es jetzt vor allem auf die Lan-
desregierungen und den Bun-
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Wir gratulieren
ZUM 55. GEBURTSTAG

Bürgermeister  
Christian Scheuerer 

82441 Ohlstadt 
am 15 1 

Bürgermeister  
Herbert Tischhöfer 

93155 Hemau 
am 22 1 

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jens Zangenfeind 

83734 Hausham 
am 18.1.

Bürgermeister Michael Ernst 
83487 Marktschellenberg 

am 25 1 

Bürgermeister Christian Bolz 
86947 Weil 

am 26 1 

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Daniel Mair 

83112 Frasdorf 
am 14 1 

Bürgermeisterin  
Andrea Rothenbucher 

97265 Hettstadt 
am 15 1 

Landrat Dr. Oliver Bär 
95032 Hof 
am 25 1 

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Strauch 

83236 Übersee 
am 18.1.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage 

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ13  Januar 2022

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie

Wie begegnet man Hass und Hetze 
(im Netz und im realen Leben)?
26. Januar 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Im Netz werden Menschen immer ungehemmter - und dieses 
Verhalten schwappt ins „normale“ Leben über. Politiker werden 
beschimpft, drangsaliert und psychisch schwer beschädigt. Wie 
geht man als engagierter Politiker, als anpackende Bürgermeis-
terin mit solchen Dingen um? Worauf sollte man achten und wie 
kann man sich vor Übergriffen schützen. Der Vortrag geht auf die 
menschlichen Seite dieser Probleme ein, zeigt aber auch, was Poli-
zei und Personenschützer raten.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltungen@gemeindezeitung de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt 
Große Projekte kommunizieren
21. März 2022, 14:00 - 15:30 Uhr

Es gibt Projekte, die eine Menge Geld kosten, die der Bürger aber 
gar nicht wirklich wahrnimmt. Der Tiefbau kann ein Lied davon sin-
gen. Wenn hier gearbeitet wird, dann erkennt der Bürger das am 
besten daran, dass seine Mobilität in irgendeiner Form gehemmt 
wird  Außerdem kostet das Ganze hohe Summen, die aus Sicht der 
Bürger „versickern“. Die wenigsten wissen, was eine funktionieren-
de Infratsrukter wert ist. Also sollte man solche Projekte besonders 
gut kommunizieren. Der Vortrag gibt Hinweise, wie das gelingen 
kann und zeigt auch ein paar Beispiele zu diesem Thema 
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltungen@gemeindezeitung de
Teilnahmegebühr: 95,- € zzgl  MwSt 
Expertenrunde „Heimische Rohstoffe: 
Gewinnung, Recycling, Entsorgung und Artenschutz“
24. März 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Wir alle brauchen heimische Rohstoffe wie Sand, Kies und Natur-
stein – täglich  Sie begleiten uns nicht nur bei baulichen Maßnah-
men, sondern begegnen uns schon nach dem Aufstehen z B  beim 
Zähneputzen oder der Tasse Kaffee danach. 150 Mio. Tonnen be-
trägt der Bedarf an Gesteinsrohstoffen in Bayern pro Jahr. Wir sind 
in Bayern und Deutschland in der glücklichen Lage, mit minerali-
schen Rohstoffen gesegnet zu sein und diese regional fördern zu 
können. Das macht uns unabhängig von Importen und schont die 
Umwelt durch kurze Transportwege 

Ohne Frage ist eine Rohstoffgewinnungsstätte zunächst ein Ein-
griff in die Landschaft – jedoch in vielerlei Hinsicht ein positiver. 
Kommunale Entscheider befinden sich hier oft im Spagat zwischen 
Bedenken der Bevölkerung und dem gesellschaftlichen Auftrag, un-
seren alltäglichen Bedarf zu decken  Hintergrundwissen und eine 
überzeugende Kommunikation sind gefragt – denn von vielen As-
pekten der Rohstoffgewinnung vor Ort können Gemeinden und so-
gar die Natur profitieren.

Schon während der Gewinnung verwandelt sich die Grube oder 
der Steinbruch, z B  von einer zuvor intensiv genutzten landwirt-
schaftlichen Fläche, in Überlebensräume für gefährdete Tier- und 
Pflanzenarten.

Explodierende Kosten und der Mangel an geeigneten Verfüll-
standorten stellen Gemeinden bei der Entsorgung von Bodenaus-
hub vor große Herausforderungen  Auch wenn Recycling von Bau-
schutt und nachhaltige Baustoffe künftig feste Bestandteile des 
Rohstoffmix sein werden, wird die Verfüllung von Gruben und 
Brüchen nach der Gewinnungsphase weiterhin eine wichtige Rol-
le spielen. Die vielfältigen Möglichkeiten der Flächennutzung nach 
der Gewinnung bergen für Gemeinden zudem gewinnbringende 
Chancen 

Gemeinsam mit dem Bayerischen Industrieverband Baustof-
fe, Steine und Erden hat die Bayerische GemeindeZeitung ein Pro-
gramm entwickelt, das praxisnah die vielfältigen Fragestellungen 
rund um die Rohstoffgewinnung und die Entsorgung von Boden-
aushub erklärt sowie Hintergrundwissen, Lösungen und Argumen-
tationshilfen anbietet.

Bis 14.03.2022 können Sie Fragen an news@gemeindezeitung 
de einsenden, die an die Referenten weitergeleitet werden 
Programm:
• Impulsvortrag heimische Rohstoffe: Bedarf, Flächen und Bedeu-

tung: Dr. Bernhard Kling | Bayerischer Industrieverband Baustof-
fe, Steine und Erden e.V. (BIV)

• Erfahrungen mit Biotopen auf Zeit in Bayern: Dr. Andreas von Lin-
deiner | Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV)

• Bodenaushub – die Sicht der Gemeinden: Direktor Stefan Graf | 
Bayerischer Gemeindetag

• Bodenaushub – Abfall oder Ressource? Holger Seit | Landesver-
band Bayerischer Bauinnungen (LBB)

• Effiziente Flächennutzung mit Rohstoffgewinnung: Pius Geiger | 
Wilhelm Geiger GmbH & Co  KG, Oberstdorf

Moderation Constanze von Hassel | Bayerische GemeindeZeitung
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung de 
Teilnahmegebühr: kostenfrei r

Ärztinnen und Ärzte für individuelle Impfentscheidung e.V.:

Keine allgemeine  
Impfpflicht gegen Covid-19

Am 10. Dezember 2021 haben der Deutsche Bundestag und der 
Bundesrat die Einführung einer einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht gegen SARS-Cov-2 beschlossen. Derzeit wird die zeitnahe 
Einführung einer allgemeinen Impfpflicht gegen SARS-Cov-2 poli-
tisch diskutiert und vom Deutschen Ethikrat mehrheitlich befür-
wortet. Diesem Ansinnen steht der Verein „Ärztinnen und Ärz-
te für individuelle Impfentscheidung“ (ÄFI) ablehnend gegenüber, 
wie er nun in einer Stellungnahme deutlich gemacht hat.

„Als Ärztinnen und Ärzte, die 
Impfungen grundsätzlich als Teil 
ihrer ärztlichen Vorsorgetätig-
keit ansehen, … anerkennen wir 
die bedrohliche Lage im jetzi-
gen Stadium der Pandemie und 
sehen Impfstoffe als Teil einer 
Strategie, die der Dynamik einer 
sich ständig ändernden Situa- 
tion gerecht werden muss. Die 
Einführung sowohl einer einrich-
tungsbezogenen wie auch einer 
allgemeinen Impfpflicht gegen 
Covid-19 lehnen wir jedoch ab“, 
heißt es. Dafür werden folgende 
Gründe geltend gemacht: 
1  Die Covid-19- Impfstoffe 

vermitteln keinen nachhal-
tigen Schutz davor, sich mit 
SARS-CoV-2 anzustecken 
(„Eigenschutz“).

2  Die Covid-19-Impfstoffe 
vermitteln keinen zuver-
lässigen Schutz vor der An-

steckung anderer („Fremd-
schutz“).

3  Die Covid-19-Impfstoffe be-
wirken keinen nachhalti-
gen Gemeinschaftsschutz 
(„Herdenimmunität“).

4  Die Nachhaltigkeit des 
Impfschutzes wird durch 
neue Virusvarianten unver-
meidbar beeinträchtigt.

5  Die mit Covid-19-Impfstof-
fen verbundenen Risiken 
betreffen einzelne Bevöl-
kerungsgruppen sehr un-
terschiedlich und sind noch 
nicht abschließend beur-
teilbar 

6  Die mit einer SARS-CoV-2- 
Infektion verbundenen Ri-
siken sind innerhalb der 
Bevölkerung sehr unter-
schiedlich verteilt 

7. Ob eine Impfpflicht das Ge-
sundheitssystem entlastet, 

ist wissenschaftlich fraglich.
8. Eine Impfpflicht greift zu-

tiefst in die Grund- und 
Menschenrechte ein 

Zwangsmaßnahmen  
sind unverantwortlich

Fazit: „So notwendig es ist, die 
Pandemie entschlossen zu be-
kämpfen, so unverantwortlich 
ist es, Zwangsmaßnahmen zu er-
greifen, für die es derzeit keine 
hinreichende wissenschaftliche 
Grundlage gibt“, betont der ÄFI  
Eine Impfpflicht ist aus seiner 
Sicht „gerade nicht das notwen-
digermaßen agile und flexible In-
strument eines Pandemiema-
nagements, wie es uns andere 

Länder erfolgreich vormachen  
Unter den sich ständig wandeln-
den Bedingungen kann sie keine 
Lösung sein “ Sie werde ihre Wir-
kung verfehlen  

Hilfreich seien dagegen „wirk-
same und von wissenschaftli-
cher Evidenz gestützte Alterna-
tiven“. Politikerinnen und Poli-
tiker werden dazu aufgerufen, 
mit Impfangeboten auf die Men-
schen aus Risikogruppen zuzu-
gehen und risikoorientiert kon-
krete Maßnahmen zu ergreifen 
– „gemeinsam mit den Bürgerin-
nen und Bürgern und für diese“. 

Alle Quellen zur Stellungnah-
me sind auf www individuel-
le-impfentscheidung de nachzu-
lesen   DK

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann: 

Bevölkerungswachstum bis 2040 
Bayerns Einwohnerzahl steigt auf 13,66 Millionen  

Deutliche Veränderung der Altersstruktur – Weiterhin regionale Unterschiede

Bayerns Bevölkerung befindet sich bis ins Jahr 2040 auf Wachs-
tumskurs und wird gleichzeitig älter. Diese beiden wesentlichen 
Ergebnisse hat Bayerns Innenminister Joachim Herrmann bei der 
Vorstellung der neuen regionalisierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Bayerischen Landesamts für Statistik in Fürth be-
kanntgegeben. 

Herrmann: „Bayerns Bevölke-
rung wird in den kommenden 20 
Jahren voraussichtlich um fast 
vier Prozent auf rund 13,66 Mil-
lionen Menschen wachsen. Das 
bedeutet einen Zuwachs von 
rund 518.000 Menschen.“ Aber 
auch Bayerns Altersstruktur 
verändere sich deutlich: „Das 
Durchschnittsalter der Bevölke-
rung im Freistaat steigt in den 
kommenden zwei Jahrzehnten 
auf 45,5 Jahre. Die Altersgrup-
pe über 65 wird auf 3,49 Millio-
nen Menschen anwachsen, was 
einem Zuwachs von mehr als 28 
Prozent entspricht. Damit wür-
den im Jahr 2040 dann auf 100 
potentiell Erwerbsfähige et-
wa 46 Personen im Rentenalter 
kommen  Bei einem Rentenein-
trittsalter von 67 Jahren sind es 
hingegen 40 Personen “

Ländlicher Raum von  
Alterung besonders betroffen

Laut Herrmann wird insbe-
sondere der ländliche Raum von 
der Alterung betroffen sein. Der 
Innenminister mahnt: „Für eine 
vorausschauende Politik ist die 
Frage nach der künftigen Alters- 
entwicklung der Gesellschaft 
mit von grundlegender Bedeu-
tung, nicht zuletzt um einem 
drohenden Fachkräftemangel 
vorzubeugen “

Auch wenn die Zuwanderung 
aus dem Ausland 2020 Coro-
na-bedingt deutlich niedriger 
ausfiel, hat das Virus langfris-
tig voraussichtlich keine Aus-
wirkungen auf die bisherigen 
Trends der Bevölkerungsent-
wicklung  Herrmann: „Bayern ist 
weiterhin so attraktiv, dass er-
heblich mehr Menschen nach 

Bayern kommen als aus Bayern 
wegziehen.“ Diese Wanderungs-
gewinne erzielt der Freistaat ge-
genüber den anderen Bundes-
ländern wie auch gegenüber 
dem Ausland. Besonders auffäl-
lig ist nach den Worten des bay-
erischen Innenministers, dass 
alle bayerischen Landkreise und 
kreisfreien Städte an den zu er-
wartenden Wanderungsgewin-
nen partizipieren können. Dass 
es trotzdem bis zum Jahr 2040 in 

manchen Regionen zu leichten 
Bevölkerungsrückgängen kom-
men wird, liege daran, dass die 
Geburten nicht ausreichen wer-
den, um die Zahl der Todesfälle 
auszugleichen 

Größtes Plus in Oberbayern

Der größte Zuwachs der bay-
erischen Bevölkerung ist nach 
den Berechnungen der Statis-
tiker für Oberbayern zu erwar-
ten. Dort werde die Bevölke-
rung bis 2040 um knapp sieben 
Prozent zunehmen, dicht ge-
folgt von Schwaben mit einem 
Plus von 6,2 Prozent  “Ein deut-
liches Bevölkerungsplus erwar-

ten wir auch für Niederbayern 
(plus 5,3 Prozent). Aber auch 
Mittelfranken (plus 2,3 Prozent) 
und die Oberpfalz (plus 2,1 Pro-
zent) werden einen leichten Zu-
wachs verzeichnen können  Mit 
leichten Bevölkerungsrückgän-
gen ist hingegen in Oberfranken 
(minus 3,5 Prozent) und Unter-
franken (minus 1,5 Prozent) zu 
rechnen,“ so Herrmann 

Mit Blick auf die zu erwarten-
de Altersstruktur und die Be-
völkerungsentwicklung beton-
te Herrmann die Bedeutung 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse in der Stadt und auf dem 
Land. “Wir müssen die Ballungs-
räume entlasten und die länd-
lichen Räume gerade für junge 
Menschen durch gute Arbeits-
plätze, eine verlässliche Infra-
struktur und beste digitale An-
bindung noch attraktiver ma-
chen. Damit beeinflussen wir 
die Entwicklung und die Alters-
struktur dort positiv.“  r

Bayerischer Landtag:

Lobbyregister gestartet
63 Interessenvertretungen haben sich bereits eingetragen

Das Bayerische Lobbyregistergesetz ist seit 1. Januar 2022 in Kraft 
und sieht einen legislativen und exekutiven Fußabdruck vor. Seit 
16. Dezember können sich Interessenvertretungen registrieren. 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner: „Der Start des Lobbyregisters 
des Bayerischen Landtags hätte nicht besser laufen können. Da-
mit setzen wir neue Maßstäbe in Sachen Transparenz.“

63 Interessenvertretungen ha-
ben sich bereits im Lobbyregis-
ter des Bayerischen Landtags re-
gistriert. Die gesetzliche Grund-
lage dafür – das Bayerische Lob-
byregistergesetz (BayLobbyRG) 
– ist seit 1. Januar 2022 in Kraft. 
Eine Eintragung war seit Mitte 
Dezember möglich.

Der Fränkische Weinbauver-
band e V  hat sich als erste Inter-
essenvertretung in das Lobbyre-
gister des Bayerischen Landtags 
eingetragen und damit die Re-
gisternummer DEBYLT0001 er-
halten  Inzwischen sind 63 Un-
ternehmen, Verbände und Ver-
eine im Lobbyregister einsehbar 
(Stand 5.1., 12:00 Uhr). Zahlrei-
che weitere Interessenvertre-
tungen sind derzeit dabei, sich 
zu registrieren 

Transparenz ist entscheidend 
für die Glaubwürdigkeit

Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner wertet das als großen Er-
folg: „Transparenz ist entschei-
dend für die Glaubwürdigkeit 
von Politik – und sie funktio-
niert! Das zeigt der erfolgrei-
che Start unseres Lobbyregis-
ters. Dass schon wenige Tage 
nach dem Inkrafttreten des Bay-
erischen Lobbyregistergesetzes 
so viele Interessenvertretungen 
registriert sind, macht deutlich, 
dass die Eintragung unkompli-
ziert ist und von der Landtags-
verwaltung ideal vorbereitet 
wurde  Mit unserem Lobbyre-
gister schaffen wir so viel Trans-
parenz wie möglich und gehen 
so weit wie kaum ein anderes 
Parlament in Deutschland.“

Das Bayerische Lobbyregister-
gesetz (BayLobbyRG) trat zum 1. 
Januar 2022 in Kraft, schon seit 
16. Dezember 2021 war die Ein-
tragung in das Register auf der 
Homepage des Bayerischen 
Landtags möglich  

Für das Lobbyregister des Bay-
erischen Landtags können sich 
Interessenvertretungen unter 
www bayern landtag de/lob-
byregister registrieren, auch al-
le weiteren Informationen zum 
Lobbyregister sind hier zu fin-
den. Die Registereinträge sind 
hier einsehbar, erste Stellung-
nahmen zu Gesetzesvorhaben 
werden voraussichtlich in der 
zweiten Januarhälfte veröffent-
licht   r

Familienministerin Carolina Trautner: 

Kinderschutz in Bayern
„10 Jahre Bayerische Kinderschutzambulanz zeigen: Unser lan-
desweites Kompetenzzentrum stärkt den Kinderschutz in Bayern 
nachhaltig. Wir werden sie deshalb auch weiter fördern und stär-
ken“, so Bayerns Familienministerin Carolina Trautner. Sie über-
gab an die Bayerische Kinderschutzambulanz einen Förderbe-
scheid über 2,4 Mio. Euro.

„Jeder Euro für den Kinder-
schutz ist gut investiertes Geld. 
Die Bayerische Kinderschutz-
ambulanz ist dabei eine zent-
rale Säule unseres Bayerischen 
Gesamtkonzepts zum Kinder-
schutz  Ich bin beeindruckt, was 

dort jeden Tag geleistet wird! 
Denn es geht hier in jedem Ver-
dachtsfall um die Frage, ob ein 
Kind von körperlicher oder se-
xualisierter Gewalt betroffen 
ist  Mit der Bayerischen Kinder-
schutzambulanz haben wir seit 

2011 ein landesweites Kompe-
tenzzentrum mit bundesweiter 
Vorbildfunktion. Sie ist ein Er-
folgsmodell “ Im Rahmen der 
vierten Förderphase wird die 
Expertise der Bayerischen Kin-
derschutzambulanz auch auf 
seelische Gewalt und Vernach-
lässigung ausgebaut werden 

Werden Ärztinnen und Ärz-
te mit Verletzungen von Kindern 
konfrontiert, deren Ursache un-
klar ist, so ist eine schnelle und 
vor allem richtige Einordnung 
dieser Verletzungen das Gebot 
der Stunde. Hier schafft die Baye-
rische Kinderschutzambulanz am 
Institut für Rechtsmedizin der 
LMU München als landesweites 
Kompetenzzentrum seit mittler-
weile 10 Jahren Klarheit und gibt 
schnell und umfassend Hilfestel-
lung. Ärztinnen und Ärzte sowie 
Fachkräfte der Jugendämter kön-
nen sich in Kinderschutzfällen 
rund um die Uhr an das Team der 
Bayerischen Kinderschutzambu-
lanz wenden – online, persönlich 
oder am Telefon 

Die Bayerische Kinderschutz-
ambulanz prüft Verdachtsfäl-
le, dokumentiert Verletzungen, 
sichert Beweise und stellt ent-
sprechende Diagnosen. „Mit 
seiner Expertise trägt das Team 
der Bayerischen Kinderschutz-
ambulanz wesentlich dazu bei, 
Kinder vor weiterer Gewalt zu 
schützen“, so Trautner.
www kinderschutz bayern de r

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/EMF/EMF-Datenportal/emf_datenportal_node.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/EMF/EMF-Datenportal/emf_datenportal_node.html
mailto:news%40gemeindezeitung.de?subject=Frage%20Expertenrunde%20Heimische%20Rohstoffe
mailto:news%40gemeindezeitung.de?subject=Frage%20Expertenrunde%20Heimische%20Rohstoffe
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Anmeldung%20Expertenrunde%20Heimische%20Rohstoffe
http://www.individuelle-impfentscheidung.de
http://www.individuelle-impfentscheidung.de
http://www.kinderschutz.bayern.de
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willkommen im neuen Jahr 
2022. Nicht nur die Bürger ha-
ben sich zahlreiche Vorsätze 
und Wünsche für das neue Jahr 
vorgenommen, sondern auch 
unsere bayerischen Kommu-
nalpolitiker starten hoffungs-
voll mit vielen Zielen und poli-
tischen Vorstellungen ins neue 
Jahr. 

Doch zeigt ein kurzer Blick 
zurück auf die vergangenen 
zwei Jahre, dass wir noch so 
viele Vorsätze planen und 
Wünsche haben können, letztendlich aber die 
ehren- und hauptamtlichen Mandatsträger im-
mer wieder auf neue Entwicklungen und kurz-

fristige Herausforderungen reagieren müs-
sen. Gerade die politischen und gesellschaftli-
chen Auswirkungen der Corona-Pandemie ha-
ben dies eindrucksvoll bewiesen: Rückgang der 
kommunalen Steuereinnahmen, Demos vor den 
Rathäusern, leere Busse und vermehrte Angriffe 
auf Kommunalpolitiker. Für die KPV ist klar: Un-
sere Kommunen brauchen im neuen Jahr wie-
der mehr Raum und Kapazitäten, um mit den 
Bürgern gemeinsam zu gestalten und vor Ort 
investieren zu können. Die Corona-Pandemie 
hat auch die parteipolitische Arbeit vor Ort er-
schwert und das gesellschaftliche Zusammen-
spiel zwischen Bürger, Behörden und Politik 
grundsätzlich verändert. 

Im Gegensatz hierzu stehen die zentralen 

Themen, die im Vergleich zu 
den Vorjahren im Grundsatz 
gleichbleiben: Finanzielle Si-
cherheit für Kommunen, Erhalt 
der flächendeckenden Gesund-
heits- und Pflegeversorgung, 
kommunaler Wohnungsbau, 
Nachhaltigkeitsziele und Kli-
maschutz, Entbürokratisierung 
von Förderprogrammen, Um-
setzung des gesetzlichen Be-
treuungsanspruchs, Vitalisie-
rung der Dorfzentren und In-
nenstädte, kommunale Ent-
wicklungszusammenarbeit, 
neue Mobilitätswege für Stadt 
und Land sind nur ein kleiner 

Einblick in die kommunale Themenwelt, die un-
sere kommunale Arbeit im neuen Jahr begleiten 
werden. 

Unsere bayerischen Kommunen sind diesen 
Aufgaben gewachsen. Diese sind zugleich nicht 
die alleinige Aufgabe der Verantwortlichen vor 
Ort. Die Unterstützung der anderen politischen 
Ebenen ist hierbei unabdingbar. So sieht es die 
KPV als Aufgabe, dies regelmäßig einzufordern, 
insbesondere bei der neuen Bundesregierung, 
aber auch bei unserer Bayerischen Staatsregie-
rung sowie in Straßburg und Brüssel. 

Gemeinsam mit den kommunalen Spitzenver-
bänden setzt die KPV unter anderem auf stabi-
le kommunale Finanzen sowie auf die Weiter-
entwicklung von Lebensqualität und Attraktivi-
tät von Stadt und Land – besonders in den Sek-
toren der Gesundheit sowie der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Hierfür steht die KPV als Vertreter 
von den vielen engagierten, zum großen Teil eh-
renamtlich tätigen Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitikern in Bayern. Diesem Anspruch 
werden wir auch im Jahr 2022 gerecht werden.

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

2022: Alte Themen  
und neue Vorsätze 

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Serie „Kommunale Entwicklungszusammenarbeit anders denken“: 

„Entwicklungszusammenarbeit:  
Je kleiner, desto besser“

Als Kulturschaffender steht Christian Springer als Kabarettist auf 
der Bühne. Er setzt sich mit dem Begriff ‚Kultur’ in besonderer 
Weise auseinander, indem er beispielsweise Kabarettprogramme 
zu dieser Thematik schreibt. Parallel engagiert er sich seit Jahr-
zehnten im Nahen Osten und gründete 2012 den gemeinnützi-
gen Verein Orienthelfer e.V.. Im Rahmen dieses Engagements 
setzt Springer auf eine Verbesserung der Zukunftsperspektiven 
im Nahen Osten durch Bildungsprojekte. Er plädiert zudem für ei-
ne starke kommunale Zusammenarbeit, weil er sowohl auf Spen-
dengelder als auch politische Rahmenbedingungen angewiesen 
ist. Im Interview stellt der Künstler heraus, warum bestimmte 
Strukturen in der Entwicklungszusammenarbeit die Kooperation 
zwischen Partnern hemmen. 

GZ: Wie setzen Sie in ihrer 
Rolle als Kabarettist und Grün-
der von Orienthelfer e.V. den 
interkulturellen Dialog zwi-
schen deutschen Kommunen 
und den Partnern im Nahen Os-
ten in der Praxis konkret um?
Christian Springer: Orienthelfer 
e.V. arbeitet eng mit dem Aus-
wärtigen Amt und dem Bun-
desentwicklungsministerium zu-

auch die Prioritäten in den je-
weiligen Ländern verschieden 
sind? Oder dass Länder im Glo-
balen Süden beispielsweise ver-
suchen, dem Westen in einer 
bestimmten Art nachzueifern?
Springer: Wenn es um Men-
schen geht, im politischen Kon-
text, ja natürlich. Aber ich se-
he das in meiner Arbeit nicht so. 
Seit Ende der 1980er Jahre hal-

tik wird oftmals gefordert, kul-
turelle Einflussfaktoren stärker 
zu berücksichtigen. Können Sie 
das unterschreiben?
Springer: Ich bin ein strikter 
Gegner davon, die kulturellen 
Einflussfaktoren besonders zu 
betonen. Ich erkläre das am Bei-
spiel Libanon: Jeder, der 35 Jahre 
alt ist im Libanon, hat als Fünf-
jähriger aktiv den Bürgerkrieg 
miterlebt. Der Bürgerkrieg ging 
nach 15 Jahren 1990 zu Ende 
und diese Gewalt- und Kriegser-
fahrung, dieses Trauma, das ist 
kollektiv und individuell spürbar 
im Libanon. Ich bin immer wie-
der mit Leuten unterwegs, die 
das nicht wissen, aber mir etwas 
über den Islam erzählen wollen 
und über die Unterschiede in der 
Kultur. Aber es wäre absolut not-
wendig, sich mit der Landeskom-
petenz auseinanderzusetzen und 
diese zu erwerben. Da spielt zu 
einem geringen Teil auch die Kul-
tur eine Rolle. Das Wissen um 
die Kriegserfahrungen im jewei-
ligen Land ist aber weitaus wich-
tiger. Wenn ich das nicht habe, 
dann kann ich auch nicht über 
oder mit den Menschen spre-
chen. Denn der Krieg ist nicht et-
was, was im Buch steht, sondern 
was Menschen und Kinder erlebt 
haben.

Überbegriff Augenhöhe

GZ: Dabei geht es dann aber 
auch um die Frage: Was macht 
denn Kultur aus? Geht es jetzt 
um Traditionen, um religiöse 
Riten oder geht es darum, dass 
man unter Kultur versteht, dass 
man sich bestmöglichst entfal-
ten kann. Also dass man die 
Freiheit hat, seine eigenen Fä-
higkeiten zu nutzen.
Springer: Da bin ich gerne auf 
Ihrer Seite, da kommen wir der 
Sache nämlich näher. Denn der 
Überbegriff, der für meine Arbeit 
gilt, ist die Augenhöhe. Wir ge-
hen viel zu wenig auf die Bedürf-
nisse vor Ort ein. Vielmehr gehen 
wir oft schon mit vorgefertigten 
Projektvorstellungen an die Sa-
che heran und wollen diese nach 
unseren Vorstellungen umset-
zen. Ob das vor Ort so benötigt, 
gewollt oder gebraucht wird, 
ist eine ganz andere Frage. Das 
liegt an der Struktur und der Bü-
rokratie der Entwicklungszusam-
menarbeit. Oft kommt es da-
zu, dass Projekte gar nicht per-
sonell begleitet werden können, 
sondern ausschließlich über das 
Papier, was aber extrem wich-
tig wäre. Entwicklungszusam-
menarbeit – je kleiner sie wird, 
umso besser wird sie. Dafür lie-

Verteilung von Büchern im Libanon Bild: Christian Springer

sammen. Es geht in erster Linie 
darum, Kindern den Schulunter-
richt zu ermöglichen. Aber wir 
müssen zunächst klären: Was 
bedeutet „interkultureller Dia-
log“? Ich sage, dieser interkultu-
relle Dialog wird nicht benötigt, 
weil es keinen Handlungsbedarf 
gibt. Mir sind manche Verhal-
tensweisen deutscher Partner 
im Umgang mit Menschen frem-
der, als das Handeln der Leute 
vor Ort. Es gibt zum Beispiel in 
muslimischen Ländern einen an-
deren Kalender. Da sollte ich bei 
der Organisation von Schulpro-
jekten wissen, an welchen Tagen 
muslimische Feiertage stattfin-
den. Ich versuche zudem in der 
Zusammenarbeit das nach wie 
vor existierende kolonialistische 
Denken aufzubrechen. Das ist 
die höchste Prämisse, die man in 
dieser Arbeit machen muss.

Koloniales Erbe aufbrechen

GZ: Wenn Sie jetzt das koloni-
ale Erbe ansprechen – konnten 
Sie feststellen, dass dadurch 

te ich mich im Nahen Osten auf. 
Das ist eine Welt, in der es auch 
große christliche Minderheiten 
gibt, bis auf Jordanien. Das spielt 
natürlich eine Rolle. Man merkt 
das. Das Zusammenleben ist an-
ders. Aber die echte Prägung der 
Menschen, die ist eine sehr di-
rekte. Und das ist die Gewaltprä-
gung. Es zählen sehr viele Län-
der dazu, die Kriegserlebnisse 
innerhalb der letzten drei Jahr-
zehnte erlebt haben. Das heißt, 
man muss sich in gewisser Wei-
se zurückdenken in die Zeit von 
1950 in Deutschland, um zu ver-
stehen, was dort los ist. All die-
se Dinge prägen die Menschen 
sehr viel mehr als eine Religion. 
Und das hängt mit dem kolonia-
listischen Denken zusammen, in-
dem wir in arabischen Ländern 
glauben, wir müssen jetzt über 
den Islam sprechen. Das ist kom-
plett falsch, weil es an den Prob-
lemen vorbeigeht. Die Leute ha-
ben keinen Strom, die haben kei-
nen Zugang zu Wasser sowie er 
nötig wäre. 

GZ: In der Entwicklungspoli-

» … da ich auch nach 36 Jahren 
in kommunalen Mandaten der 
Kommunalpoliti k immer noch 
leidenschaft lich verbunden bin. «
Dr. Siegfried Balleis
Alt-OB Erlangen und 
ehrenamtlicher Botschaft er des Bundesministers 
für wirtschaft liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
für den Bereich kommunale Entwicklungs-
zusammenarbeit

Ich lese die GZ
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be ich auch diese Einbettung in 
die kommunalen Partnerschaf-
ten. Damit meine ich nicht Städ-
tepartnerschaften, sondern was 
Entwicklungsminister Dr. Gerd 
Müller ins Leben gerufen hat: 
diese kommunale Zusammenar-
beit, die man unbedingt voran-
treiben sollte.

GZ: Konnten Sie in Ihrer Zu-
sammenarbeit auch feststel-
len, dass man Elemente der ei-
genen Kultur und der anderen 
Kultur irgendwie vereint hat?
Springer: Natürlich, das funkti-
oniert blendend. Da gibt es sehr 
viele Beispiele. Es funktioniert 
immer auf einem Alltagsniveau 
am allerbesten. Bei Dingen, mit 
denen sich Menschen weltweit 
beschäftigen, wie kochen und 
spielen, beispielsweise Fußball – 
die Fußballbegeisterung der Kin-
der ist unfassbar.

GZ: Auf welche Bedürfnisse 
sollten Akteure in der Entwick-
lungszusammenarbeit denn be-
sondere Rücksicht nehmen? Und 
muss dabei die Beachtung gewis-
ser Grundwerte wie Freiheits-

denken vorausgesetzt werden?
Springer: Ich muss Menschen 
schützen und unterstützen, die 
einen Freiheitsbegriff im Kopf 
haben. Das ist ein bildungspoli-
tischer Ansatz, der sehr wichtig 
geworden ist und das setzt ei-
ne Kompetenz für die Partner-
region voraus. Menschen ha-
ben am erfolgreichsten gearbei-
tet, wenn sie ein Gespür für das 
Werte- und Orientierungssystem 
hier und dort gehabt haben. Das 
zu vermitteln ist eine unabding-
bare Aufgabe, aber sehr schwer, 
weil es Menschen mit und oh-
ne Empathie gibt. Das Gespür 
beim Menschen kann man ganz 
schwer als einen zu bewerten-
den Ausbildungsstandard fest-
legen. Aber der Erfolg der Arbeit 
ist exakt daran zu messen. Denn 
es geht nicht drum, mit welchen 
Noten man aus der Universi-
tät herauskommt, sondern um 
das Gespür für Kinder und den 
Bildungssektor und wie ich mit 
Konflikten umgehe. Da sind wir 
ein komplettes Entwicklungs-
land, weil bei uns zu viele Karri-

eristen oben mitschwimmen und 
sich nicht dafür interessieren, 
dass die Entwicklungszusam-
menarbeit mit Menschen zu tun 
hat. Wichtig ist, dass wir immer 
ein Ziel vor Augen haben. Man 
wird auch Fehler machen, ich 
habe auch viele Fehler gemacht. 
Ich bin Kabarettist, ich habe nie 
gelernt in einem anderen Land 
Entwicklungszusammenarbeit 
zu machen. Aber wenn man 
lernt und Schritt für Schritt vor-
angeht, dann wird man gemein-
sam Erfolg haben. Ihre Arbeit ist 
auch ein Baustein dessen. Ich 
bin sehr zukunftsfroh und opti-
mistisch, dass sich da etwas tut, 
auch in Bezug auf das Fachper-
sonal in den Ministerien, die sehr 
viel Ahnung und dieses gewisse 
Gespür mitbringen. 
Unsere Autorin Anja Guthardt  
behandelte im Rahmen ihrer 
Masterarbeit das Thema „Kom-
munale Entwicklungszusam-
menarbeit“ und erstellte im An-
schluss die Serie „Kommunale 
Entwicklungszusammenarbeit 
anders denken“ für die GZ.  r 

Bayerisches Familiengeld
Bereits 2,5 Milliarden Euro an Familien ausgezahlt

Vom Bayerischen Familiengeld haben bereits rund 651.000 Kin-
der im Freistaat profitiert. Bisher wurden rund 2,5 Milliarden Eu-
ro an die Familien ausgezahlt.

Dazu Bayerns Familienministe-
rin Carolina Trautner: „Trotz der 
erheblichen finanziellen Auswir-
kungen der Corona-Pandemie ist 
es uns gelungen, auch für 2022 
einen soliden Sozialhaushalt auf-
zustellen. Mehr als die Hälfte der 
Mittel geben wir traditionell für 
den Familienbereich aus  Mit un-
serem Bayerischen Familiengeld 
leisten wir für Familien mit klei-
nen Kindern auch im neuen Jahr 
wertvolle Unterstützung. Damit 
entlasten wir die Familien unbü-
rokratisch und direkt. Das freut 
mich sehr, da gerade Familien 
durch die Corona-Pandemie be-
sonders belastet sind. Die bayeri-
sche Leistung ist unabhängig von 
Familienleistungen des Bundes 
und deutschlandweit einmalig “

Im Haushalt 2022 sind für das 
Bayerische Familiengeld – vor-

behaltlich der Zustimmung des 
Bayerischen Landtags – rund 
770 Millionen Euro vorgesehen. 
Eltern mit ein- und zweijährigen 
Kindern erhalten das Familien-
geld seit September 2018. Sie 
werden mit 250 Euro pro Monat 
und Kind, ab dem dritten Kind 
mit 300 Euro monatlich, unter-
stützt. Das Familiengeld wird 
unabhängig vom Einkommen, 
der Erwerbstätigkeit und der 
Art der Betreuung gezahlt  Wer 
in Bayern bereits Elterngeld be-
antragt und bewilligt erhalten 
hat, muss keinen Antrag stellen  
Der Elterngeldantrag gilt dann 
zugleich auch als Antrag auf Fa-
miliengeld  Fragen zum Famili-
engeld beantwortet die Landes-
behörde Zentrum Bayern Fami-
lie und Soziales (ZBFS) unter der 
Nummer 0931 32 0909 29    r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter


KO M M U N A L E  P R A X I S4 GZ13  Januar 2022

(Fortsetzung von Seite 1)
Dienstleistungen aus. Der inter-
nationale Fachaustausch zeigte 
eine Vielzahl unterschiedlicher 
Ansätze von einem formalisier-
ten Strategieprozess in Nürn-
berg bis hin zu einer iterativer-
en Smart City Entwicklung in 
Taipeh. Die Stadt Nürnberg und 
ihr palästinensischer Projekt-
partner Nablus vertieften den 
Austausch zur digitalen Trans-
formation der Verwaltung in ei-
ner von Connective Cities unter-
stützten Expertenentsendung 
im Dezember 2019 nach Nablus.

Stichwort Kommunale Ent-
wicklungspolitik: Die Förderung 
von Schulbauprojekten wird von 
Kommunen unter anderem im 
Rahmen der Gemeinschaftsini-
tiative „1000 Schulen für unse-
re Welt“ des Deutschen Städ-
tetages, des Deutschen Land-
kreistages und des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes 
unterstützt. Auf Initiative enga-
gierter Bürger und mit Unter-
stützung des Kaufbeurer Ober-
bürgermeisters Stefan Bosse 
schloss sich die Stadt Kaufbeu-
ren der Gemeinschaftsinitiati-
ve der kommunalen Spitzenver-
bände an  Per Ratsbeschluss 
warb die Stadt für Spenden zur 
Renovierung und Erweiterung 
der Samaki Primary School in Sa-
nya Juu, Tansania. Durch den ge-
meinsamen Einsatz der Bürger, 
der Wirtschaft und der evan-
gelischen Kirchengemeinde ka-
men die benötigten Spenden in-
nerhalb weniger Monate zusam-
men. Die Renovierung und Er-
weiterung der Schule für ca. 200 
Schülerinnen und Schüler wurde 
im Juli 2021 fertiggestellt.

Klar ist: Internationale städti-
sche Arbeit bringt viele Mehr-
werte. Gleichzeitig erfordert sie 
Zeit, Fingerspitzengefühl und ei-
ne ausreichende Finanzierung  
Die finanzielle Unterstützung 
durch staatliche und nichtstaat-
liche Organisationen ermög-
licht vielen Städten, diese Arbeit 
deutlich zu intensivieren  Um sie 
zu stärken, lassen sich fünf we-
sentliche Ansätze benennen:
1. Die Bedeutung internationa-
ler städtischer Arbeit muss ver-
stärkt anerkannt werden. Teile 
der Kommunalpolitik stehen der 
kommunalen Entwicklungspo-
litik noch skeptisch gegenüber. 
Das Verständnis für die außen-
politischen Belange der Städte 
muss weiter gestärkt werden  

Im Bereich Nachhaltigkeit er-
kennt die Bundesregierung die 
entscheidende Rolle und Exper-
tise der Städte bereits an.
2. Die Städte sind bei der Be-
wältigung globaler Herausfor-
derungen verstärkt einzube-
ziehen. Dies gilt für die Erarbei-
tung und Umsetzung konkre-
ter Maßnahmen sowie für die 
Verabschiedung internationa-
ler Abkommen  Vom regelmäßi-
gen und kurzfristigen Austausch 
zwischen Städten und Bundes-
regierung können beide Seiten 
profitieren. Wird die Stimme 
der Städte bei relevanten Ver-
handlungen der Vereinten Nati-
onen formell anerkannt, stärkt 
das die internationale Zusam-
menarbeit 
3. Ressortübergreifende Koope- 
rationen innerhalb der Stadt-
verwaltung stärken die inter-
nationale Arbeit der Städte. Die 
internationale Arbeit der Städ-
te ist für alle Dezernate, Ämter 
und Fachabteilungen relevant  
Für ressortübergreifende Ko-
operationen bedarf es einer en-
gen Abstimmung der beteilig-
ten Akteure. Die internationalen 
Abteilungen können Aktivitäten 
ordnen und mit ihren Fachkom-
petenzen unterstützen – ent-
scheidend aber bleibt stets das 
Engagement der Stadtspitze 
4. Das Bekenntnis der Politik 
und Verwaltung zur internatio- 
nalen Arbeit beruht im Ideal-
fall auf einer mit Ratsbeschluss 
verankerten Gesamtstrategie.
Die Einbindung der Zivilgesell-
schaft stärkt den örtlichen Zu-
sammenhalt und den politi-
schen Rückhalt für internationa-
le Projekte. Die Zivilgesellschaft 
verfügt zudem über wertvolles 
Fachwissen und kann die Ver-
waltung entlasten 
5. Die Umsetzung internationa-
ler Projekte und Kooperationen 
durch die Städte bedarf zusätz-
licher Unterstützung und büro-
kratischer Erleichterungen. Um 
die Fülle an Aufgaben internati-
onaler städtischer Arbeit zu be-
wältigen, ist unter anderem eine 
Personalverstärkung erforder-
lich. Dazu braucht es verstärkt 
finanzielle Förderung seitens 
des Bundes, der Länder und an-
derer Organisationen. Damit 
Förderprogramme einen mög-
lichst großen Mehrwert entfal-
ten, müssen Verwaltungsauf-
wand und inhaltliche Vorgaben 
reduziert werden   DK

(Fortsetzung von Seite 1)
und Gemeinden mit einem De-
fizit von über 9 Milliarden Euro 
abgeschlossen. Auch für 2022 
müssen wir mit einem weite-
ren Defizit von über 10 Milliar-
den Euro rechnen, da durch die 
anhaltende Pandemie und die 
Störung der weltweiten Liefer-
ketten sich die Wirtschaft nicht 
so schnell erholt wie erwartet  
Wir fordern deshalb einen wei-
teren kommunalen Rettungs-
schirm für die Einnahmeausfäl-
le der Kommunen, insbesonde-
re im Bereich der Gewerbesteu-
er und der Einkommenssteuer “

Finanzielle „freie Spitze“

Die Finanzausstattung der 
Kommunen müsse dauerhaft 
nicht nur die Erfüllung von 
Pflichtaufgaben, sondern auch 
freiwillige kommunale Selbstver-
waltungsaufgaben ermöglichen  
Dabei müsse es eine finanziel-
le „freie Spitze“ als wesentliche 
Säule des durch das Grundgesetz 
garantierten Rechts der kom-
munalen Selbstverwaltung ge-
ben  Neben der Notwendigkeit 
der Einrichtung verfassungskon-
former und aufgabenadäquater 
kommunaler Finanzausgleichs-
systeme sei es mit Blick auf eine 
auch strukturell auskömmliche 
Finanzierung der kommunalen 

nalkapazitäten weiter auszubau-
en  Zumindest auf kommunaler 
Ebene sei schon heute zu beob-
achten, dass eigentlich notwen-
dige Neueinstellungen in den 
Bauplanungsämtern aufgrund 
von finanziellen Unsicherheiten 
zurückgestellt werden müssen. 
Investitionspauschalen seien da-
her eine wichtige Maßnahme ei-
ner langfristigen und planbaren 
Förderung von Investitionen. 

Überkomplexe 
Förderprogramme

Zunehmend wird die Verwal-
tungskraft der Städte und Ge-
meinden von der zuletzt im-
mer häufiger zu beobachtenden 
„Atomisierung“ überkomple-
xer und komplizierter Förder-
programme überfordert, kri-
tisiert der DStGB. Vor allem fi-
nanzschwache und kleine Kom-
munen würden dadurch bei der 
Möglichkeit Fördermittel zu ak-
quirieren, benachteiligt. Die 
Stärkung der kommunalen In-
vestitionsfähigkeit über die För-
derung mit Infrastrukturpau-
schalen würde daher auch einen 
wichtigen Beitrag zur Erreichung 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse leisten 

Herkulesaufgabe 
Energiewende

Als Herkulesaufgabe, die in 
vergleichsweise kurzer Zeit nur 
mit großen Anstrengungen zu 
schaffen sein werde, betrach-
tet der DStGB die Energiewen-
de. Dabei handle es sich um ein 
Projekt von immenser Bedeu-
tung für die Zukunft des Landes. 
Das Gelingen der Energiewende 
sei der entscheidende Schlüssel, 
ob Deutschland tatsächlich die 
Klimaschutzziele erreichen wird 

Laut DStGB sind Kohle, Atom-
kraft und Gas trotz aller Bemü-
hungen um eine Energiewen-
de nach wie vor Deutschlands 
wichtigste Energieträger für die 
Stromproduktion. Im dritten 
Quartal des Jahres 2021 stamm-
ten nach Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes mehr 
als die Hälfte (56,9 Prozent) der 
gesamten erzeugten Strommen-
ge von 118,4 Mrd. Kilowattstun-
den aus konventionellen Ener-
giequellen. Im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum (2020) habe 
sich damit der Anteil Bundesam-
tes sogar um 2,7 Prozent erhöht.

„Wenn Deutschland bis 2030 
tatsächlich, wie von der Ampel-
koalition geplant, 80 Prozent des 
Stroms aus Wind, Sonne und an-
deren erneuerbaren Energieträ-
gern produzieren will, brauchen 
wir einen gewaltigen Kraftakt“, 
so Spiegler und Landsberg  Jähr-
lich müssten dann bis zu 2.500 
neue Windräder ans Netz gehen  

Gesetz zur 
Klimaschutzbeschleunigung

Um die ambitionierten Ziele 
zu erreichen, schlägt der Deut-
sche Städte- und Gemeinde-
bund ein Klimaschutzbeschleu-
nigungsgesetz vor  Bestand-
teile eines solchen Gesetzes 
sollen digitale Genehmigungs-
verfahren sein sowie der Verzicht  
auf naturschutzrechtliche Aus-
gleichsregelungen, wenn die ge-
plante Maßnahme dem Klima-
schutz oder der Klimaanpassung 
dient, darüber hinaus eine Ver-
kürzung der Gerichtswege und 
Präklusions- und Stichtagsrege-
lungen, um die Gerichtsverfah-
ren zu beschleunigen  Zudem 
könnte auch ein 100.000-Dä-
cher-Sofortprogramm für kom-
munale Liegenschaften zur Be-
schleunigung der Energiewende 
beitragen 

Kommunikationsstrategie

„Alle diese Maßnahmen müs-
sen mit einer effektiven Kom-
munikationsstrategie verbun-
den werden  Gerade die Bereit-
schaft, auch persönlich beizu- 
tragen und mögliche Einschrän-

kungen zu akzeptieren, muss er-
höht werden. Das Prinzip ‚Not 
in my backyard‘ nach der Auf-
fassung ‚Ich bin für Umwelt-
schutz, möchte aber die Winde-
nergie nicht in Sichtweite haben 
und den neuen Schienenverkehr 
nicht hören‘, darf nicht länger 
Bestand haben“, forderten die 
Verbandsvertreter 

Neue Gemeinschaftsaufgabe

Aus Sicht des DStGB muss 
auch die Klimaanpassung in 
Städten und Gemeinden von 
Bund und Ländern gemeinsam 
mit den Kommunen konsequent 
vorangetrieben werden  „Hit-
ze, Dürre, Brände werden uns 
in Zukunft noch stärker belas-
ten und fordern völlig neue Kon-
zepte  Es geht um die Sicherung 
der Lebensgrundlage der Men-
schen. Die verheerende Flut-
katastrophe 2021 hat auf dra-
matische Weise gezeigt, dass 
wir nicht ausreichend vorberei-
tet sind  Wir schlagen deshalb 
vor, Klimaanpassung und Klima-
schutz als neue Gemeinschafts-
aufgabe in Art  91a Grundgesetz 
zu verankern  Zu Recht ist dort 
der Küstenschutz bereits vorge-
sehen, Klimaanpassung und Kli-
maschutz gehören notwendig 
dazu und werden die gemein-
same Verantwortung von Bund, 
Ländern und Kommunen stär-
ken“, unterstrichen Spiegler und 
Landsberg 

In Einklang gebracht werden 
müssen auch die Themenfelder 
Wohnen, Arbeit und Verkehr  
Nach Vorstellung der Ampel-Ko-
alition sollen künftig pro Jahr 
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teln hin zur Schiene kommt. Das 
würde gerade den ländlichen 
Raum massiv benachteiligen  
Zumal dort Schienenverbindun-
gen häufig unrentabel sind. Zu-
dem wurde eine Ausweitung 
der Lkw-Maut zur Finanzierung 
der Mobilität angekündigt.“ Zu-
sätzliche Mittel für die Schie-
ne dürften nicht zu Lasten der 
Straßenbaumittel und damit zu 
Lasten der Berufspendler ge-
hen. Verpflichtend geprüft wer-
den sollte die angedachte Schie-
nenanbindung bei neuen Ge-
werbe- und Industriegebieten  
Diese Forderung erscheine in 
manchen ländlichen Regionen 
geradezu absurd, so der Kom-
munalverband  

Zu Lasten  
des ländlichen Raums

Als möglichst vollwertige Al-
ternative zum motorisierten In-
dividualverkehr will der Bund 
klimaneutralen ÖPNV mit einem 
flächendeckenden und qualita-
tiv hochwertigen Angebot. Aus 
Sicht der bayerischen Landrä-
tinnen und Landräte macht die 
Ampel keine Angaben darüber, 
wie dies finanziert werden soll. 
Macht der Bund Vorgaben, müs-
se er auch die nötigen Finanz-
mittel bereitstellen. Fehlanzei-
ge auch in punkto Pendler- bzw  
Entfernungspauschale. Anderer-
seits finden sich laut Kommunal-
verband Aussagen zur Abschaf-
fung von überflüssigen, unwirk-
samen sowie umwelt- und kli-
maschädlichen Subventionen 
und Ausgaben. Darunter könnte 
auch die zuletzt erhöhte Entfer-
nungspauschale fallen  Gleich-
zeitig sei von der Abschaffung 
des Dieselprivilegs die Rede. „Ei-
ne gleich hohe Besteuerung von 
Diesel und Benzin würde zu ei-
nem enormen Anstieg des Die-
selpreises führen. Der Koaliti-
onsvertrag geht in diesem Be-
reich zu Lasten des ländlichen 
Raums und damit der in der Ver-
fassung verankerten Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse.“

Klare zeitliche Zielvorgaben 
fehlten wiederum bei den An-
kündigungen der Ampel zum 
Glasfaser- und Mobilfunkaus-

bau. Eine flächendeckende Ver-
sorgung sei eine wesentliche 
Voraussetzung für gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land. Die Bundesregierung 
dürfe dies nicht auf die lange 
Bank schieben. „Die Daten sol-
len laufen, nicht die Bürger“, 
lautet die Forderung hinsichtlich 
einer digitalfreundlichen Ge-
setzgebung. Der Koalitionsver-
trag greift nach Auffassung des 
Landkreistags zahlreiche Forde-
rungen auf, die der Bayerische 
Innovationsring im Juli 2021 an 
den Bund übermittelt hat. Die 
Ankündigungen im Koalitions-
vertrag müssten aber noch mit 
Leben gefüllt werden. Nach Auf-
fassung der bayerischen Land-
kreischefs müssen alle Gesetze 
einem Digitalisierungscheck un-
terzogen werden. Mittels Ge-
neralklausel seien alle Digitali-
sierungshemmnisse abzuschaf-
fen. Begrüßt werden die Unter-
stützung der Kommunen und 
die Umsetzung von Standards  
Dies gilt u.a. für die Weiterent-
wicklung des Onlinezugangsge-
setzes mit einer ausreichenden 
Folgefinanzierung, einer kla-
ren Standardisierung und Ver-
einheitlichung von IT-Verfahren 
nach dem Einer-für-alle-Prin-
zip. Offen sei allerdings, was un-
ter einer „ausreichenden“ Fi-
nanzierung zu verstehen ist und 
bis wann mit der angekündig-
ten Standardisierung gerechnet 
werden kann  

Neues Berufsbild

Positiv bewertet der Land-
kreistag auch die beabsichtigte 
Schaffung eines neuen Berufs-
bilds „Community Health Nur-
sing“. Das aus den angloame-
rikanischen Ländern bekannte 
Modell der primären, auf Pfle-
gesituationen ausgerichteten 
Gesundheitsversorgung lehne 
sich an das früher in Deutsch-
land bekannte Berufsbild der 
Gemeindeschwester an, gehe 
aber mit seinem interdisziplinä-
ren Ansatz deutlich darüber hin- 
aus. Längst überfällig sei „die 
Vereinfachung und Beschleuni-
gung der notwendigen Gewin-
nung von ausländischen Fach-
kräften und die Anerkennung im 

Ausland erworbener Berufsab-
schlüsse“. Der gesamte Bereich 
sei überreguliert. Insgesamt 
blieben die Vorschläge zur Lang-
zeit-/Pflege aus fachlicher Sicht 
hinter den Erwartungen an den 
neuen Koalitionsvertrag zurück. 

Die finanzielle Besserstellung 
der Pflegekräfte sei zwar eine 
wichtige Anerkennung während 
der Pandemie, mache den Beruf 
aber mittelfristig kaum attrakti-
ver. Schließlich führe ein höhe-
rer Verdienst nicht selten zu ei-
ner Reduzierung der Arbeitszeit  

Seit jeher zwiespältig steht der 
Verband dem Gute-Kita-Gesetz 
und dessen Umsetzung in Bayern 
gegenüber. Durch eine nur auf 
drei Jahre angelegte Förderung 
sei nicht in echte Maßnahmen 
zur Qualitätssteigerung inves-
tiert worden, sondern mehrheit-
lich in Elternbeitragsreduzierun-
gen. Die nun geplante Fortent-
wicklung in Richtung bundes-
weiter Qualitätsstandards, sei 
kritisch. Die Bundesmittel müss-
ten verstetigt werden.

Mittel für Ausbau  
der Ganztagsbetreuung

Mit Vehemenz fordern die 
Landkreischefs eine auskömm-
liche und dynamische Finanzie-
rung der Kommunen beim Aus-
bau der Ganztagsbetreuung als 
neue rechtsanspruchserfüllen-
de Aufgabe  Im Freistaat gehe 
es um 120 000 bis 160 000 zu-
sätzliche Plätze. Was im Koaliti-
onsvertrag unter einer stärke-
ren „Ausgewogenheit der Finan-
zierung zwischen Ebenen des 
öffentlichen Haushalts“ zu ver-
stehen ist, bleibe nebulös und 
klinge nicht nach einem Konne-
xitätszugeständnis in Richtung 
Kommunen  

Stichwort Inklusive Kinder- 
und Jugendhilfe: Begrüßt wird 
die Verlautbarung, dass die 
notwendigen Anpassungen zur 
Umsetzung der inklusiven Ju-
gendhilfe im SGB VIII bereits in 
dieser Legislaturperiode gere-
gelt werden sollen. Die Formu-
lierung „notwendige Anpassun-
gen“ klinge jedoch nicht nach ei-
nem Vorhaben mit großen Ver-
änderungen und auch nicht 
danach, dass dies als „neue“ 
Aufgabe der Kinder- und Ju-
gendhilfe aufgefasst wird  Eine 
Beteiligung des Bundes im Rah-
men eines Mehrbelastungsaus-
gleichs sei nicht aus dem Koaliti-
onsvertrag herauszulesen 

Bewältigung  
des Fachkräftemangels

Einen Beitrag zur Bewältigung 
des Fachkräftemangels kön-
ne die Zuwanderung qualifizier-
ter Drittstaatsangehöriger dar-
stellen. Dies setze gute Sprach-
kenntnisse voraus und sollte 
auch nicht auf Kosten der grund-
sätzlichen Sicherheit gehen. Die 
Aufenthaltserlaubnis auf Probe 
für Duldungsfälle, der Familien-
nachzug unter generellem Ver-
zicht auf Sprachkenntnisse so-
wie die Möglichkeit der Identi-
tätsklärung durch (lediglich) Ab-
gabe einer Versicherung an Eides 
statt stünden dem entgegen. 
Auch der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nach be-
reits fünf Jahren wird als kritisch 
angesehen 

Ein wichtiges Signal, auch 
angesichts wieder steigender 
Flüchtlingszahlen, sei die wei-
tere Beteiligung des Bundes an 
den flüchtlingsbedingten Kos-
ten der Länder und Kommunen  
Allerdings müssten die Integra-
tionsmittel umfänglicher direkt 
auf der kommunalen Ebene an-
kommen  Als bedauerlich wer-
tet der Bayerische Landkreis-
tag die Tendenz zur Abkehr von 
den Anker-Zentren  Zwar lasse 
sich zu Recht die Aufenthalts-
dauer in diesen Einrichtungen 
kritisieren, jedoch könne hier 
mit beschleunigten Asylverfah-
ren und einer konsequenteren 
Rückführung entgegengewirkt 
werden   DK

Städte als Impuls...

Ebene angezeigt, den gemeind-
lichen Anteil an der Umsatz-
steuer zu erhöhen. Für den zu-
sätzlichen Anteil ist es aus kom-
munaler Sicht angebracht, auf 
einen einwohnerbasierten Ver-
teilschlüssel umzustellen.

Negative 
Nettoinvestitionsquote

Obwohl sich die kommunalen 
Ausgaben für Investitionen in 
den vergangenen Jahren deut-
lich erholt hatten, ist die Netto-
investitionsquote seit nunmehr 
fast 20 Jahren negativ. Der Wer-
teverzehr bei der kommunalen 
Infrastruktur ist also größer als 
die Investitionen. Folge ist ein 
entsprechend massiver kom-
munaler Investitionsrückstand 
von zuletzt 149 Milliarden Eu-
ro  Nimmt man nun noch die 
notwendigen zusätzlichen Zu-
kunftsinvestitionen, unter an-
derem in den Bereichen Klima 
und Digitalisierung in den Blick, 
wird deutlich, dass tatsäch-
lich die zwingende Notwendig-
keit einer langfristigen kommu-
nalen Investitionsoffensive, die 
von Bund und Ländern finanziell 
dauerhaft abgesichert werden 
muss, besteht 

Kommunen, aber auch die 
Bauwirtschaft, benötigten Pla-
nungssicherheit, um ihre Perso-

Zukunftsplan ... 400 000 neue Wohnungen ent-
stehen, davon 100.000 öffent-
lich gefördert. Dafür sollen die 
finanzielle Unterstützung des 
Bundes für den sozialen Woh-
nungsbau fortgeführt und die 
Mittel erhöht werden. Geschlos-
sen werden soll ein „Bündnis be-
zahlbarer Wohnraum“ mit allen 
wichtigen Akteuren. Ergänzend 
ist geplant, eine neue Wohn-
gemeinnützigkeit mit steuerli-
cher Förderung und Investiti-
onszulagen auf den Weg zu brin-
gen und die bestehende Miet-
preisbremse zu verlängern und 
zu verschärfen  In „angespann-
ten Wohnungsmärkten“ dürfen 
die Mieten innerhalb von drei 
Jahren nur noch um 11 Prozent 
steigen, bislang waren es 15 
Prozent 

Nach Ansicht des Deutschen 
Städte- und Gemeindebunds 
wäre eine einseitige Ausrich-
tung auf den Wohnungsneu-
bau falsch  In ländlichen Regio- 
nen stünden bis zu 1,8 Millionen 
Wohnungen leer. Dieses Potenzi-
al sei dringend zu nutzen  In die-
sem Zusammenhang sei die För-
derung ländlicher Räume ein 
wichtiger Aspekt. Allerdings wer-
den laut Verband die bisherigen 
Bundesfinanzhilfen in Höhe von 
jährlich 1 Milliarde Euro nicht 
ausreichen, um eine Trendwen-
de am Wohnungsmarkt einzulei-
ten. Jedes Jahr fielen in Deutsch-
land etwa 45 000 Wohnungen 
zusätzlich aus der Sozialbindung  
Daher müssten die Mittel für die 
soziale Wohnraumförderung von 
Bund und Ländern auf mindes-
tens 5 Milliarden Euro pro Jahr 
erhöht werden   DK

Top-down-Strategie ...
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ABC des Mobilfunknetzausbaus

Welche Anforderungen  
an Mobilfunkstandorte gibt es?

Um mit Smartphones – insbesondere in Not-
fällen – erreichbar zu sein, bedarf es einer um-
fassenden Infrastruktur  Weil die Nachfrage nach 
einer qualitativ hochwertigen Netzversorgung 
steigt, müssen die Mobilfunkbetreiber ständig in 
ihre Netze investieren. Die Ermittlung von geeig-
neten Standorten für Basisstationen ist ein kom-
plizierter und abstimmungsintensiver Vorgang. 
Hierbei gilt es, auf Basis einer sorgfältigen Funk-
netzplanung sowohl technische als auch recht-
liche und wirtschaftliche Anforderungen zu be-
rücksichtigen. 

Die wichtigste Voraussetzung bei der Suche 
nach einem geeigneten Standort ist, dass der 
neue Mobilfunkstandort seine Versorgungs-
ziele erreicht und sich in die bestehende Netz-
architektur einfügen lässt. Die Anforderungen 
an die Örtlichkeit lassen sich so zusammenfas-
sen: Der Standort muss die baulichen Erforder-
nisse wie Höhe, Statik, Flächenbedarf, Zugang 
usw. erfüllen und dabei im gegebenen Kosten-
rahmen bleiben  Zusätzlich muss der Standort 
unter anderem baurechtliche und immissions-
schutzrechtliche Bestimmungen erfüllen. Nicht 
zuletzt muss auch der Eigentümer der geplan-
ten Baumaßnahme zustimmen.

Im Regelfall plant und realisiert jeder Mobil-
funknetzbetreiber sein eigenes Netz. Dies ist 
vom Kartellrecht vorgeschrieben und soll den 
Wettbewerb im Mobilfunkbereich sicherstel-
len  Passive Infrastruktur wie Antennenträger 
auf Dächern oder freistehende Masten wer-
den oftmals beziehungsweise regelmäßig ge-
meinsam genutzt  

Wie funktioniert  
die Planung von Mobilfunknetzen?

Entscheidend bei der Planung von Mobil-
funknetzen ist die Berechnung der Ausbrei-
tung der elektromagnetischen Wellen, die die 
Grundlage der Funkübertragung sind. Im Ge-

gensatz zu Radio- und Fernsehsendern macht 
die Planung von großen Versorgungsgebieten 
keinen Sinn, da die Endgeräte mit ihren geringen 
Sendeleistungen die Distanz zur Station über-
brücken können müssen. Wegen der engen geo-
grafischen Begrenzung der Funkzellen werden 

In Kooperation mit dem Informationszentrum Mobilfunk  
www gemeindezeitung de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Teil 3: Wie wird ein  
Mobilfunknetz geplant?

Weitere Informationen unter:
www kommunalinfo-mobilfunk de und www.informationszentrum-mobilfunk.de

1https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/EMF/EMF-Da-
tenportal/emf_datenportal_node.html
2https://emf3.bundesnetzagentur.de/

ner zunächst einen sogenannten Suchkreis fest  
Dieser berücksichtigt die geografischen Bedin-
gungen vor Ort  

Auch die zum Teil sehr unterschiedliche Aus-
lastung eines Netzes muss für den Zeitraum ei-
nes Tages, einer Woche sowie eines Jahres be-
rechnet werden. Dieser „Kapazitätsaspekt“ ist 
bereits bei Ortschaften mit einigen wenigen tau-
send Einwohnern oftmals entscheidend für die 
Frage nach der Anzahl der erforderlichen Stand-
orte für eine zeitgemäße Versorgung, auch wenn 
bereits eine grundsätzliche Funkabdeckung vor-
handen ist 

Was ist eine Standortbescheinigung?

Die vom Netzbetreiber bei der Bundesnetz-
agentur zu beantragende Standortbescheinigung 
dient der Sicherstellung des Immissionsschutzes 

und den Sendeanlagen freigehalten werden müs-
sen. Diese und die Details zur Antennenkonfigu-
ration werden in der Standortbescheinigung auf-
geführt. Für Kommunen besteht die Möglichkeit, 
in einem passwortgeschützten Bereich der Bun-
desnetzagentur zusätzliche Informationen zu den 
installierten Funksystemen und den Sicherheits-
abständen einzusehen 1

Wie ist der Schutz  
der Bevölkerung geregelt?

Zum Schutz der Bevölkerung vor möglichen Ge-
fahren durch elektromagnetische Felder hat der 
Gesetzgeber in Deutschland Grenzwerte festge-
legt. Diese sind in der 26. Verordnung zum Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (26. BImSchV) ge-
setzlich verankert worden. Mit der 1997 in Kraft 
getretenen und 2013 novellierten Verordnung 
schuf Deutschland als erstes EU-Land rechtlich 
verbindliche Regelungen zur Begrenzung elektro-
magnetischer Felder. 

Bei der Festlegung der in Deutschland gülti-
gen Grenzwerte ist der Gesetzgeber den wissen-
schaftlichen Empfehlungen der Internationalen 
Strahlenschutzkommission (ICNIRP) gefolgt und 
beruft sich zusätzlich auf die Einschätzung der 
Strahlenschutzkommission des Bundes (SSK), so-
wie des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS). 
Die Verordnung verpflichtet die Mobilfunknetz-
betreiber in Deutschland, die Grenzwerte an al-
len Orten, die zum dauerhaften oder vorüber-
gehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt 
sind, einzuhalten. Das gilt zum Beispiel für Wohn-
häuser, aber auch für Schulen, Kindergärten, 
Spielplätze oder Krankenhäuser  

Die Bundesnetzagentur überprüft die Einhal-
tung in unregelmäßigen Abständen und ohne An-
kündigung. Darüber hinaus führt die Bundesnetz-
agentur Immissionsmessungen durch. Die Ergeb-
nisse aller Messungen samt Ortskoordinaten und 
Sicherheitsabständen der Mobilfunksendeanla-
gen sind in einer Standortdatenbank für die Öf-
fentlichkeit frei zugänglich 2 Die Daten zeigen, 
dass fast alle Anlagen, auch in den Städten, im 
zeitlichen Mittel die Grenzwerte nicht einmal zu 
1% ausschöpfen 

Teil 4 des ABC des Mobilfunknetzausbaus er-
läutert die Evolution von LTE zu 5G und infor-
miert wie der Glasfaserausbau mit der 5G-Ver-
sorgung zusammenhängt.  r

Täglich nutzen wir Smartphones und andere mobile Geräte und können uns ein Leben ohne 
mobile Kommunikation kaum mehr vorstellen. Die Technologie entwickelt sich schnell weiter 
und der steigende Datenverkehr macht den weiteren Ausbau der Infrastruktur erforderlich. Im 
ABC des Mobilfunknetzausbaus erläutern wir genauer, warum die Netze weiter ausgebaut wer-
den, wie die kommunale Beteiligung beim Ausbau geregelt ist, wie ein Netz geplant wird, was 
5G eigentlich ist und welche Auswirkung Mobilfunk auf die Gesundheit hat.

die Antennen in vergleichsweise geringer Hö-
he angebracht. Daher ist es erforderlich, bei der 
Planung eines Standortes mit großer Genauig-
keit vorzugehen 

Bei der Funknetzplanung sind darüber hinaus 
weitere Einflussgrößen zu berücksichtigen. Die 
Funksignale können durch natürliche Hindernis-
se oder Gebäude, aber auch durch Witterungsein-
flüsse abgeschwächt oder abgelenkt werden. Für 
den Bereich der mobilen Telekommunikation sind 
dafür Computermodelle entwickelt worden. Sie 
können die Funkausbreitung beispielsweise in Ab-
hängigkeit von der Geländeform und der Bebau-
ung simulieren und darstellen  Bei der Planung ei-
ner einzelnen Basisstation legen die Funknetzpla-

am Standort  Sie wird meist kurz vor Beginn der 
Bauphase beantragt und muss zwingend vorlie-
gen, bevor die Station den Betrieb aufnimmt. Aus 
den Bauplänen und anhand der technischen Da-
ten ermittelt die Bundesnetzagentur die Sicher-
heitsbereiche für die Standortbescheinigung je-
des Standortes. Dabei wird aus den Grenzwerten 
abgeleitet, welche Bereiche zwischen Menschen 

Serie „Kommunale Entwicklungszusammenarbeit anders denken“:

„Hier geht es  
nicht um Greenwashing“

Schulen, 4.200 Einwohner und ein Krankenhaus sollen erstmalig mit 
Trinkwasser in Baringo County in Kenia versorgt werden. Dieses Ziel 
haben sich die Akteure im Rahmen der kommunalen Klimapartner-
schaft zwischen der ostafrikanischen Region und der Stadt Gersthofen 
gesetzt. Im Interview mit der Bayerischen GemeindeZeitung richtet 
Bürgermeister Michael Wörle einen klaren Appell an die Staatsregie-
rung und erläutert, wie der Aufbau kommunaler Partnerschaften in 
der Entwicklungszusammenarbeit unterstützt werden kann.

GZ: Als Erster Bürgermeister 
der Stadt Gersthofen haben Sie 
im Jahr 2019 als einzige Kommu-
ne in Bayern in der siebten Runde 
des Projekts „Kommunale Klima-
partnerschaft“ teilgenommen. 
Was war der konkrete Auslöser 
für diesen Schritt?
Michael Wörle: Gerade Kommu-
nen stellen mit Ihrem Wissen und 
lokalen Netzwerken ein unendli-
ches Potential für internationale 
Partnerschaften dar. Wenn jeder 
Gemeinde- oder Stadtrat in Bay-
ern sich dieses Themas annähme, 
würden wir in einigen Jahren vie-
le Probleme gemeinsam bearbei-
ten und auch lösen können. Die 
Stadt Gersthofen hat den großen 
Vorteil, dass mit der Region Barin-
go County in Kenia seit vielen Jah-
ren eine enge Partnerschaft be-
steht. Da war es naheliegend, dass 
wir diese enge Freundschaft durch 
die Teilnahme an der 7. Phase der 
kommunalen Klimapartnerschaf-
ten weiter ausgebaut haben.

GZ: Mit dem Projekt „Kommu-
nale Klimapartnerschaften“ der 
Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) soll die fach-

liche Zusammenarbeit deutscher 
Städte, Gemeinden und Land-
kreise mit Kommunen aus Afrika, 
Lateinamerika und Asien in den 
Bereichen Klimaschutz gestärkt 
werden. Seit 2011 haben aber 
nur 78 kommunale Partnerschaf-
ten gemeinsame Handlungspro-
gramme zu diesen Themen erar-
beitet. Wo liegt Ihrer Meinung 
nach der Grund dafür, dass Kom-
munen zögern?
Wörle: Für andere Kommunen, 
die zunächst ein Netzwerk auf-
bauen müssen, liegt die Einstiegs-
hürde höher als beispielsweise bei 
uns. Dennoch sehe ich in der kom-
munalen Klimapartnerschaft für 
Städte und Gemeinden ein großes 
Potenzial und die Möglichkeit ak-
tiv Klimaschutz in anderen Regio-
nen zu fördern. Ich bin mir sicher, 
es gibt in ganz vielen Gemeinden 
zivilgesellschaftliche Kontakte zum 
Globalen Süden. Darauf lässt sich 
häufig zielführend aufbauen.

GZ: Die Stadt Gersthofen ent-
sendet zusammen mit Kreis-
handwerkskammer, Innungen 
und regionalen Unternehmen 
Mitarbeiter und Unterstützer, 

um Ausbilder in Kenia zu schulen. 
Wie engagiert sich Gersthofen in 
der Region Baringo County und 
welche konkreten Ziele sollen im 
Rahmen dieses Engagements er-
reicht werden?

Schwerpunkte Trinkwasser 
und Jugendarbeitslosigkeit

Wörle: Die Stadt hat sich unter an-
derem für das Projekt Teach the 
Teacher stark gemacht, bei dem 
Fachkräfte aus der Region in Ba-
ringo County Lehrerinnen und Leh-
rer geschult haben. Gersthofen en-
gagiert sich aber auch stark in an-
deren Bereichen. Schwerpunkte 
sind hier die Trinkwasserversor-
gung, die Aufforstung, der Erhalt 
der Biodiversität sowie die Defi-
nition von CO²-Projekten. Diese 
Schwerpunkte gilt es in den nächs-
ten Jahren umzusetzen. Große 
Probleme gibt es beispielhaft bei 
der Trinkwasserversorgung. 80 
Prozent der Menschen in der Re-
gion Baringo County haben kei-
nen direkten Zugang zu Trinkwas-
ser – da gibt es viel zu tun. Auch in 
punkto der extrem hoher Jugend-
arbeitslosigkeit müssen wir durch 
die Schaffung wirtschaftlicher Per-
spektiven Angebote bieten. Zu-
dem entwickeln wir verschiedens-
te Maßnahmen, um an den Zielen 
für nachhaltige Entwicklung der 
Vereinten Nationen zu arbeiten.

GZ: In der Entwicklungszusam-
menarbeit findet derzeit ein Pa-
radigmenwechsel statt: Vor al-

lem das Gebot der ‚Kommuni-
kation auf Augenhöhe‘ steht im 
Mittelpunkt der Zusammenar-
beit. Wie setzen Sie das im Rah-
men der Kommunalen Klima-
partnerschaft um?
Wörle: Wichtig ist uns ein regel-
mäßiger Austausch und eine kon-
krete Zielsetzung, die mit den Part-
nern definiert, besprochen und ge-
meinsam beschlossen wird. Nur 
wenn man sich in diesen Punkten 
auf Augenhöhe begegnet, lassen 
sich Projekte auch erfolgreich um-
setzen. Allein der Begriff Partner-
schaft macht klar, dass es um weit 
mehr als nur Patenschaft geht.

GZ: Was haben Sie seit Beginn 
der Partnerschaft im Jahr 2019 
aus der Zusammenarbeit mit-
genommen? Hat Sie persönlich 
der Austausch verändert oder 
haben Sie mit Vorurteilen ge-
brochen?
Wörle: Ich habe viel gelernt über 
die Kultur, die Denkweise und die 
politischen Strukturen in Kenia. 
Mit dem Besuch einer Delegati-
on des Stadtrats in Kenia wurde 
uns allen klar, wie wichtig derar-
tige Begegnungen sind. Das ge-
genseitige Verständnis sowie die 
enormen Chancen aus diesen Kon-
takten, sind seitdem in der Politik 
in Gersthofen verankert. Auch der 
Besuch unseres Jugendorchesters 
vor drei Jahren hat bei den Teil-
nehmern nachhaltige Spuren hin-
terlassen. Der persönliche Aus-
tausch schafft vielleicht auch die 
Grundlage zur Bekämpfung von 
Fluchtursachen. Allein die Chan-
ce hierfür sollte Grund genug sein, 
sich mit dem Thema intensiv zu be-
schäftigen.

GZ: Seit kurzem fördert der 
Freistaat kommunale Klimako-
operationen. Welchen Appell 
richten Sie an die Staatsregierung 

bzw. den Bayerischen Landtag – 
wie müssen sich die Rahmenbe-
dingungen ändern, damit bei den 
Kommunen die Bereitschaft zur 
Bildung von Partnerschaften mit 
dem Globalen Süden wächst?

Wörle: Es müssen Anreize für 
Städte und Kommunen geschaf-
fen werden und ein Netzwerk, um 
Erfahrungen auszutauschen. Ein 
wichtiger Punkt ist zudem, dass 
die Staatsregierung für diese wich-
tigen Projekte ausreichend Gel-
der bereitstellt, bei der Kontakt-
aufnahme zu fernen Regionen hilft 
sowie den Kontakt zu einem Ex-
pertennetzwerk aufbaut. Ich sehe 
für Projekte wie dieses ein großes 
Potenzial, denn im Endeffekt pro-
fitieren beide Partner von einer 
kommunalen Klimapartnerschaft. 
Zudem müssen Bund und Land 
Türöffner sein, um für das zivilge-
sellschaftliche Engagement die 
politische Unterstützung im Glo-
balen Süden zu bekommen. Fer-
ner sollten Kommunen in die La-
ge versetzt werden, Fördergelder 
für gemeinsame Projekte in ent-
sprechender Höhe beantragen zu 
können. Bund, Länder, Kommunen 
und Unternehmen aus dem Nor-
den müssen mit dem jeweiligen 
Gegenpart im Globalen Süden zu-
sammenarbeiten. Die Möglichkei-

ten CO²-relevante Projekte schnell 
und wirtschaftlich im Globalen 
Süden zu realisieren, wird häufig  
ignoriert. Hier geht es nicht um 
Kompensation oder Greenwas-
hing – sondern um schnelle, wir-
kungsvolle Maßnahmen für das 
Klima. Der Bund – aber auch der 
Freistaat müsste zeitnah Kommu-
nen und Unternehmen an einen 
Tisch laden, um eine neue Stra-
tegie in der Zusammenarbeit mit 
dem Globalen Süden zu erarbei-
ten. Die Stärkung kommunaler Kli-
mapartnerschaften stehen explizit 
im Koalitionsvertrag. Jetzt gilt es, 
dieses Ziel konsequent mit Leben 
zu füllen.  red

Eine Delegation aus Baringo County mit Michael Wörle, Erster Bürger-
meister Stadt Gersthofen, beim Bürgerempfang 2019 Bild: Marcus Merk

Für die Umsetzung konkreter 
Maßnahmen aus den Hand-
lungsprogrammen können 
Angebote der SKEW von En-
gagement Global genutzt 
werden: bspw. „Nachhalti-
ge Kommunalentwicklung 
durch Partnerschaftsprojek-
te“ (Nakopa), „Förderpro-
gramm für Kommunale Kli-
maschutz- und Klimaanpas-
sungsprojekte“ (FKKP) oder 
Kleinprojektefonds: www 
skew engagement-global de
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Quelle: Informationszentrum Mobilfunk, Stand September 2020

Schritte beim Aufbau einer Mobilfunk-Basisstation

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4393-gz-23-2021-abc-des-mobilfunknetzausbaus
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/4393-gz-23-2021-abc-des-mobilfunknetzausbaus
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/
https://www.kommunalinfo-mobilfunk.de/
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/EMF/EMF-Datenportal/emf_datenportal_node.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/EMF/EMF-Datenportal/emf_datenportal_node.html
https://emf3.bundesnetzagentur.de/
http://www.skew.engagement-global.de
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https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/
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VBEW-Geschäftsführer Detlef Fischer:

Umbau der Energieversorgung 
muss noch mehr Fahrt aufnehmen!

Erst 50 Prozent des Strombedarfs in Bayern werden durch Erneuerbare Energien gedeckt

Die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien konnte in Bay-
ern im Coronajahr 2020 auf einen Rekordwert von knapp 40 
TWh gesteigert werden, gleichzeitig ging der Stromverbrauch im 
Vergleich zu den Vorjahren etwas zurück auf nun etwa 80 TWh. 
„Das bedeutet, dass rein rechnerisch jede zweite in Bayern ver-
brauchte Kilowattstunde (kWh) durch heimische Erneuerba-
re Energien gedeckt wird. Die bayerische Energiewende kommt 
voran, muss aber noch viel mehr an Fahrt aufnehmen, damit bis 
2040 die Klimaneutralität geschafft ist“, so Detlef Fischer, Ge-
schäftsführer des Verbands der Bayerischen Energie- und Wass-
erwirtschaft e. V. – VBEW.

Bei den einzelnen erneuer-
baren Energieträgern (EE) zeig-
te sich nach den neuesten Zah-
len des Bayerischen Landesamts 
für Statistik ein gemischtes Bild. 
Während die in Bayern sehr er-

folgreiche Photovoltaik (PV) und 
Biomasse weiter zulegen konn-
ten, gab es bei der Wasserkraft 
und der Windkraft witterungs-
bedingt leichte Rückgänge. „Wir 
brauchen aber auch die Wind-

kraft in Bayern, um wetter- und 
jahreszeitbedingte Schwankun-
gen in der Stromerzeugung bei 
der PV zumindest etwas ausglei-
chen zu können. Und der Ausbau 
der Wasserkraft ist besonders 
wichtig für eine bedarfsgerechte 
Stromversorgung“, mahnt Det-
lef Fischer, sich beim EE-Ausbau 
nicht allein auf die PV zu konzen-
trieren. 

„Gesicherte Leistung“ 
gewinnt an Bedeutung

„Auf dem Weg zu einem 100 
Prozent klimaneutralen Bayern 
warten noch weitere sehr gro-
ße Herausforderungen auf die 
Stromversorgung, etwa beim 
Netzausbau oder der Speiche-
rung von Elektrizität. Die bisheri-
gen Ausbauzahlen sehen auf den 
ersten Blick rein rechnerisch sehr 
gut aus, wichtig ist aber nicht nur 
die Energiemenge in der Jahresbi-
lanz“, erklärt Fischer im Hinblick 
auf die Versorgungssicherheit, die 
rund um die Uhr gewährleistet 
sein muss. So hat die Photovol-
taik in den Monaten November 

und Dezember 2021 so gut wie 
gar nicht zur Stromversorgung 
beigetragen. Bei den nicht fluk-
tuierenden Erneuerbaren Was-
serkraft, Biomasse und Geother-
mie tendiert die Jahresstrompro-
duktion in den letzten Jahren le-
diglich seitwärts. Es fällt immer 
schwerer, bei diesen Energieträ-
gern neue Potenziale zu heben. 
Nur mit einem Bau von Speichern 
und dem Einstieg in eine Wasser-
stoffwirtschaft kann vermieden 
werden, dass Überschussstrom 
aus Wind- und PV-Anlagen un-
genutzt bleiben muss. Das The-
ma „Gesicherte Leistung“ wird – 
vor allem im Winter – in jedem 
Fall erheblich an Bedeutung ge-
winnen.

„Auch der Stromverbrauch 
wird wieder ansteigen“, erwar-
tet der VBEW-Geschäftsführer, 
und sieht im Jahr 2020 aufgrund 
der Corona-Pandemie eine Aus-
nahmesituation. Wenn die Wirt-
schaft wieder wächst, bewegt 
sich der Strombedarf auf die al-
ten Niveaus. Zusätzlich kommen 
dann die neuen Stromanwen-
dungen wie Elektromobilität, 
Wärmepumpen und Digitalisie-
rung hinzu, denn Klimaneutrali-
tät bedeutet auch eine Elektri-
fizierung im Verkehrs- und Wär-
mesektor. „Und niemand will 
sein neues Elektroauto nur dann 
laden, wenn gerade die Sonne 
scheint oder der Wind weht“, re-
sümiert Detlef Fischer. r

DStGB-Positionspapier:

Kernforderungen bei 
der Konzessionsvergabe 

im Energiebereich
Die Vergabe von Energiekonzessionen ist rechtlich komplex, bin-
det erhebliche personelle Kapazitäten in den Städten und Ge-
meinden und ist häufig Gegenstand jahrelanger gerichtlicher 
Auseinandersetzungen. Deshalb hat der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund gemeinsam mit der Rechtsanwaltskanzlei Becker 
Büttner Held (bbh) und dem Büro für Energiewirtschaft und tech-
nische Planung GmbH (BET) ein Positionspapier vorgelegt, in dem 
gesetzlicher Änderungsbedarf gegenüber einer neuen Bundesre-
gierung geltend gemacht wird.

Versorgungssicherheit: 

Starkes Duo  
für die Zukunft

Neue Gas-Hochdruck-Leitung  
verbindet Baden-Württemberg und Bayern

Damit die Gemeinden ihre 
örtliche Energiepolitik bestmög-
lich ausgestalten können, wird 
in den „Kernforderungen bei der 
Konzessionsvergabe im Energie-
bereich“ zunächst vorgeschla-
gen, das Konzessionsvergabe-
verfahren zu vereinfachen. Bei 
vielen Städten, besonders aber 
bei den kleineren Gemeinden, 
besteht ein großes Missverhält-
nis zwischen dem Aufwand des 
Konzessionsvergabeverfahrens 
und den Einnahmen aus der 
Konzessionsabgabe. Hierzu soll-
te die Bundesnetzagentur ein 
Konsultationsverfahren von Ge-
meinden, Energiewirtschaft und 
weiteren Stakeholdern durch-
führen.

Jahrelange Verzögerung der 
Netzübernahme verhindern

Damit der Streit über den 
Netzkaufpreis nicht zu einer jah-
relangen Verzögerung der Netz- 
übernahme und damit der Um-
setzung der gemeindlichen Kon-
zessionierungsentscheidung 
führt, sollte dem erfolgreichen 
Neukonzessionär laut Papier 
„das Recht eingeräumt werden, 
den Eigentumsübergang nach 
seiner Wahl auch im Wege eines 
Vorbehaltskaufs zu verlangen, 
wenn nicht innerhalb eines Jah-
res eine Einigung über den Kauf-
preis erzielt wurde“. Flankie- 
rend könnte eine Verpflichtung 
der Bundesnetzagentur einge-
führt werden, um im Streitfall 
auf Antrag einer Partei eine vor-
läufige, aber sofort vollziehba-
re Entscheidung über die Höhe 
des Vorbehaltskaufpreises bzw. 
des Anlagenumfangs zu treffen. 
Damit könnten zusätzliche Ver-
zögerungen bei der Umsetzung 
der Netzübernahme begrenzt 
werden.

Um bei Rechtsstreitigkeiten 
über Konzessionsvergaben eine 
Zersplitterung der Rechtspre-
chung zum Konzessionsrecht zu 
vermeiden, wird zudem dafür 
plädiert, dass hierfür künftig das 
kartellvergaberechtliche Nach-
prüfungsverfahren vor den Ver-
gabekammern zur Anwendung 
kommt.

Besonders mit Blick auf die 
CO2-mindernde und damit um-
weltfreundliche Koppelung der 
Sektoren Strom, Wärme, Ver-

kehr im Sinne einer örtlichen 
Energiepolitik sei eine integ-
rierte Netzplanung und -bewirt-
schaftung zentrales Anliegen, 
heißt es weiter. Kommunale 
bzw. regionale Energiekonzep-
te sicherten dies ab. Infolgedes-
sen müsse sich dies stärker als 
bisher bei den zulässigen Krite- 
rien für die Auswahl des Ver-
tragspartners widerspiegeln, 
der Rechtsrahmen sei entspre-
chend anzupassen.

Auch sollte insoweit das Ne-
benleistungsverbot nach § 3 
der Konzessionsabgabenverord-
nung (KAV) angepasst und klar-
gestellt werden, dass Unterstüt-
zungsleistungen der Konzessi-
onäre bei der Aufstellung und 
Umsetzung kommunaler oder 
regionaler Energiekonzepte und 
die hierfür erforderliche Bereit-
stellung einer integrierten, spar-
tenübergreifenden Netzplanung 
nicht durch das Nebenleistungs-
verbot erfasst werden.

Rechtssichere 
Regelungen treffen

Nicht zuletzt müssen laut 
Deutschem Städte- und Ge-
meindebund mit einer Reform 
der Konzessionsvergabe im 
Energiebereich auch rechtssi-
chere Regelungen im Bereich 
der Wasserstoffnetze getroffen 
werden. Im Einzelnen sei nicht 
geregelt, ob das Vergabeverfah-
ren für das einfache oder quali-
fizierte Wegerecht anzuwenden 
ist, weshalb die Unsicherheit bei 
den Gemeinden groß sei. Im Sin-
ne der volkswirtschaftlich vor-
zugswürdigen Integration des 
Wasserstoffs in die vorhande-
ne Gasnetzinfrastruktur sollten 
auch die Paragraphen 46 und 48 
EnWG sowie alle weiteren dies-
bezüglichen Normen in der Wei-
se angepasst werden, dass sich 
hieraus eine Parallelität zu den 
Gasnetzen ergibt.

Als erforderlich wird auch eine 
rechtssichere Regelung bei der 
Konzessionsabgabe im Bereich 
des Energieträgers Wasserstoff 
angesehen. Im Interesse des 
Konzessionsabgabenaufkom-
mens bei den Gemeinden sollte 
sichergestellt werden, dass Was-
serstofflieferungen konzessions-
abgabenrechtlich als Tarifliefe-
rungen behandelt werden. DK

Die Aufgabe, für eine zu-
kunftsfeste Energieversorgung 
für gut 50.000 Menschen in 
der Region um die Iller zu sor-
gen, machte diese Leitung not-
wendig. Die Netze Südwest ha-
ben es sich mit der Suche nach 
einem Partner nicht leicht ge-
macht. schwaben netz mit star-
kem technischen Know-how er-
wies sich als idealer Partner, um 
dieses anspruchsvolle Projekt 
auf der bayerischen Seite um-
zusetzen. Die Hochdruck-Gas-
leitung wurde landschaftsöko-
nomisch unter der Iller und dem 
Illerkanal eingezogen. Das Be-
sondere an der Unterquerung 
war das ‚Meeting in the Midd-
le-Verfahren‘ – die Bohrköpfe 
trafen sich unter der Iller an der 
Landesgrenze von beiden Sei-
ten kommend. Und das über ei-
ne Länge von 550 Metern auf 
der Größe eines Bierdeckels. Die 
Netze Südwest haben gleichzei-
tig einen Netzkopplungspunkt 
direkt an der Landesgrenze auf 
baden-württembergischer Seite 
in Dietenheim realisiert, der im 
November erfolgreich unter Gas 
gesetzt wurde.

Wasserstoff-ready

Ziel der Verlegung ist die zu-
kunftssichere Versorgung bei-
der  Regionen. Andreas Schick, 
Geschäftsführer der Netze Süd-
west, erklärt hierzu: „Die Anbin-
dung ist ein entscheidender Bau-
stein, um unsere Kundinnen und 
Kunden zukünftig mit Wasser-
stoff klimaneutral zu versorgen. 
So kann unser Netz ein Schlüs-
selelement der Wärmewende 
werden. Wir danken der schwa-
ben netz für die gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit.“

Wenn zukünftig Wasserstoff 
anstelle von Methan durch die 
neuen Leitungen strömt, be-
deutet dies eine veränderte Be-
anspruchung des Materials. Da-

her wurde bei der Auswahl der 
Komponenten besonderer Wert 
auf die „Wasserstoff-Readiness“ 
gelegt – der neue Netzabschnitt 
ist bestmöglich auf die Wasser-
stoff-Transformation eingestellt.

Kooperation der Regionen

Auf allen Ebenen wurde ko-
operiert, auf der kommunalen, 
der überregionalen und bei den 
Netzbetreibern. Nur durch die 
vertrauensvolle Zusammenar-
beit der beteiligten Experten 
konnte dieses komplexe Projekt 
zum Erfolg geführt werden.

„Wir verbinden nicht nur 
zwei Netze, wir verbinden Bay-
ern und Baden-Württemberg an 
dieser Stelle“, bekräftigt Thomas 
Keil, Geschäftsführer schwa-
ben netz gmbh. „Eine nachhal-
tige Energieversorgung der Zu-
kunft darf keine Grenzen ken-
nen, denn sie ist eine Gemein-
schaftsaufgabe. Das Projekt ist 
für uns eine Zukunftsinvestition. 
Durch dieses Rohr wird in naher 
Zukunft Wasserstoff fließen. Da-
für sind wir bereit. Klimaschutz 
und verantwortungsvolle Ener-
gieversorgung schließen einan-
der nicht aus.”

Technisches Großprojekt  
in bescheidenem Gewand

Zu sehen ist von diesem tech-
nischen Großprojekt ein be-
scheidenes Fertiggebäude, das 
an eine größere Fertiggarage er-
innert. Von der anspruchsvol-
len Ingenieurskunst unter der 
Iller und dem Illerkanal zeugt 
nurmehr ein Film (https://youtu.
be/uGwVau1V__w). In der idyl-
lischen Landschaft selbst wird 
die Leitungstrasse im nächsten 
Jahr nicht mehr sichtbar sein. Im 
Frühjahr werden die sorgsamen 
Wiederherstellungsarbeiten der 
Oberflächen vervollständigt 
und abgeschlossen.   r

HEWA und EAB: 

Kooperation bei Solar-Projekt

Klimaneutralität zu erreichen, 
bedeutet auch einen deutlichen 
Ausbau der Stromerzeugung aus 
Erneuerbaren Energien. Die HE-
WA GmbH, mit Sitz in Hersbruck, 
hat in ihrem Einzugsgebiet bereits 
zukunftsweisende Projekte um-
gesetzt und möchte die nächste 
Phase mit einem erfahrenen Pro-
jektpartner – Energieallianz Bay-
ern GmbH & Co. KG aus Hallberg-
moos – durchführen. Ein kommu-
nal getragenes Unternehmen, das 
bereits seit 2009 im Bereich der 
Erneuerbaren Energien Projekte 
erfolgreich entwickelt, plant und 
umsetzt. Beide Unternehmen pla-
nen eine strategische Kooperati-
on und sind bereits in der Konkre-
tisierung eines möglichen, gemein-
samen Projektes für Photovoltaik.

Dazu Robert Ilg, 1. Bürgermeis-
ter der Stadt Hersbruck: „Selbst-
verständlich wissen wir um die 
teils konkurrierenden Zielsetzun-
gen zwischen Landwirtschaft und 
Energieversorgung bei Freiflächen 
PV-Anlagen. Gerade aus diesem 
Grund unterstützen wir den An-
satz unserer Stadtwerke, bei der 
Flächenauswahl und Gestaltung 
eines Projektes, eine ausgewoge-
ne Abwägung aller Interessen zu 
erreichen. Unsere bisherige Erfah-
rung und die erfolgreiche Ausrich-
tung der HEWA GmbH zeigen, dass 
dieser Interessensausgleich auch 

gelingen kann.“
Die HEWA GmbH plant kurz-

fristig, neue PV-Anlagen mit der 
Energieallianz Bayern umzusetzen 
und Geschäftsführer Harald Kiesel 
beschreibt die Ausgangslage wie 
folgt: „Wir haben in den letzten 
zehn Jahren gemeinsam mit unse-
ren Kunden, den Hersbrucker Bür-
gern, in Bezug auf die Stromer-
zeugung aus Erneuerbaren Ener-
gien bereits einiges erreicht. Für 
das ambitionierte Erreichen der 
Klimaneutralität bedarf es aber 
einer deutlichen Steigerung. Mit 
einem starken, erfahrenen und 
ebenfalls kommunalen Partner 
können wir solche Projekte erst 
sinnvoll angehen.“

„Als Energieallianz Bayern ste-
hen wir für den Umbau der Ener- 
gieversorgung in kommunaler 
Hand. Aus dieser Verantwor-
tung heraus wollen wir vor Ort 
verträgliche und nachhaltige 
Energieprojekte umsetzen“, er-
klärt Ulrich Geis, Geschäftsfüh-
rer der Energieallianz Bayern. 
„Durch die Kompetenz der lo-
kalen HEWA und mit unserer Er-
fahrung als Betreiber von Erneu-
erbaren-Energien-Anlagen hof-
fen wir, das Potenzial der Frei- 
flächen-Photovoltaik in Bayern  
weiter entwickeln zu können 
und so gemeinsam die Energie-
wende voranzutreiben.“ r

Die große Bedeutung von zukunftsfester Energieversorgung steht 
bei den Gasnetzbetreibern ganz oben auf der Agenda – sowohl 
auf dem Weg zur Klimaneutralität als auch für die langfristige, 
stabile und sichere Versorgung. Die Netze Südwest und schwa-
ben netz reden nicht nur von großen Aufgaben, sie haben mit der 
Hochdruckleitung von Illertissen nach Dietenheim ihre Verant-
wortung für die Menschen in der Region bewiesen.

Magic Numbers
Als herausragende und in ganz Deutschland einmalige Team-
leistung erwies sich die Großbaustelle der neuen Gas-Hoch-
druck-Leitung zwischen Bayern und Baden-Württemberg.
• zwei Netzbetreiber in Süddeutschland, Ländergrenzen über-
schreitend
• 1,5 Jahre Planung, 4 Monate Bauzeit
• Über 500 Menschen – SpezialistInnen aus ganz Europa – aus 
etwa 20 Firmen haben Hand in Hand zusammengearbeitet um 
die Energieversorgung der Zukunft heute zu bauen. 
• 18.000 Stunden Arbeit auf den Baustellen 
• SpezialistInnen, die gebraucht wurden: BohrmeisterInnen, 
röntgensichere RohrschweißerInnen, BiegemeisterInnen, Spü-
lungsingenieurinnen, UltraschallprüferInnen 
• Von Anfang an: Alle Leitungen können Wasserstoff!
• Damit Zukunft für alle gilt, bedenken beide Firmen bei jedem 
Neubau, jeder Reparatur und Instandsetzung die bevorstehen-
de Einspeisung von Wasserstoff
• 5,8 Kilometer Stahlrohrleitung 
• 260 Tonnen schwer mit 600 Schweißnähten.
• 6.100 Kubikmeter Erde wurden zudem bewegt
• Groß-Baustelle – landschaftsschonend
• Meeting in the Middle-Verfahren 
• 50 Meter Länge; 40 Meter Tiefe
• 1x Naturschutzrechtliche Genehmigung
• 1x Denkmalschutzrechtliche Genehmigung
• 1x Kampfmitteluntersuchung mittels Luftbilderauswertung
• 1x Archäologische Baubegleitung
• Querungen:  
1 Bahnlinie Kempten-Neu-Ulm, 7 Gewässer, 5 Straßen 

• Das Besondere am Schluss 
Die baubegleitende archäologische Erkundung auf gut 25.000 
m² Fläche brachte ein vorgeschichtliches Urnengrab zum Vor-
schein. Es wurde sorgfältig als Bodendenkmal erfasst und der 
Wissenschaft zugänglich gemacht. r

Die HEWA GmbH will gemeinsam mit der Energieallianz Bayern  
GmbH ein Freiflächen-Photovoltaik-Projekt im Hersbrucker Stadt-
gebiet umsetzen.

Illertissen

Dietenheim

https://youtu.be/uGwVau1V__w
https://youtu.be/uGwVau1V__w
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Energie für  
heute und  
morgen
Mein GünstigStrom –  
 100 % aus Wasserkraft

Digitalisierung bringt Vorteile für 
Versorgungssicherheit und Ausbildung

Schwäbischer Netzbetreiber schwaben netz arbeitet mit VR-Brille

„Die Erfahrung oder präziser die Sicherheit durch Erfahrung, die 
langjährige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einfach haben, mü-
helos, quasi spielend an neue Kolleginnen und Kollegen oder an 
Auszubildende weiterzugeben – das ist das Ziel des digitalen Wis-
senstransfers“, umschreibt Johannes Eberhardt, Projektleiter 
schwaben netz die Aufgabe der VR-Brille im Gesamtkonzept Digi-
talisierung schwaben netz.

Sicherheit steht absolut an 
erster Stelle in einem Versor-
gungsunternehmen. Hier die-
nen klar formulierte, standardi-
sierte Arbeitsprozesse bundes-
weit für einen DVGW-geprüften 
Standard. Auf diese Standards 
baut zusätzlich die Erfahrung auf 
des regionalen Netzbetreibers 
schwaben netz. Dieses Wissen 
gibt die erforderliche Sicherheit, 
jede neue Situation zu meistern. 
So stellt sich schwaben netz Zu-
kunft vor – die VR-Brille ist ein 
wesentlicher Mosaikstein, um 
Konnektivität und Bildung zu-
sammenzubringen.

Dauerhafter Prozess

Digitalisierung bei schwaben 
netz ist ein immerwährender 
und andauernder Prozess, ge-
nau wie die innerbetriebliche 
Weiterbildung. „Das Prinzip der 
VR-Brille auf unsere Azubi-Aus-
bildung zu übertragen oder 
bei der Einweisung von neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern einzusetzen, lag sofort 
auf der Hand“, sagen Johannes 
Eberhardt und Christian Wa-
genpfeil, die beiden Projekt-
leiter bei schwaben netz. Die 
VR-Brille erlaubt es, alle Ar-

beitsschritte in Gasstationen in 
einem virtuellen Raum zu simu-
lieren. „Die jungen Leute sind 
sofort begeistert. Den Aufbau 
der Schulungseinheiten ken-
nen sie aus dem Gaming“, er-
läutert Wagenpfeil, der zudem 
Ausbildungsleiter bei schwa-
ben netz ist und selbst noch 
nicht solange der Spielekonsole 
entwachsen. „Die Vorteile von 
Serios Gaming sind in der Aus- 
und Weiterbildung längst eine 
feste Größe.“

Aus Fehlern lernen

Zudem können neue Mitar-
beiter dadurch ihre „Einlern-
phasen“ verkürzen, Routinen 
aufbauen und Expertenwissen 
kann gebündelt angeboten wer-
den. „Und die neuen Mitarbei-
ter können selbstständig im-
mer sicherer werden, denn das 

VR-Brillenprogramm „belohnt 
es, Fehler zu machen.“ „Hier 
werden Fehler geradezu ein-
gefordert, um zu schauen, was 
geht“, erklärt Eberhardt. „Wie 
bei der Piloten-Ausbildung wer-
den Szenarien angeboten, in de-
nen die Lerninhalte vermittelt 
werden. Fehler sind sinnvoll, um 
zu lernen. Und mit der VR-Brille 
kann ich nichts beschädigen. Im 
Gegenteil, meine Fehler bringen 
mich weiter und machen mich 
am Ende sicherer.“

Gemeinschaftsprojekt 
der Thüga-Gruppe

schwaben netz gmbh ist 
als 100 % Tochter der erdgas 
schwaben Gruppe Teil der Thü-
ga AG. Die Thüga bietet hier 
ein überregionales Netzwerk 
der Netzbetreiber an. Johannes 
Eberhardt und Christian Wagen-
pfeil sind in dem Fort- und Wei-
terbildungskreis Digitalisierung 
der Thüga-Gruppe engagiert. 
Das Thema Fachkräftemangel  
fordert von den Unternehmen 
neue Lösungswege. Hier, in die-
sem Rahmen, begann die Zu-
sammenarbeit mit Jörg Alb-
recht von der Thüga Energienet-
ze GmbH (THEN) Ende 2020. Zu-
sammen mit Prof. Marcus Kurth 
und Prof. Carsten Schleyer von 
der Modellfabrik Bodensee 
wurden die heute eingesetzten 
Szenarien erschaffen.

Szenarien

schwaben netz startet mit 
zwei Szenarien. Die Szenarien 
auf der VR-Brille bei schwaben 
netz spielen die „Funktionsprü-
fung Hausdruckregler“ sowie 
die „Schienenumstellung in ei-
ner Gas-Druckregel- und Mess-
anlage, kurz GDRMA“ seit Ende 
2021 durch.

Die Ausbildung und Einarbei-
tung wird mit VR-Brillen sinnvoll 
ergänzt werden, da sind sich die 
Entwickler einig. Den Menschen 
als Lehrenden komplett erset-
zen, wird sie nicht. „Hier ist noch 
viel zu tun, aber die Möglich-
keiten des innovativen Ausbil-
dungskonzepts sind sehr über-
zeugend“, so Eberhardt. Ist das 
nicht der Traum von uns allen 
– spielend lernen? Mit einem 
Mordsspaß?

 Cornelia Benesch

V.l.: Johannes Eberhardt und Christian Wagenpfeil in einer Gasstation. 
 Bild: Guido Köninger

Regierung von Unterfranken:

Planungshilfe für 
Freiflächenphotovoltaikanlagen
Die Regierung von Unterfranken – höhere Landesplanungsbehörde –
bietet in ihrem Internetauftritt eine Planungshilfe für Freiflächenpho-
tovoltaikanlagen an. Anlass ist die stark gestiegene Nachfrage nach Flä-
chen für große Photovoltaikanlagen in Unterfranken. Für die Städte und 
Gemeinden, aber auch für Projektträger zeigt auf der Basis von 4 Fach-
karten eine Ergebniskarte in einem Ampelsystem auf, welche Flächen 
nicht geeignet (rot), bedingt geeignet (gelb) und bei welchen Flächen 
keine Raumwiederstände aus regionaler Sicht erkennbar sind (grün).

Wichtig: Die Gebietskulisse ist  
nicht rechtsverbindlich, sondern 
stellt Rauminformationen nach 
einheitlichen Kriterien systema-
tisch dar. Die Analyse für einen 
ganzen Regierungsbezirk bedeu-
tet eine regionale Perspektive. 
Für die Städte und Gemeinden 
kann das nur eine Annäherung 
sein. Sie sollten selbstverständ-
lich für ihr Gebiet eigene Bewer-
tungen vornehmen. Die Gebiets-
kulisse soll aber Fehlplanungen 
und Konflikte in den Gemeinden 
frühzeitig vermeiden helfen. Sie 
liefert den Gemeinden belastba-
re Argumente für die optimale 
Standortfindung. 

Die Entscheidung über ein Frei- 
flächenphotovoltaikprojekt liegt 
bei der Gemeinde. Nur wenn sie 
einen entsprechenden Bebau-
ungsplan aufstellt, ist der Weg 
frei für die Verwirklichung einer 
Freiflächen-PVA.

Die Planungshilfe, insbeson-
dere die Auswahl der Kriterien 
z.B. aus den Bereichen Landwirt-
schaft, Natur- und Landschafts-
schutz, aber auch Grundwasser-

schutz und Rohstoffsicherung ist 
in den Regionalen Planungsver-
bänden bereits mit allen Gemein-
den diskutiert worden. Die Ge-
meinden und Landkreise haben 
die Initiative der Regierung von 
Unterfranken sehr begrüßt, da 
die Größenordnung der Projek-
te häufig schon weit über 50 ha 
(70 Fußballfelder!), in Einzelfäl-
len auch über 100 ha beanspru-
chen. Da der Ausbau regenera-
tiver Energien zügig vorangehen 
soll, um die Klimaschutzziele zu 
erreichen, ist auch in Zukunft mit 
mehr Projekten zu rechnen.

Ende 2020 gab es in Unterfran-
ken 282 Freiflächen-PVA mit ei-
ner installierten Gesamtleistung 
von 526 MW.

Die Karten und den Erläute-
rungstext der Planungshilfe für 
Freiflächenphotovoltaikanlagen 
sind im Internet unter nachfol-
gender Adresse abrufbar (Regie-
rung von Unterfranken/Aufga-
ben/Freiflächen-Photovoltaik Pla-
nungshilfe): Freiflächen-Photovol- 
taik Planungshilfe - Regierung von 
Unterfranken (bayern.de) r

BDEW zu Gaskraftwerken in der EU-Taxonomie:

Richtiger Ansatz, aber mehr 
Flexibilität für Energiewende nötig

Die EU-Kommission hat den Entwurf für einen delegierten 
Rechtsakt zur EU-Taxonomie vorgelegt. Zu den dort vorgeschla-
genen Anforderungen für den übergangsweisen Einsatz von Erd-
gas in neuen Gaskraftwerken hat sich Kerstin Andreae, Vorsitzen-
de der BDEW-Hauptgeschäftsführung, geäußert.

„Um die Transformation der 
Strom- und Wärmeversorgung 
hin zur Klimaneutralität zu meis-
tern, braucht es Investitionen in 
wasserstofffähige Gaskraftwer-
ke und KWK-Anlagen. Denn klar 
ist: Um die Versorgungssicher-
heit trotz Kohle- und Atomaus-
stiegs sicherzustellen, benötigen 
wir neue Kraftwerke, die in einer 
Übergangsphase noch mit Erd-
gas und dann mit Wasserstoff 
die gesicherte, regelbare Leis-
tung in den Strom- und Wärme-
netzen als Partner der Erneuer-
baren Energien gewährleisten“, 
betont Andreae.

Übergänge in Richtung  
Klimaneutralität organisieren

Es gehe darum, Übergänge in 
Richtung Klimaneutralität zu or-
ganisieren. Deshalb verfolge die 
EU-Kommission grundsätzlich 
einen richtigen Ansatz, wenn sie 
Gaskraftwerke zur Strom- und 
Wärmeerzeugung unter Einhal-
tung strenger Kriterien als nach-
haltig einstuft. Die zahlreichen 
Kriterien, die die EU-Kommis-
sion in ihrem diesbezüglichen 
Entwurf an neue Gaskraftwerke 
anlegt, seien jedoch in Summe 
nicht zielführend im Sinne der 
Energiewende.

„Es ist zwar richtig, dass die 
EU-Kommission strenge Kriteri-
en für den Bau neuer Gaskraft-
werke anlegt. Im aktuellen Ent-
wurf des delegierten Rechtsak-
tes sind diese Kriterien aber 
zum Teil redundant und so ehr-
geizig, dass sie in ihrer Gesamt-
heit kaum zu erfüllen sind. Um 
das Ziel zu erreichen, mit was-
serstofffähigen Gaskraftwerken 
die Energiewende voranzutrei-
ben und die Versorgungssicher-
heit jederzeit zu gewährleisten, 
sollte die Kommission ihre Anfor-
derungen anpassen“, so Andreae 
weiter.

Komplexe Hürden

„Erfreulich ist, dass die EU- 
Kommission den BDEW-Ansatz 
eines Emissionsbudgets bezogen 
auf den Lebenszyklus des Kraft-
werks aufgreift. Danach wer-
den die Emissionsgrenzwerte 
nicht auf Gramm pro Kilowatt-
stunde, sondern auf Kilogramm 
pro Kilowatt installierter Leistung 

im Schnitt über die zwanzigjähri-
ge Laufzeit der Anlagen bezogen. 
Auf diese Weise lässt sich der Kli-
maschutz-Effekt des Einsatzes 
von Wasserstoff zum späteren 
Zeitpunkt besser abbilden. Al-
lerdings ist der von der Kommis-
sion vorgeschlagene Wert von 
550 kg/kW nur mit einem sehr 
schnellen Anstieg der Wasser-
stoffanteile zu erreichen. Die im 
Entwurf vorgeschlagenen Vor-
gaben für die Wasserstoffver-
wendungsanteile mit Blick auf 
die Prognosen zum Hochlauf 
einer Wasserstoffwirtschaft 
in den kommenden Jahren sind 
nicht realistisch. Sie stellen zu-
dem hinsichtlich Infrastruktur 
und Turbinen umfangreiche 
und komplexe Hürden dar. Der 
derzeit vorgesehene Einsatz 
von 30 Prozent Wasserstoff 
schon im Jahr 2026 wäre nur 
bei einem massiven Anstieg 
der Wasserstoff-Verfügbarkeit 
erreichbar, für den die Politik 
dann sehr schnell die richtigen 
Rahmenbedingungen setzen 
muss. Der von der EU-Kommis-
sion vorgesehene Wasserstoff- 
einsatz geht auch weit über 
das hinaus, was im Koalitions-
vertrag vorgesehen ist“, fährt 
die Hauptgeschäftsführerin fort.

Maximale Flexibilität 
gewährleisten

„Auch das Erfordernis, dass 
nur solche Gaskraftwerke als 
nachhaltig gelten, die bestehen-
de Kohle-Kraftwerke ersetzen, 
wird den Anforderungen der 
Energiewende nicht gerecht. In 
den kommenden Jahren wer-
den wir aufgrund des steigen-
den Strombedarfs im Verkehr 
und im Wärmemarkt deutlich 
mehr Strom benötigen als heu-
te. Die Verknüpfung des Neu-
baus von Gaskraftwerken mit 
der Abschaltung von Kohlekraft-
werken ist deshalb nur dann 
praktikabel, wenn eine maxi-
male Flexibilität gewährleistet 
wird. Das bedeutet, dass für 
den Erhalt der Versorgungssi-
cherheit auch Modernisierun-
gen bestehender Gaskraftwer-
ke für den Wasserstoffbetrieb 
sowie der Ersatz der im Rah-
men des Kohleausstiegs abge-
schalteten Kohlekraftwerke er-
fasst werden müssen. Ebenso 

sollten Gaskraftwerke zum Er-
satz abgeschalteter Kohleka-
pazitäten nicht zwangsläufig 
am selben Ort gebaut werden 
müssen.“

Kritisch werde auch die Vorga-
be gesehen, dass eine unmittel-
bare Treibhausgasminderung von 
55 Prozent vom neuen Kraftwerk 
im Vergleich zum zu ersetzen-
den Kraftwerk erreicht werden 
muss. „Wenn beispielsweise ein 
modernes Steinkohlekraftwerk 
durch ein neues wasserstofffä-
higes Gaskraftwerk ersetzt wird, 
ist dieser Wert trotz erheblicher 
Emissionseinsparungen nicht er-
reichbar. Dieses Kriterium wür-
de daher den notwendigen Zubau 
von Gaskraftwerken hemmen. Da 
es ohnehin redundant zum Krite-
rium der Grenzwertvorgaben ist, 
sollte es gestrichen werden“, un-
terstreicht Andreae. r

https://www.erdgas-schwaben.de/kommunen
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VKU, BDE und BDEW:

Positionierungen zum 
„Fit für 55“-Paket

Mit ihrem „Fit für 55“-Paket will die EU-Kommission die Ener-
gie- und Klimapolitik auf die neuen EU-Klimaschutzziele ausrich-
ten. Konkret ist vorgesehen, den Treibhausgasausstoß im Ver-
gleich zu 1990 bis 2030 um 55 Prozent zu verringern und bis zum 
Jahr 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Die Vorschläge sind auch 
für kommunale Unternehmen von richtungsweisender Relevanz. 
VKU, BDE und BDEW haben sich nun zu allen relevanten Gesetz-
gebungsvorschlägen positioniert und Kernbotschaften an die Ent-
scheidungsträger übermittelt.

Der VKU hat den Prozess von 
Anfang an eng begleitet und 
sich aktiv in den Konsultations-
prozess eingebracht. Unter an-
derem wurde ein Papier mit fol-
genden zentralen Forderungen 
erarbeitet:
• Es muss sichergestellt wer-
den, dass ein realistisches, 
marktgerechtes und EU-weit in-
tegriertes CO2-Preissystem ent-
steht.
• Technologieoffenheit und Fle-
xibilität müssen bei der Auswahl 
der effizientesten Erzeugungs- 
und Versorgungsoptionen si-
chergestellt werden.
• Kommunale Unternehmen 
sind sich ihrer Vorbildfunktion 
bei Energieeffizienz bewusst. Im 
Wettbewerb mit privaten Drit-
ten dürfen sie nicht schlechter 
gestellt werden. Auch müssen 
auf Quartiersebene ganzheitli-
che Ansätze zur CO2-Einsparung 
realisiert und der Fokus auf Ein-
zelgebäude aufgehoben wer-
den.
• Der Ausbau erneuerbarer 
Energien ist zentral, weshalb 
Planungs- und Genehmigungs-
prozesse verschlankt und be-
schleunigt werden müssen. Zu-
gleich sollte jede anderweitig 
nachhaltig und treibhausgas-
neutral erzeugte Energie ange-
rechnet und mit erneuerbaren 
Energien gleichgestellt werden.
• Das europäische Wettbe-
werbs- und Beihilferecht muss 

eine zeitlich befristete Abwä-
gung zugunsten des Klimaschut-
zes zulassen, um zügig Investiti-
onen in saubere sowie energie-
effiziente Technologien tätigen 
zu können, die zu einer schnelle-
ren CO2-Einsparung führen.
• Der Green Deal benötigt ei-
nen kohärenten Rechtsrahmen, 
in dem die energie-, klima- und 
umweltpolitischen Instrumente 
miteinander im Einklang stehen.

Der BDE Bundesverband der 
Deutschen Entsorgungs-, Was-
ser und Rohstoffwirtschaft sieht 
im EU- Klimaschutzpaket „Fit für 
55“ eine ambitionierte Agenda, 
für deren erfolgreiche Umset-
zung alle Akteure ihren Beitrag 
leisten müssen. Dabei werde 
die Kreislaufwirtschaft eine ent-
scheidende Rolle spielen.

Für Präsident Peter Kurth 
ist die Annahme der Stellung-
nahmen des Bundesrates zum 
EU-Klimaschutzpaket „ein fol-
gerichtiger Schritt im Einsatz für 
mehr Klimaschutz in Deutsch-
land“. Dieses Votum der Länder-
kammer ergänze die Vorhaben 
der neuen Bundesregierung, die 
Treibhausgasreduzierungen zu 
beschleunigen und eine Klima-
neutralität fünf Jahre früher, al-
so schon 2045, zu erreichen.

In Europa und Deutschland, 
in Bund und Ländern, stünden 
die Zeichen auf ambitionierten 
Klimaschutz. In der praktischen 
Umsetzung müsse die Kreislauf-

wirtschaft eine tragende Säu-
le sein, um ihre positiven Effek-
te für den Klimaschutz voll zur 
Entfaltung zu bringen. Die ent-
sprechenden Absichten im Koa-
litionsvertrag seien vielverspre-
chend. „Jetzt wird es darauf an-
kommen, dass Bund und Länder 
Projekte der Kreislaufwirtschaft 
mit klugen politischen Rahmen-
bedingungen nachhaltig unter-
stützen. Denn es ist klar: Um-
fassender Klimaschutz ist oh-
ne eine funktionierende Kreis-
laufwirtschaft nicht denkbar“, 
so Kurth.

Konkrete Maßnahmen 
und Instrumente

Auch der BDEW begrüßt, dass 
die Kommission mit dem „Fit für 
55“-Paket nun konkrete Maß-
nahmen und Instrumente vor-
gelegt hat. Sowohl die Zielrich-
tung als auch die Gesamtarchi-
tektur des Pakets seien unter-
stützenswert und gingen in die 
richtige Richtung. Dies betref-
fe unter anderem die ambitio-
nierte Fortschreibung des be-
stehenden EU-Emissionshan-
dels (EHS), ausgerichtet an den 
neuen EU-Klimazielen, und den 
Vorschlag für die Schaffung ei-
nes separaten EHS für Inver-
kehrbringer von Brennstoffen 
in den Bereichen Gebäude und 
Straßenverkehr, aber auch die 
Anhebung des Ambitionsni-
veaus in der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (RED II), um den 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien in ganz Europa mit der er-
forderlichen Geschwindigkeit 
voranzutreiben. Auch die Um-
stellung auf einen leistungsbe-
zogenen Ansatz für die Zielvor-
gaben zum Ausbau der Ladein-
frastruktur, basierend auf der 

tatsächlichen Anzahl neu regis-
trierter E-Fahrzeuge, wird posi-
tiv bewertet.

In einzelnen Aspekten gibt 
es nach Auffassung des BDEW 
freilich noch Verbesserungsbe-
darf. Von dem grundsätzlich po-
sitiven Bild des „Fit für 55“-Pa-
kets hebt sich nach Ansicht des 
BDEW der Vorschlag zur Neufas-
sung der Energieeffizienz-Richt-
linie (EED) ab: Die Verschärfung 
der Definitionen für energie-
effiziente Fernwärmesysteme 
und hocheffiziente Kraft-Wär-
me-Kopplungs-Anlagen (KWK) 
gefährde den zur Erreichung der 
Klimaziele im Gebäudesektor 
erforderlichen Ausbau der Fern-
wärmeversorgung sowie de-
ren Dekarbonisierung. Aufgrund 
langer Projektrealisierungszeit-
räume seien sie innerhalb des 
von der Kommission vorgesehe-
nen Zeitrahmens nicht zu errei-
chen.

Zudem dürfe das „energy ef-
ficiency first“-Prinzip nicht da-
zu führen, dass andere ener-
giepolitische Ziele wie Versor-
gungs- und Systemsicherheit, 
Bezahlbarkeit und die Integrati-
on Erneuerbarer Energien in die 
Energiesysteme in den Hinter-
grund treten. So gefährde das 
Vorhaben, die Verringerung der 
Netzverluste zum treibenden 
Kriterium für Netzplanung, -aus-
bau und -betrieb zu machen, 
die Vertiefung des Energiebin-
nenmarkts und damit die Errei-
chung der Klimaziele.

Klimafreundliche Projekte 
nicht entwerten

Darüber hinaus dürften be-
reits von der Energiewirtschaft 
umgesetzte klimafreundliche 
Projekte im Sinne der Energie-
wende durch das „Fit für 55“- 
Paket nicht entwertet werden. 
Dies betreffe unter anderem 
Elektrolyse-Projekte, basierend 
auf der Nutzung von Erneuerba-
re-Energien-Bestandsanlagen, 
Biogasanlagen oder die Ladein-
frastruktur für Elektromobilität.

Der Hochlauf neuer und der 
Umbau bestehender Techno-
logien müssten erleichtert und 
nicht durch zusätzliche bürokra-
tische Hürden erschwert wer-
den. Hierzu sei eine Beschleu-
nigung der Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren dringend 
notwendig. Zudem dürften die 
Kriterien für erneuerbaren Was-
serstoff den Hochlauf einer eu-
ropäischen Wasserstoffwirt-
schaft nicht ausbremsen, bevor 
er überhaupt Fahrt aufnehmen 
kann.

Die Taxonomie-Verordnung 
und die EU-Beihilfevorschrif-
ten müssen laut BDEW Investi-
tionen in die Energiewende er-
möglichen und, wenn notwen-
dig, angemessen unterstützen. 
Dazu zählen auch gasbasierte 
Energieerzeugungsanlagen und 
die entsprechende Infrastruk-
tur, in der Übergangszeit auf Ba-
sis von Erdgas sowie auf dem 
Weg zur Klimaneutralität zu-
nehmend unter Einbindung de-
karbonisierter und erneuerba-
rer Gase.

Freiwillige Zusatzbeiträge der 
Mitgliedstaaten, wie beispiels-
weise das nationale Emissions-
handelssystem Deutschlands 
für Gebäude und Verkehr, soll-
ten in das „Fit für 55“- Paket in-
tegriert werden, ohne dass da-
mit Nachteile für die jeweiligen 
Mitgliedstaaten entstehen.

In Brüssel haben der Minister-
rat und das Europäische Parla-
ment mit der Erarbeitung ihrer 
jeweiligen Standpunkte zu den 
Kommissionsvorschlägen be-
gonnen. Es ist davon auszuge-
hen, dass dieser Prozess noch 
einige Monate in Anspruch 
nehmen wird, bevor die Kom-
promissverhandlungen begin-
nen können. Nach derzeitigem 
Stand ist damit nicht vor Mitte 
2022 zu rechnen. Auch die Kom-
promissverhandlungen können 
einige Monate, voraussichtlich 
bis 2023, andauern. DK

Mit Licht surfen:

Bayernwerk bietet 
ab 2022 WLAN 

aus Straßenleuchten
Beleuchtet und vernetzt: Am neuen Technologiecampus 
Parsberg-Lupburg der OTH Regensburg können Studenten und 
Hochschulpersonal mit Hilfe der nahegelegenen Straßenbeleuch-
tung im Internet surfen. Möglich macht dies ein Set aus Router, 
Antenne und Batteriespeicher, das am Kopf einer zentral stehen-
den Straßenleuchte der Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) 
verbaut ist und den Zugang zum freien BayernWLAN ermöglicht. 

Zur feierlichen Einweihung 
mit Bayerns Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker, 
Christian Buchberger von Vo-
dafone Deutschland sowie Bay-
ernwerk-Vorstand Dr. Egon 
Westphal ging die neue Straßen-
beleuchtung nun erstmals „on-
line“.

Manchmal liegen die smar-
testen Lösungen direkt vor der 
Haustür. So auch bei der neuen 
Entwicklung des Bayernwerks 
im oberpfälzischen Parsberg, 
die Konnektivität und Licht mit-
einander vereint: Eine LED-Stra-
ßenleuchte mit drahtlosem In-
ternetzugang. So können Pas-
santen am Technologiecampus 
an der Lupburger Straße kosten-
los im frei zugänglichen Bayern-
WLAN surfen, das über ein Rou-
ter-Kit an einer Straßenleuch-
te bereitgestellt wird. Diese ers-
te umgerüstete Straßenleuchte 
wurde am Donnerstag im Bei-
sein der lokalen Politik von den 
drei Projektpartnern des Baye-
rischen Staatsministeriums der 
Finanzen und für Heimat, des 
Mobilfunkanbieters Vodafone 
Deutschland sowie des Ener-
gieunternehmens Bayernwerk 
eingeweiht.

Viel Licht für mehr Netz

„Die heutige Einweihung hat 
eine besondere Strahlkraft auf 
die intelligente Vernetzung in 
den Städten und Gemeinden 
Bayerns. Denn mit über 650.000 
Straßenleuchten in unserem 
Netzgebiet können wir ihnen 
nun die ideale Infrastruktur für 
den schnellen Internetzugang 
vor Ort anbieten“, sagte Bayern-
werk-Vorstand Dr. Egon West-
phal. „Dadurch bringt das Bay-
ernwerk die Entwicklung der 
„Smart City“ auch in der Kom-
mune voran und setzt einen 
weiteren Baustein in der Ener-
giezukunft Bayerns“, so der Vor-
standsvorsitzende.

Finanz- und Heimatminister  
Albert Füracker: Der Bayern 
WLAN-Hotspot am Technolo-
gie Campus Parsberg-Lupburg 
ist ein ‚Leuchtturmprojekt‘ im 
wahrsten Sinne des Wortes! 
Der bayernweit erste Bayern-
WLAN-Hotspot in einer Straßen-
laterne startet nach erfolgrei-
cher Pilotphase in den Regelbe-
trieb. Ich danke allen Beteiligten, 
die gemeinsam mit dem Frei-
staat dieses besondere Zusam-
menspiel aus Straßenbeleuch-
tung und unserem BayernWLAN 

entwickelt und gelungen umge-
setzt haben. Somit können wir 
ab Anfang 2022 allen Kommu-
nen ‚BayernWLAN in Straßen-
laternen‘ als Standardangebot 
zur Verfügung stellen! Dank die-
ser neuen Möglichkeit können 
wir künftig noch viel mehr Men-
schen kostenfreies und sicheres 
Surfen im BayernWLAN bieten.“

Auf dem Weg zur  
digitalen Kommune

Ab Januar 2022 können sich 
interessierte Kommunen mit 
Fragen rund um das neue An-
gebot oder mit bereits konkre-
ten Installationsanfragen an das 
Bayernwerk wenden. Durch die 
regional breit aufgestellte Flä-
chenstruktur und die bereits 
bestehenden Straßenbeleuch-
tungsanlagen unterstützt das 
Bayernwerk dann effektiv bei 
der Standortauswahl, führt an-
schließend die technische Mon-
tage durch und wird auch im Fal-
le einer Störung die Behebung 
übernehmen. Jedes WLAN-Kit 
besteht dabei aus Router, Bat-
teriespeicher und Antennen. Die 
Netzanbindung erfolgt über LTE 
und ermöglicht die drahtlose In-
ternetverbindung in einem Radi-
us von circa 50 Metern um die 
Brennstelle.

„Wir wissen, dass öffentliche 
Plätze stärker besucht werden, 
wenn dort ein WLAN-Zugang be-
steht“, erläutert Daniel Pangerl, 
Lichtexperte beim Bayernwerk. 
Die Schnittstellen zwischen di-
gitaler Welt und physischem 
Raum werden immer fließender 
und keine der beiden Umgebun-
gen funktioniert isoliert. So sind 
Hotspots nicht nur Zugangspor-
tale für das Web sondern auch 
eine große Chance, den Einzel-
handel in den Innenstädten zu 
beleben oder die Attraktivität 
touristischer Ziele in den Kom-
munen zu heben. Das Potential 
für die Kommunen ist durch das 
neue Angebot des Bayernwerks 
jedenfalls enorm.

Das „BayernWLAN“ ist eine Ini- 
tiative des Bayerischen Staats-
ministeriums der Finanzen und 
für Heimat. Der Freistaat unter-
stützt die Kommunen bei der 
Einrichtung von BayernWLAN 
für örtliche und regionale Pro-
jekte mit jeweils bis zu 10.000 
Euro. Mehr als 30.000 Hots-
pots sind aktuell in Betrieb und 
schaffen einen einfachen Inter-
netzugang ohne Datenbegren-
zung. r

Zum Start der ersten WLAN-Leuchte trafen sich Bayerns Finanz- 
und Heimatminister Albert Füracker (Mitte), Bayernwerk-Vor-
standsvorsitzender Dr. Egon Westphal (3.v.r.) sowie Vertreter der 
Stadt Parsberg und Vodafone am Technologiecampus in Parsberg.
 Bild: Michael Bartels / Bayernwerk

Natürliches Dämmen:

Moosburg legt Förderprogramm auf
Ein Projekt mit Vorbildcharakter stellt das zum 1. Januar 2022 auf-
gelegte Moosburger Förderprogramm „Natürlich Dämmen“ dar, 
in dem die energetische Sanierung von Altbauten im Mittelpunkt 
steht. Nach Angaben der Stadtspitze gibt es nur sechs Städte in 
Deutschland, darunter ausschließlich größere Städte wie Mün-
chen, Hamburg oder Hannover, die ein derartiges Förderpro-
gramm anbieten. Moosburg an der Isar mit seinen knapp 20.000 
Einwohnern bildet hier eine Ausnahme. „Wir wollen, dass die 
Thematik ins Gespräch kommt und man beim Sanieren nicht nur 
an typische Dämmstoffe wie Glaswolle, Mineralwolle oder Styro-
por denkt“, erläutert 3. Bürgermeister Michael Stanglmaier.

Für die oberbayerische Stadt 
stellen Energieeinsparung und 
Klimaschutz eine zentrale um-
weltpolitische Aufgabe dar. Ziel 
des Förderprogramms „Natürlich 
Dämmen“ ist es, Gebäudeeigen-
tümer durch einen nicht rückzahl-
baren Zuschuss zu motivieren, 
energetische Sanierungsmaßnah- 
men mit nachwachsenden Roh-

stoffen umzusetzen. Pflanzlich 
basierte Dämmstoffe weisen 
nicht nur einen geringen Energie-
aufwand in der Herstellung, Ent-
sorgung oder gar Wiederverwer-
tung auf, sondern helfen zusätz-
lich, CO2 zu speichern.

Laut dem Moosburger Klima-
schutzkonzept haben die priva-
ten Haushalte mit 66 Prozent ei-

nen Anteil von mehr als der Hälf-
te am Gesamtwärmeverbrauch. 
Im Durchschnitt kann man bei ei-
nem noch recht hohen Anteil an 
unsanierten Gebäuden von einer 
Aufteilung von 87 Prozent für Hei-
zung und 13 Prozent für die Was-
sererwärmung ausgehen.

Betrachtet man sich die Po-
tenziale zur Energieeinsparung, 
so liegen diese in der Moderni-
sierung des Gebäudebestands, 
da in Moosburg über 70 Prozent  
der Gebäude vor Inkrafttreten 
der ersten Wärmeschutzverord-
nung 1978 erbaut worden sind. 
Somit haben sie einen relativ ho-
hen Wärmebedarf, so dass hier 
durch eine Dämmung hohe ener-
getische Einsparungen erreicht 
werden können. Insbesondere 
bei Altbauten kann so der Ener-
gieverbrauch spürbar gesenkt 
werden.

Förderfähig sind Dämmstoffe 
aus natürlichen Materialien, nach-
wachsenden Rohstoffen wie Holz-
faser, Hanf, Flachs, Kork oder an-
deren natürlichen Baustoffen, die 
das Zertifikat „Blauer Engel“ oder 
„natureplus“ haben. Die Dämm-
stoffe müssen einen Mindestan-
teil von 80 Prozent an nachwach-
senden Rohstoffen aufweisen.

Geförder t werden Außen -
wanddämmungen, Dämmungen 
des Daches, der obersten Ge-
schossdecke und der Keller-
decke. Der Fördersatz beträgt 
fünf Euro pro Quadratmeter ge-
dämmter Fläche, die maxima-
le Fördersumme liegt bei 1.500 
Euro pro Antragsteller und Ge-
bäude. Voraussetzung ist, dass 
die Adresse des zu sanierenden 
Gebäudes sich in Moosburg be-
findet. Der Antrag muss sechs 
Monate nach Durchführung der 
Maßnahme gestellt sein. DK

Bayerische Wärmewochen
Zum ersten Mal nahm die Energieagentur Ebersberg-München 
in diesem Jahr an den Bayerischen Wärmewochen teil und blickt  
positiv auf die Veranstaltung zurück. 

„Unter den gegebenen Um-
ständen haben wir das Beste he-
rausholen können“, sagt Ruth 
Jürgensen. Gemeinsam mit ihren 
Kollegen aus der Energieagentur 
und den Landratsämtern hat sie 
die Aktionen und Veranstaltun-
gen geplant und organisiert.

„Dank zweier Exkursionen, ei-
ne zur Geothermie-Anlage in 
Grünwald und eine zum Nahwär-
menetz in Moosach, konnten wir 
Einblicke in die Wärmeversor-
gung der Region ermöglichen, 
die man sonst selten bekommt“, 
sagt sie. Trotz der Unsicherhei-
ten durch die Corona-Lage und 
die zwischenzeitliche Verschär-
fung der Auflagen seien die Füh-

rungen gut angenommen wor-
den: „Unter anderen Umständen 
hätten wir natürlich gerne sehr 
große Gruppen durch die Anla-
gen geführt, aber unter den ge-
gebenen Voraussetzungen wa-
ren die kleineren Gruppengrö-
ßen jeweils ideal“, betont Jür-
gensen.

Auch die Blitzberatungen wur-
den gut angenommen. Zwar 
musste man wegen der sich zu-
spitzenden Corona-Lage mitten 
in den zwei Aktionswochen auf 
eine Online-Beratung umsteigen, 
konnte aber neben den Standor-
ten Unterföhring und Unterha-
ching vor allem im Ebersberger 
Büro einige Kunden begrüßen. r
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Vier neue Wasserstofftankstellen in Bayern:

Signal für die Dekarbonisierung 
des Schwerlastverkehrs

Der Startschuss für den Aufbau einer Wasserstofftankstellenin-
frastruktur für Nutzfahrzeuge und Kraftomnibusse ist gefallen: 
Bayerische Unternehmen, Konsortien und ein Stadtwerkebetrieb 
errichten mithilfe des bayerischen Förderprogramms im kom-
menden Jahr vier Wasserstofftankstellen im Freistaat, nämlich 
in Aschaffenburg, Memmingen, Hofolding und Vilshofen. Wirt-
schafts- und Energieminister Hubert Aiwanger übergab die För-
derurkunden an die Projektleiter.

„Die Dekarbonisierung des 
Schwerlast- und Nutzfahrzeug-
verkehrs kann mit Wasser-
stoffbrennstoffzellen wesent-
lich vorangetrieben werden. 
Jedoch stehen wir hier vor ei-
nem klassischen Henne-Ei-Pro-
blem: Bisher sind die Startbe-
dingungen schwierig, weil Fahr-
zeughersteller auf Wasserstoff-
tankstellen warten, potenzielle 
Tankstellenbetreiber aber so-
fort nach Inbetriebnahme Ab-
nehmer brauchen. Jetzt geht 
es voran: Ich danke den Unter-
nehmen und den Stadtwerken 
Aschaffenburg für ihren großen 
Einsatz, den Hochlauf der Was-
serstoffmobilität zu beschleu-
nigen“, erklärte der Staatsmi-
nister.

Das Förderprogramm Wasser-
stofftankstelleninfrastruktur ist 
am 1. Oktober 2020 gestartet. 
Vier der eingereichten Projekt-
anträge stufte das Wirtschafts-
ministerium jetzt als förderwür-
dig ein:

In Planung:  
Wasserstofftankstellen in 
Augsburg und Kempten

Die G. Leger GmbH betreibt 
bereits eine konventionelle 
Tankstelle in Memmingen und 
plant, eine Wasserstofftankstel-
le in unmittelbarer Nähe zum 
Autobahnkreuz A7/A96 und zu 
einem Industriegebiet mit meh-
reren Speditionen zu errich-
ten. „Unser Wasserstoff wird zu 
hundert Prozent grün sein, also 
mit erneuerbarer Energie her-
gestellt. Wir planen außerdem 
zwei weitere Wasserstofftank-
stellen in Augsburg und Kemp-
ten, und werden so dazu beitra-
gen, CO2 im Schwerlastverkehr 
zu reduzieren“, betonte Firmen-
inhaber Thomas Leger. Das Vor-
haben wird mit rund 1,6 Millio-
nen Euro gefördert.

Angebot und Nachfrage

Das Next Mobility Accele-
rator Konsortium der nieder-
bayerischen Firmen Paul Nutz-
fahrzeuge, des Energiehändlers  
Maier&Korduletsch und der 
Shell Deutschland GmbH hat die 
Lösung für das Henne-Ei Pro-
blem. „Wir wollen den Markt- 
hochlauf von Wasserstoff 
im Schwerlastverkehr anschie-
ben. Unser Nachbarunterneh-

men Paul wird nächstes Jahr die 
ersten Nutzfahrzeuge mit Was-
serstoffbrennstoffzelle bauen, 
die dann über unsere Tankstelle 
versorgt werden. Mit unserem 
Konsortium schaffen wir also 
gleichzeitig Angebot und Nach-
frage für Wasserstoff als An-
triebsenergie. Unser Ziel ist es, 
täglich über 50 Kunden an die 
Tankstelle zu bekommen“, stell-
te Lorenz Maier fest. Der Ener-
giehändler Maier-Korduletsch in 
Vilshofen in der Nähe von Pas-
sau betreibt in der vierten Ge-
neration Tankstellen und Ener-
giehandel. Der Aufbau der Tank-
stelle wird mit zwei Millionen 
Euro gefördert. Eine möglichst 
große und schnelle Marktak-
zeptanz wird dadurch sicherge-
stellt, dass die H2-Lkw den Kun-
den über ein „Pay-per-Use Mo-
dell“ angeboten werden.

Partnerschaft mit 
maximaler Wertschöpfung

Die technologische Grund-
lage für die künftigen Was-
serstoff-Nutzfahrzeuge liefert 
die pepper motion GmbH in 
Denkendorf (Landkreis Eich-
stätt), führender Entwickler 
und Hersteller für elektrische 
Antriebssysteme zur Umrüs-
tung von Bussen und Lkw. Das 
bayerische Unternehmen wird 
mit rund 4,1 Millionen Euro 
im Rahmen eines Energiefor-
schungsprojekts gefördert, das 
die serienreife Entwicklung ei-
nes Wasserstoff-Brennstoffzel-
len-Antriebsystems auf Basis 
der aktuellsten Technologie für 
maximale Energieeffizienz und 
Langlebigkeit zum Ziel hat.

Die Partnerschaft der pepper 
motion mit Paul Nutzfahrzeu-
ge beschleunigt die Entwicklung 
und Herstellung der Fahrzeu-
ge mit neuester Antriebstech-
nologie auf Serienniveau und 
schafft im Rahmen der Wasser-
stoff-Technologieförderung des 
Freistaats eine maximale Wert-
schöpfung für Bayern.

Vorreiterrolle

Unter den Kommunen nimmt 
Aschaffenburg eine Vorreiter-
rolle beim Ausbau der Wasser-
stofftankstelleninfrastruktur 
ein. „Wenn man die Energie-
wende voranbringen will, brau-
chen wir Wasserstoff. Die För-

derung der Tankstelle ist die Lö-
sung für unsere vielen regiona-
len Unternehmen, die für ihre 
Nutzfahrzeuge Brennstoffzel-
lenantrieb nutzen wollen. Die 
Tankstelle wird eine Signalwir-
kung in die Region haben. Au-
ßerdem wollen wir als Stadt un-
sere kommunale Mobilität, sei 
es im ÖPNV oder bei Müllfahr-
zeugen, so weit wie möglich auf 
Wasserstoff umstellen“, erklärt 
Stadtwerkeleiter Dieter Ger-
lach. Die Planungen sind bereits 
weit vorangeschritten. Ende 
2022 soll die öffentliche Tank-
stelle, die mit rund 1,6 Millio-
nen Euro gefördert wird, in Be-
trieb gehen.

Enge Zusammenarbeit  
mit BayWa AG

Als Betreibergesellschaft der 
grünen Wasserstoffmodellre- 
gion HyBayern wird die 
Hy2B Wasserstoff GmbH ei-
ne Wasserstofftankstelle auf 
dem Betriebsgrund des Ver-
kehrsunternehmens Geldhau- 
ser in Hofolding bei Mün-
chen errichten. „Mit der Was-
serstofftankstelle in Hofol-
ding und der Bereitstellung 
von grünem Wasserstoff aus 
der Elektrolyse in Pfeffenhau-
sen erbringt die Hy2B Wasser-
stoff einen wertvollen Beitrag 
zur Energie- und Verkehrs-
wende“, sagte Geschäftsfüh- 
rer Dr. Tobias Brunner. Als Kun-
den sieht er in erster Linie den 
Öffentlichen Personennahver-
kehr, aber auch Nutzfahrzeug-
flotten. Die Tankstelle, die mit 
rund 1,8 Millionen Euro geför-
dert wird, soll bis 2023 fertig-
gestellt sein. Beim Betrieb soll 
eng mit der BayWa AG zusam-
mengearbeitet werden. 

Passgenaue Lösung

Mit der bereits im Septem-
ber übergebenen Förderurkun-
de für eine Wasserstofftank-
stelle in Wunsiedel gibt es jetzt 
fünf Projekte. „Bayern geht vor-
an: Wir werden in naher Zukunft 
weitere Wasserstofftankstellen 
fördern“, bemerkte Staatsmi-
nister Aiwanger. Der Schwer-
lastverkehr wird in den nächs-
ten zehn Jahren signifikant stei-
gen. „Wasserstoff ist gerade für 
den Schwer-und Fernverkehr ei-
ne passgenaue Lösung, denn 
so werden große Reichweiten, 
schnelles Tanken und Emissions-
freiheit erreicht. Wir brauchen 
jetzt zusätzlich zu den Tankstel-
len die Produktion von H2-Lkw. 
Damit können wir in Zukunft 
auch aktuelle Probleme wie die 
Blockabfertigung nach Tirol lö-
sen“, unterstrich Aiwanger. r

Erneuerbare Energien als 
Teil der Notstromversorgung

Erster Feldversuch des Forschungsprojekts LINDA 2.0 im ODK-Wasserkraftwerk Leipheim

Im Frühjahr 2021 startete das Forschungsprojekt LINDA 2.0. Es 
baut auf den Ergebnissen und Konzepten des mit dem Bayeri-
schen Energiepreis ausgezeichneten Vorgängerprojektes LINDA 
auf. Das Gesamtprojekt verfolgt das Ziel, Stromerzeugungsanla-
gen aus erneuerbaren Energien für die Notstromversorgung nutz-
bar zu machen. Nun fand im Wasserkraftwerk Leipheim der Obe-
re Donau Kraftwerke AG (ODK) ein erster Feldversuch statt.

In einem simulierten Black- 
out-Szenario übernahm das Was-
serkraftwerk die Stromversor-
gung des etwa 15 Kilometer ent-
fernten Wasserwerks in Nieder-
stotzingen. Die ODK hat mit dem 
Betreiber des Wasserwerks, dem 
Zweckverband Landeswasser- 
versorgung, einem großen Fern 
wasserversorger in Baden-Würt- 
temberg, bereits vor länge-
rem einen Vertrag zur umwelt-
freundlichen Notstromversor- 
gung im Blackout-Fall abge-
schlossen. Im Rahmen des LINDA 
2.0-Projekts geschah nun die Um-
schaltung auf den Inselnetzbe-
trieb weitgehend automatisiert, 
auch durch den Einsatz einer ei-
gens entwickelten Software. 

Das Wasserwerk Niederstot-
zingen dient der Trinkwasser-
versorgung und gehört damit 
zur kritischen Infrastruktur. Das 
Forschungsprojekt LINDA 2.0 
läuft bis Anfang 2024. Es sind 
noch zwei weitere Feldversuche 
im Kraftwerk Leipheim geplant. 
Projektpartner sind neben LEW 
Wasserkraft und LEW Verteil-
netz die Hochschule Augsburg, 
die TU München, die ODK, der 
Zweckverband Landeswasser-
versorgung BadenWürttemberg 
sowie Kima, ein Hersteller von 
Steuerungs- und Automatisie-
rungslösungen.

Von LINDA zu LINDA 2.0

Was passiert, wenn der Strom 
ausfällt? Bis dato kommen bei 
Einrichtungen der kritischen In-
frastruktur in der Regel Not- 
stromaggregate zum Einsatz, die 
diese dann für einen begrenz-
ten Zeitraum versorgen. Erneu-
erbare Energien kommen bei 
der Notstromversorgung bis-
her nicht zum Einsatz – die Anla-
gen gehen sofort vom Netz, so-
bald die Frequenz im Stromnetz 
einen zulässigen Bereich unter- 
oder überschreitet. Das soll im 
Rahmen des Forschungspro-
jekts LINDA (Lokale Inselnetz-
versorgung und beschleunigter 
Netzwiederaufbau mit dezent-
ralen Erzeugungsanlagen) geän-
dert werden. 

Im ersten LINDA-Projekt wur-
de zwischen 2015 bis 2018 ein 
Konzept entwickelt, wie Strom 
aus erneuerbaren Energien Teil 
der Notstromversorgung wer-
den kann. In mehreren Feldver-
suchen wurde das Konzept er-

folgreich getestet: Wasserkraft, 
Photovoltaik und Biogasanlagen 
übernahmen für mehrere Stun-
den die Stromversorgung in In-
selnetzen.

Die ersten LINDA-Feldversu-
che wurden mit hohem perso-
nellen Aufwand umgesetzt. Bei 
einem großflächigen Netzausfall 
steht jedoch so ein großes Team 
nicht kurzfristig zur Verfügung. 
Mit LINDA 2.0 sollen daher nun 
Prozesse so angelegt werden, 
auch durch Softwarelösungen, 
dass der Wechsel in den Insel-
netzbetrieb weitgehend auto-
matisiert ablaufen kann. Das 
Wasserkraftwerk Leipheim soll 

Projektziele bis Anfang 2024
Ein erstes Teilziel von LINDA 

2.0 wurde erreicht: Strom aus 
Wasserkraft konnte den für die 
Trinkwasserversorgung wichti-
gen Betrieb des Wasserwerks 
aufrechterhalten. Im weiteren 
Projektverlauf soll die Zahl, der 
über das Wasserkraftwerk im 
Inselnetz versorgten Verbrau-
cher, weiter erhöht werden. 
Hierfür entwickeln die Projekt-
partner ein Prognosetool, das 
die Systemstabilität und die 
Leistungsreserven der Turbinen 
im Wasserkraftwerk Leipheim 
analysiert, um die Zuschaltmög-
lichkeiten für weitere Lasten 
besser bewerten zu können. Es 
soll bei zwei weiteren Feldver-
suchen 2022 und 2023 erprobt 
werden.

Das Bundeswirtschaftsministe- 
rium fördert das Forschungsvor-
haben im Rahmen des Programms 

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger (Mitte) überreichte die Förderbescheide v.l.: an Lorenz Maier 
(Maier&Korduletsch, Vilshofen), Gerhard Leger (Leger GmbH, Memmingen), Dr. Tobias Brunner (Hy2B, 
Hofolding), Dieter Gerlach (Aschaffenburg), Dr. Matthias Keller (pepper motion) und Aschaffenburgs 
Oberbürgermeister Jürgen Herzing. Bild: StMWi/Elke Neureuther

Das Wasserkraftwerk Leipheim der Obere Donau Kraftwerke AG 
soll im Fall eines Blackouts ein Wasserwerk mit Notstrom versor-
gen. Bild: Bernd Feil / LEW

künftig bei einem Stromaus-
fall also zeitnah und ohne zu-
sätzliches Personal das Wasser-
werk Niederstotzingen versor-
gen können.

Feldversuch mit neu  
entwickelter Software

Beim ersten Feldversuch von 
LINDA 2.0 kam nun eine eigens 
entwickelte Software des Pro-
jektpartners KIMA Automati-
sierung zum Einsatz. Sie leitet 
die diensthabenden Mitarbei-
ter im Wasserkraftwerk und 
Wasserwerk so an, dass die Er-
zeugungsleistung auf den Ver-
brauch abgestimmt ist und das 
Inselnetz stabil läuft. Die Um-
schaltung in diesen Notstrom-
betrieb erfolgt automatisch, 
sobald ein Stromausfall festge-
stellt wird.

Energiesystemforschung. Das ers-
te LINDA-Projekt wurde neben 
dem Bayerischen Energiepreis 
auch mit dem ISGAN Award 
(International Smart Grid 
Action Network) ausgezeich-
net.

Im Projekt LINDA 2.0 engagie-
ren sich: Hochschule Augsburg, 
TU München, LEW Verteilnetz,  
LEW Wasserkraft, Obere Donau 
Kraftwerke AG, Landeswasser-
versorgung Stuttgart, KIMA Au-
tomatisierung, Gesellschaft für 
elektronische Steuerungstech-
nik und Konstruktion mbH, AVS 
Aggregatebau GmbH, Universi-
tätsklinikum Leipzig AöR, MTU 
Onsite Energy GmbH, Cluster 
Leistungselektronik.

Weitere Informationen zum 
LINDA-Projekt unter www.lew.
de/ueber-lew/zukunftsprojekte/
linda-20 r

https://www.fahnen-koessinger.de/shop


A B FA L L  ·  U M W E LT10 GZ13. Januar 2022

HEUTE
BAUSCHUTT

MORGEN
BAUSTOFF

Baustoff Recycling  Bayern e.V.
Telefon: 089 / 20 80 39 - 414
Leopoldstraße 244 · 80807 München

Alte Baustoffe werden zu neuen Rohstoffen, 
z.B. für den kommunalen Straßen- und Tiefbau. 
Mehr Infos unter: baustoffrecycling-bayern.de

BAUSTOFF-
RECYCLING:

Aktiver
Klima- &
Umwelt-
schutz

bvse-Altkunststofftag in Köln:

Rezyklate sichern 
die Zukunft

„Rezyklate für die Kreislaufwirtschaft“ lautete das Motto des diesjäh-
rigen Altkunststofftags des bvse-Fachverbandes Kunststoffrecycling in 
Köln. Vor mehr als 200 Teilnehmern thematisierten Branchenexper-
ten, Vertreter von NGOs, Analysten und Wissenschaftler unter ande-
rem die rechtlichen und praktischen Herausforderungen sowie den 
Stand der Umsetzung zur Neuordnung der „Internationalen Verbrin-
gung“ mit entsprechenden Auswirkungen auf die Kunststoffmärkte.

Die Beiträge im zweiten The-
menkomplex „Kunststoffrecycling 
ist Teil der Lösung“ luden die Teil-
nehmer dazu ein, weit über den 
Tellerrand von Kunststoffbashing 
hinaus auf den wertvollen Bei-
trag zu blicken, den die Branche 
auf Grundlage der Novellierungen 
des Verpackungsgesetzes leistet, 
um die ambitionierten Kreislauf-
wirtschafts- und Klimaziele zu er-
reichen. In einer moderierten Po-
diumsdiskussion gingen die ein-
geladenen Experten zudem auf 
mögliche Kursrichtungen ein, die 
sich für das Kunststoffrecycling in 
Deutschland nach der Wahl erge-
ben könnten.

Ganz im Zeichen eines Work-
shops, der sich mit Kunststoff von 
der Produktgestaltung über Müll-
trennung und Recyclingverfahren 
bis hin zur Vermarktung von Re-
granulat befasste, stand der zwei-
te Veranstaltungstag. Begleitet 
wurde der 23. Internationale Alt-
kunststofftag von einer Produkt-
ausstellung mit Forum.

Wie bvse-Fachverbandsvorsit-
zender Dr. Dirk Textor betonte, 
hätten sich die Kunststoffmärkte 
selten so volatil präsentiert. Kam 
das Kunststoffrecycling zu Anfang 
der Corona-Krise extrem unter 
Druck, unter anderem auch des-
wegen, weil die Rohölpreise ein-
brachen und dies die Preise für 
Kunststoffneuware ebenfalls nach 
unten zog, änderte sich das Bild 
ab Oktober 2020.

Nachfrage wie selten zuvor

Textor zufolge mehrten sich 
die „Force-Majeure-Meldungen 
zur Verfügbarkeit von Kunststoff-
neuware“. Seecontainer wurden 
knapp, die Transportkapazitäten 
zu Wasser und zu Lande verteu-
erten sich. Schließlich verschlim-
merten die Havarie im Suezkanal 
im März 2021 und Ausfälle in chi-
nesischen Ausfuhrhäfen die Situ-
ation noch weiter – Kunststoff-
neuware fehlte. Auf einmal wa-
ren Rezyklate nachgefragt wie 
selten zuvor. An der guten Nach-
frage hat sich laut Textor bis heu-
te nichts geändert: „Die Kunst-
stoffrecycler sind momentan 
vollständig ausverkauft.“ 

Damit sei aber auch deutlich ge-
worden, dass die Unterstellung 
mancher Kunststoffverarbeiter, 
„dass wir nicht die nötigen Quali-
täten produzieren“, in der Vergan-
genheit falsch war. Dies seien vor-
geschobene Argumente gewesen. 
Textor zeigte sich davon überzeugt, 
dass die Kunststoffrecyclingbran-
che in der Lage ist, deutlich mehr 
Rezyklate zu produzieren. Zudem 
sei die kunststoffverarbeitende In-
dustrie in der Lage, deutlich mehr 
Rezyklate zu verarbeiten. Sein Ap-
pell: „Rezyklate können und müs-
sen jetzt und in Zukunft die Neuwa-
re ökologisch und ökonomisch vor-
teilhaft ergänzen.“

Recyclinggerechte Verpackungs-
gestaltung und intelligente Rege-
lungswerke, die Investitionsan-
reize setzen, sind die wichtigsten 
Voraussetzungen für die weitere 
Steigerung von Verwertungsquo-
ten und einen hochwertigen Re-
zyklateinsatz. Dies machte Gun-
da Rachut, Vorstand der Zentra-
len Stelle Verpackungsregister 
(ZSVR) deutlich. Die Bilanzierung 
der Verwertungsquote von Ver-
packungen aus dem Jahr 2020 le-
se sich zunächst erfreulich, so Ra-
chut: „In Summe wurden rund 5,8 
Millionen Tonnen gebrauchte Ver-
packungen aus dem privaten End-
verbrauch einer Verwertung zu-
geführt. Das ist eine Steigerung 

von 8,4 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Die werkstoffliche Ver-
wertung lag mit 60,6 Prozent 
ebenfalls mit rund 2 Prozentpunk-
ten über dem erreichten Vorjah-
resergebnis. Und auch die Werk-
stoffquote der Kunststoffe aus der 
Sammlung der gelben Säcke/Ton-
nen inklusive Fehlwürfe übertraf 
mit 60,5 Prozent die geforderte 
Zielvorgabe von 58 Prozent.“

Allerdings sei die Verwertungs-
quote bei den Kunststoffverpa-
ckungen mit über 100 Prozent ein 
klares Indiz für eine nach wie vor 
existierende Unterbeteiligung. Dies  
dürfe durch eine ergänzende Be-
lastung von Kunststoffverpackun-
gen nicht verstärkt werden.

Ein zunehmendes Problem für 
den funktionierenden Kreislauf im 
Verpackungsbereich stellt der neu-
erdings wachsende Anteil faserba-
sierter Verpackungen dar. Diese 
sind laut Rachut sowohl beim Pa-
pier- als auch beim Kunststoffrecy-
cling ein Problem. „Die faserba-
sierten Verpackungen werden 
vom Hersteller oft als ‚Öko‘ de-
klariert, sind sie aber nicht. Kunst-
stoffbeschichtete Verpackungen 
sind bestenfalls begrenzt recy-
clingfähig, oft landen sie gar nicht 
in der Wertstoffsammlung.“

Für den Endverbraucher ist nicht 
erkennbar, in welches Gefäß er ei-
ne solche Packung entsorgen soll. 
Im Sortierprozess werden diese 
Mischverpackungen von den opti-
schen Sortiersystemen nicht zwin-
gend dem Material zugeordnet, 
das ein hohes Maß an Verwertung 
garantiert. In der Folge geht dem 
Kreislauf viel Material verloren. Da-
rüber hinaus ist eine recyclingge-
rechte Gestaltung maßgeblich da-
für, wie hochwertig Rezyklate aus 
dem Recyclingprozess für den spä-
teren Einsatz wieder genutzt wer-
den können. Je nach Farbintensität 
und aufgebrachtem Etikettenma-
terial kann der Einsatz von Rezyk-
laten in neuen Produkten im güns-
tigsten Fall über 90 Prozent be-
tragen. Die hieraus entstehenden 
Recyclingprodukte sind bei ent-
sprechendem Design wiederum zu 
100 Prozent recyclingfähig.

Eine umfassendere Verbraucher- 
information tue not, so Rachut, 
aber noch wichtiger sei das Um-
denken der Hersteller, „denn oh-
ne ein recyclinggerechtes Design 
gibt es auch kein ökologisches Ver-
packungsrecycling“. In dieser Situ-
ation stelle sich die Frage, wie eine 
ökonomische Lenkungswirkung hin 
zu einer künftig recyclinggerechte-
ren Gestaltung von Verpackungen 
sowie einer Steigerung des Rezy-
klateinsatzes ausgestaltet werden 
sollte. Dazu seien vier Lösungen 
bereits in der Diskussion. Neben ei-
nem Einzahlungsmodell für weni-
ger gut recyclingfähige Verpackun-
gen und einem Auszahlungsmodell 
für gut designte Lösungen könn-
te auch eine privatrechtliche oder 
öffentlich-rechtliche Fondslösung 
oder Zertifikatslösung über den Re-
zyklateinsatz zum Tragen kommen. 
Alle Förderungsmaßnahmen sei-
en jedoch hinsichtlich ihrer Prakti-
kabilität und Durchführbarkeit zu 
evaluieren.

Mit Spannung erwartet werde 
der für das 2. Quartal 2022 von 
der EU-Kommission in Aussicht 
gestellte Arbeitsentwurf für eine 
überarbeitete Verpackungsregu-
lierung. Dieser werde wahrschein-
lich das französische Modell zum 
Vorbild haben, das in Deutschland 
nicht ganz einfach umzusetzen sei 
und voraussichtlich Adaptierun-
gen am hiesigen Modell notwen-
dig machen wird, erklärte Rachut 
abschließend. DK

vbw-Kongress „Rohstoffversorgung langfristig sichern“:

VBS unterstreicht Bedeutung 
der Kreislaufwirtschaft

Im Rahmen des vbw-Kongresses „Rohstoffversorgung langfris-
tig sichern“ hat der Verband der Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen e.V. (VBS) auf die Bedeutung der Kreislaufwirtschaft zur 
Rohstoffversorgung der Industrie sowie zum Klimaschutz hinge-
wiesen. Eindeutig positiv werden die Pläne der neuen Bundesre-
gierung zur Kreislaufwirtschaft bewertet.

Als Produktionsstandort vie-
ler Industrien ist Bayern von Roh-
stoffimporten abhängig. Das  
Recycling kann wesentlich zur 
Rohstoffsicherung und durch den 
Einsatz der recycelten Rohstoffe 
in der Produktion zur Einsparung 
immenser Mengen Energie und 
CO2 beitragen. Um die ehrgeizi-
gen Ziele im Bereich Klimaschutz 
erreichen zu können, bedarf es 
jedoch geänderter Rahmenbe-
dingungen, um das Recycling wei-
ter voranzubringen.

Rezyklatmärkte stärken

Bereits seit vielen Jahren her-
vorragend funktioniert nach An-
gaben des neuen VBS-Präsiden-
ten Stefan Böhme das Schließen 
von Kreisläufen bei einzelnen 
Stoffströmen, wie zum Beispiel 
Altpapier oder Glas. Damit die 
Kreislaufwirtschaft auch für an-
dere Stoffströme, allen vor- 
an bei Kunststoffen, weiter aus-
gebaut werden kann, müsse die 
Politik die Rezyklatmärkte effek-

tiv stärken – „am besten wie von 
der EU-Kommission und der neu-
en Ampelkoalition geplant, über 
Mindesteinsatzquoten von Rezy-
klaten“. Die EU hat bereits einen 
Mindestanteil von 25 % recycel-
tem Kunststoff in PET-Flaschen 
ab 2025 und von 30 % in allen 
Kunststoffflaschen ab 2030 be-
schlossen. Im Rahmen des Green 
Deal sind weitere Mindestein-
satzquoten, unter anderem für 
Verpackungen, Fahrzeuge, Bau- 
stoffe und Batterien, geplant.

Begrüßenswert ist aus Böh-
mes Sicht das klare Bekenntnis 
der neuen Bundesregierung zum 
Ausbau der Kreislaufwirtschaft: 
„Vieles von dem, was unser Bun-
desverband BDE und wir seit län-
gerem fordern, findet sich im Ko-

alitionsvertrag: Ich denke hier 
vor allem an die ausdrückliche 
Forderung von recyclingfreund-
lichem Verpackungsdesign als 
Grundvoraussetzung, um Kreis-
läufe zu schließen, Mindestquo-
ten für den Rezyklateinsatz, ein 
Recycling-Label, die Entwicklung 
von Qualitätsstandards für Re-
zyklate und das Eintreten für ein 
EU-weites Deponieverbot für 
Siedlungsabfälle. Auch der ge-
plante digitale Produktpass ist 
absolut sinnvoll, um Recycling zu 
fördern.“

Unsichere Versorgung 
mit wichtigen Rohstoffen

Wie eine von der vbw – Ver-
einigung der Bayerischen Wirt-
schaft e. V. veröffentlichte Stu-
die zeigt, ist die Versorgungssi-
cherheit von mehr als 20 für die 
bayerische Wirtschaft wichtigen 
Rohstoffen als besonders kri-
tisch einzuschätzen. Laut Haupt-
geschäftsführer Bertram Bros-
sardt „tragen die Konzentration 
auf wenige Abbauunternehmen 
und Abbauländer, industriepo-
litische Zielsetzungen einzelner 
Staaten oder instabile politische 
Verhältnisse zu einer unsicheren 
Rohstoffversorgung für unsere 
Wirtschaft bei“. Hinzu kämen die 
aktuellen Material- und Rohstoff- 
engpässe, die zu massiven Preis- 
anstiegen führen. „Dadurch 
stockt auch die Produktion unse-
rer Unternehmen: Die Nachfra-
ge kann nicht bedient werden, 
obwohl die Auftragsbücher voll 
sind“, so Brossardt.

Rückgrat der Wirtschaft

Aus Sicht der vbw gelte es, den 
verlässlichen und bezahlbaren 
Bezug von Rohstoffen außenpo-
litisch und in der unternehmeri-
schen Planung dringend zu prio- 
risieren: „Rohstoffe sind das 
Rückgrat unserer Wirtschaft. Das 
zeigt sich vor allem in Zeiten, in 
denen die Lieferketten stocken. 
Jetzt müssen wir verlässliche 
Versorgungsstrategien entwi-
ckeln und umsetzen. Denn viele 
wichtige Rohstoffe werden künf-
tig noch relevanter. Schon jetzt 
bestehen Engpässe besonders 
bei stark nachgefragten Roh-
stoffen für Technologieproduk-
te. Ein Beispiel: Seltene Erden, 
die essenziell für die meisten Zu-
kunftstechnologien sind“, betont 
Brossardt.

Fallbeispiele

Zukunftsfelder, in denen die 
Rohstoff-Nachfrage deutlich zu-
nimmt, kennzeichnet die Studie 
in exemplarischen Fallbeispielen: 
So ist eine wachsende Batterie-
produktion für Elektroautos not-
wendig; ähnliches gilt für Elek-
trolyseure, die künftig Wasser-
stoff erzeugen sollen. „Deutsch-
land startet in eine Dekade der 
Transformation. Dekarbonisie-
rung und Digitalisierung sind da-
bei große wirtschaftliche Her-
ausforderungen. Die dafür nö-
tigen Technologien werden den 
Wettbewerb um viele Rohstoffe 
nochmals verschärfen. Das müs-
sen wir berücksichtigen“, ergänzt 
Brossardt.

Angesichts der Studienergeb-
nisse fordert die vbw vom Bund 
mehr Ambition für eine zukunfts-
fähige, wettbewerbstaugliche 
und nachhaltige Rohstoffversor-
gung. Dazu brauche es den Erhalt 
und die weitere Öffnung interna-
tionaler Märkte sowie gleichwer-
tige Wettbewerbsbedingungen. 
Unternehmen müssten bei in-
ternationalen Rohstoffprojekten 
unterstützt werden. Brossardt 
zufolge ist es besonders wichtig, 
die Rohstoffeffizienz und -substi-
tution durch Forschung voranzu-
treiben. Daneben müssten drin-
gend mehr Sekundärrohstoffe 
durch zukunftsfeste Recycling-
konzepte gewonnen werden. Ei-
ne ganzheitliche Strategie der 
Bundesregierung für die Kreis-
laufwirtschaft könne hier für viel 
Potenzial sorgen. DK

Auszeichnung 
„KUMAS-Leitprojekt 2021“

Seit 1998 zeichnet der Förderverein KUMAS – Kompetenzzentrum 
für Umwelt e.V. vorbildliche Umweltprojekte aus. In diesem Jahr 
fiel die Wahl der Jury auf „Bündnis Klimaneutrales Allgäu 2030“, 
„Einsparung von Energie, Wasser und weiteren Ressourcen durch 
die Anpassung von Kernprozessen bei der BSH Hausgeräte GmbH“, 
„Entwicklung und Validierung eines wasserbasierten Schmierstoffs 
für Getriebeanwendungen“ sowie an die studentische Initiative 
Enactus Augsburg e. V. Das „KUMAS Leitprojekt 2021“ dient dem 
Erhalt und der Entwicklung des regionalen Umwelt-Know-hows.

Mit dem Bündnis klimaneut-
rales Allgäu 2030 (eza! Energie- 
und Umweltzentrum Allgäu) 
wird die Region zum Vorreiter 
beim Thema Klimaschutz. Die 
teilnehmenden Unternehmen, 
Kommunen und Institutionen 
verpflichten sich, freiwillig bis 
spätestens zum Jahr 2030 klima-
neutral zu werden. Bislang sind 
88 Partner dem Bündnis beige-
treten. Der Schwerpunkt liegt 
zunächst auf der Reduktion der 
eigenen CO2-Emissionen durch 
mehr Energieeffizienz und den 
stärkeren Einsatz von erneuer-
baren Energien vor Ort. Unver-
meidbare Restemissionen wer-
den durch die Förderung hoch-
wertiger Projekte zur CO2-Ein-
sparung in der Region, aber 
auch im Ausland kompensiert.

BSH Hausgeräte Dillingen

Bei der Produktion von Ge-
schirrspülern am Standort Dillin-
gen war für die BSH Hausgeräte 
GmbH in der Vergangenheit ein 
hoher Energie- und Frischwas-
sereinsatz für die Herstellung 
von Bauteilen notwendig. Ver-
antwortlich dafür waren die 
notwendigen Wasch- und Passi-
vieranlagen. Durch die Optimie-
rung von Kernprozessen, wie 
dem Schweißverfahren sowie 

die Umstellung auf einen bio-
logisch-abbaubaren Schmier-
stoff konnte der Passivier- und  
Waschprozess komplett entfal-
len. Dies führte zu einer erhebli-
chen Reduktion des Strom- und 
Gasverbrauchs, der zudem mit 
einer signifikanten CO2-Ein-
sparung einhergeht. Zusätzlich 
wurde dadurch der Frischwas-
serbedarf am Standort deutlich 
verringert und durch die Prozes-
soptimierungen eine deutliche 
Reduzierung von Schadstoffein-
trägen in das Abwasser erreicht.

Schmierstoff für 
Getriebeanwendungen

Konventionelle Getriebe -
schmierstoffe bestehen meist 
aus fossil basierten Ölen, sind 
nicht umweltverträglich und in 
brandkritischen Bereichen häu-
fig bedenklich. Aus nachwach-
senden Rohstoffen lassen sich 
jedoch Polymere in Pulverform 
gewinnen, die unter Zugabe 
von Wasser und Additiven als 
Schmierstoff verwendet werden 
können. Auf diese Weise wurde 
bereits ein marktgängiger Kühl-
schmierstoff für die Metallbear-
beitung entwickelt. Mittels die-
ses Prinzips wird nicht nur CO2 
gespart, sondern eine neuar-
tige, umweltverträgliche und 

nachhaltige Schmierstofftech-
nologie für Getriebeanwendun-
gen entwickelt. Die Untersu-
chungen der Forschungsstelle 
für Zahnräder und Getriebesys-
teme (TU München) belegen 
die grundsätzliche Eignung von 
solch polymeren, wasserbasier-
ten Getriebefluiden und haben 
wichtige Erkenntnisse zu deren 
Einsatzgrenzen und Charakteris-
tika erbracht.

Enactus Augsburg e.V.

Mit einem Sonderpreis wird 
die studentische Initiative Enac-
tus Augsburg e.V. ausgezeich-
net. „Enactus“ steht für „Entre-
preneurial action for others cre-
ates a better world for us all“. 
Studenten wollen gesellschaftli-
che Probleme durch unterneh-
merisches Handeln lösen und 
sich dabei an den Sustainable  
Development Goals (SDGs) orien- 
tieren. 

Drei Startup-Projekte hat der 
Verein bereits realisiert: „Na-
turschwärmer“ sind nachhal-
tige, wiederverwendbare Ab-
schminkpads, die in Augsburg 
von den MutMacherMenschen, 
einer sozialen Produktivgenos-
senschaft gefertigt werden, 
„ZamBam-Guards“ sind in Sam-
bia aus Bambus produzierte 
Fußballschienbeinschoner und 
„Light up your future“ entwi-
ckelte die Open-Source-Techno-
logie des „Liter of Light“ zu einer 
Solarlampe weiter. Menschen in 
Äthiopien soll so die Möglichkeit 
gegeben werden, ohne Anbin-
dung an die zentrale Stromver-
sorgung Zugang zu Licht zu er-
halten. DK

https://www.baustoffrecycling-bayern.de/
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• Kostengünstig

• Hochwertige Ausführung

• Schnelle Verfügbarkeit der Straße

• Einsparung von aufwändigem 
  Bodenaustausch

• Verarbeitung von kontaminierten  
  Böden (technisch möglich)

Die Herausforderung 
für jede Gemeinde: 

STRASSEN-SANIERUNG

• LANGLEBIGER

• SCHNELLER 

• TRAGFÄHIGER 

• GÜNSTIGER

• ÖKOLOGISCHER

DIE LÖSUNG: DAS PANMAX-VERFAHREN 
ZUR STRASSEN- UND WEGESANIERUNG

Vorher

Nachher

Folgen Sie uns auf Youtube!

Panmax-Verfahren 
überzeugt Gemeinde Schäftlarn

Die Vorteile des Panmax-Verfahrens finden bei immer mehr Ent-
scheidern Anklang. Bereits 2020 entschieden sich die Verantwort-
lichen der Gemeinde Schäftlarn dafür. Dabei saniert das Unterneh-
men mit Sitz in Lengdorf Verkehrswege wie Parkplätze, Straßen, 
Fahrradwege, Wirtschaftswege oder Lagerflächen auf besonders 
umweltschonende und kostengünstige Art. Im Mittelpunkt stehen 
nicht mehr der aufwändige Bodentausch, sondern die Stabilisierung 
von Straßenkörper und Tragschichten mit Nanopartikeln und han-
delsüblichem Zement.

In Schäftlarn war die Schorner 
Straße mit Schlaglöchern über-
säht und nur mit großen Perso-
nalaufwand in Stand zu halten. 
Aufgrund der hohen Kosten hatte 
die Gemeinde allerdings bislang 
von einer Sanierung abgesehen. 
Nachdem sich die Kostenschät-
zung für die Sanierung im Fräs-
recyclingverfahren mit Nano-
technologie auf ca. 31 Euro brut-
to inklusive Oberflächenbehand-
lung belief, war die Realisierung 
einer Vollsanierung ein gutes 
Stück näher gerückt. Die wesent-
lich geringeren Kosten sowie die 
positiven Berichte aus anderen 
Gemeinden überzeugten auch 
Bürgermeister und Gemeinderat.

Besonders im kommunalen 
Bereich empfiehlt sich das Know-
how von Panmax. Dadurch kann 
nach Angaben des Herstellers 
im Vergleich zur herkömmlichen 
Methode auch die Bauzeit erheb-
lich verringert werden. Das Er-

gebnis ist ein sehr guter Belag mit 
gesteigerter Tragfähigkeit sowie 
hoher Frost- bzw. Taubeständig-

Unternehmen vor Ort Bodenpro-
ben für die Bestimmung der Re-
zeptur. Es folgten das Abziehen 
und Entsorgen der Bankette, ehe 
ein Streuwagen die vorher ge-
nau festgelegte Menge Zement 
aufbrachte. In einem weiteren 
Arbeitsschritt wurde die Fräse 
mit einem Tankwagen verbun-
den. Sie saugte die Wasser-Poly-
mer-Mischung aus dem Vorrats-
behälter und düste diese direkt 
über eine Einspritzvorrichtung in 

Vorher. Bild: Panmax GmbH

Nachher. Bild: Panmax GmbH

keit. Zusätzlich werden die Öko-
bilanz verbessert und die Anzahl 
der Transporte und Deponievolu-
men reduziert.

Als Vorbereitung für die Maß-
nahme in Schäftlarn entnahm das 

die Fräskammer. Das frisch auf-
getragene Gemisch wurde mit 
einer Walze vorverdichtet, an-
schließend wurde die plane Flä-
che mit der festgelegten Neigung 
zur Ableitung des Oberflächen-
wassers hergestellt. Für die nö-
tige Endverdichtung sorgte ein 
Walzenzug mit integrierter Ver-
dichtungskontrolle. Im Anschluss 
erfolgte die Herstellung der dop-
pelten Oberflächenbehandlung 
(Tränkdecke/Spritzdecke).

900 Meter in drei Tagen

So konnte die Schorner Straße 
in drei Tagen auf einer Länge von 
knapp 900 Metern komplett sa-
niert werden. Nach wie vor befin-
det sich die Straße laut Panmax in 
einwandfreiem Zustand.  DK

VDV zum Koalitionsvertrag:

Die Richtung stimmt
„Die Richtung stimmt, jetzt kommt es auf die Geschwindigkeit an.“ 
Eine positive Bewertung des Koalitionsvertrags hat der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen vorgenommen. Laut VDV-Präsi-
dent Ingo Wortmann war das zentrale Thema der Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren noch nie so stark im Fo-
kus wie im aktuellen Koalitionsvertrag. „Mit dem formulierten Ziel, 
die Verfahrensdauern zu halbieren und bereits im ersten Jahr der Le-
gislatur die notwendigen Voraussetzungen für Vereinfachungen um-
zusetzen, gibt die neue Bundesregierung klare Vorgaben. Das ist ab-
solut positiv, verpflichtet aber auch alle Akteure jetzt keine weitere 
Zeit zu verlieren.“

Vor allem im Kapitel Mobili-
tät finden sich nach Auffassung 
des VDV zahlreiche wichtige For-
mulierungen für den ÖPNV, den 
Eisenbahnpersonen- und den 
Schienengüterverkehr. Wie Prof. 
Knut Ringat, VDV-Vizepräsident 
für die Verbünde und Aufgaben-
träger, betont, „sind die angekün-
digte Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel und die Zusicherung 
des Ausgleichs der pandemie-
bedingten Einnahmeausfälle im 
Nahverkehr auch für 2022 über 
die Maßen erfreulich und geben 
der Branche die nötige finanzielle 
Sicherheit, um weiter mit Hoch-
druck daran zu arbeiten, mög-
lichst viele Fahrgäste nicht nur 
zurückzugewinnen, sondern auch 
neue Kundinnen und Kunden von 
unseren Produkten zu überzeu-
gen. Wir haben nur noch etwas 
mehr als acht Jahre Zeit, um die 
Klimaschutzziele im Verkehrssek-
tor zu erreichen. Dafür brauchen 
wir einen starken und zukunftsfä-
higen ÖPNV und Eisenbahnver-
kehr.“ Im neuen Koalitionsvertrag 
fänden sich dazu zahlreiche posi-
tive Grundlagen, insbesondere 
auch bei den wichtigen Themen 
wie Digitalisierung, On-Demand 
und autonomes Fahren.

Erstmals bekennen sich Koaliti-
onäre auf Bundesebene in ihrem 

Koalitionsvertrag eindeutig da-
zu, mehr in die Schiene als in die 
Straße investieren zu wollen. Die-
se Aussage sei für die Branche ein 
wichtiges Signal, erläutert Veit 
Salzmann, VDV-Vizepräsident für 
die Eisenbahnen mit Personen-
verkehr: „Für den Eisenbahnper-
sonenverkehr schlagen die neu-
en Regierungsparteien damit ein 
weiteres Kapitel auf. Der Koaliti-
onsvertrag enthält darüber hin-
aus für die Eisenbahnen viele po-
sitive Punkte, wie etwa die Prio-
risierung des Deutschlandtaktes, 
das Programm ‚Schnelle Kapazi-
tätserweiterung‘ oder die Reak-
tivierung von Eisenbahnstrecken. 
Lückenhaft sind dagegen die For-
mulierungen bei der nötigen Fi-
nanzierung der nicht-bundesei-
genen (NE) Eisenbahnen. Hier 
hätten wir uns ein klareres Be-
kenntnis für die Unterstützung 
gewünscht, denn letztlich sind 
die NE-Bahnen ein wesentlicher 
Betreiber von Infrastrukturen im 
deutschen Schienennetz.“

Bekenntnis  
zum Schienengüterverkehr

Joachim Berends, VDV-Vizeprä-
sident für den Schienengüterver-
kehr, unterstützt dies und sieht 
für die Güterbahnen zudem eini-

ge positive Aussagen im Koaliti-
onsvertrag: „Auch die neue Bun-
desregierung bekennt sich klar 
und deutlich zu einem starken 
Schienengüterverkehr und zum 
Wachstumsziel von mindestens 
25 Prozent Marktanteil bis 2030. 
Zu begrüßen ist ferner, dass die 
Lärmsanierungsprogramme fort-
geschrieben werden sollen und 
der Bund die Markteinführung 
innovativer Technik zur Lärmver-
meidung oder die Markteinfüh-
rung neuer Güterwagen weiter 
unterstützt. Das ist maßgebend 
für die Akzeptanz der weiteren 
Verlagerung des Güterverkehrs 
auf die Schiene. Aber auch die an-
gekündigte Förderung von Ter-
minals im Kombinierten Verkehr, 
das Vorantreiben der Kranbarkeit 
von Standard- Sattelaufliegern 
und die geplante Abschaffung der 
EEG-Umlage wird den Schienen-
güterverkehr wettbewerbsfähi-
ger und für Verlader und Indust-
rie attraktiver machen.“

Obwohl rein rechtlich in 
Deutschland die Länder und nicht 
der Bund für die Ausgestaltung 
des Nahverkehrs mit Bussen und 
Bahnen zuständig sind, bildet im 
Kapitel Mobilität des neuen Koali-
tionsvertrags der ÖPNV an vielen 
Stellen einen inhaltlichen Schwer-
punkt. Der VDV wertet dies als 
klares Bekenntnis der neuen Bun-
desregierung, auch den ÖPNV mit 
Blick auf die Gesamtentwicklung 
des Verkehrssektors bei der Er-
reichung der Klimaschutzziele fest 
im Blick zu behalten. 

„Dem ÖPNV kommt im Koa-
litionsvertrag eine zentrale Be-
deutung für eine klimaschonen-
de Mobilität in Deutschland zu. 
Mit dem vorgeschlagenen Aus-
bau- und Modernisierungspakt 

sollen sich Bund, Länder und Ge-
meinden über ihre Beiträge zur 
gemeinsamen Finanzierung des 
Ausbaues und des Betriebs eines 
attraktiven öffentlichen Verkehrs 
in dieser Dekade verpflichten. Da-
zu müssen nicht nur die Regionali-
sierungsmittel ab 2022 als Beitrag 
des Bundes erheblich gesteigert, 
sondern auch die Aufwendun-
gen der Länder und Kommunen 
kräftig wachsen“, stellt Hubert 
Jung, VDV-Vizepräsident für die 
Tram-Unternehmen, fest. Kern-
ziel und erklärtes Ziel der Branche 
sei dabei eine deutliche Steige-
rung der Fahrgastzahlen bis 2030. 

Förderung von Elektro-  
und Wasserstoffantrieben

Bei den Aussagen im Koaliti-
onsvertrag zur Stärkung der Mo-
bilität im ländlichen Raum steht 
auch der ÖPNV-Busverkehr im 
Fokus. Darüber hinaus bekennen 
sich die neuen Koalitionäre zur 
Fortführung der Förderung von 
Bussen mit Elektro- und Wasser-
stoffantrieben. Nach Angaben 
von Werner Overkamp, VDV-Vi-
zepräsident für die Busunterneh-
men, „sind in Deutschland rund 
35.000 ÖPNV-Linienbusse im Ein-
satz. Sie sind damit eine zentra-
le Säule für die Sicherstellung der 
Angebote im Nahverkehr und der 
Daseinsvorsorge von Mobilität in 
ländlichen Räumen.“

Eine besondere Rolle komme 
den Bussen bis 2030 aber auch 
für schnelle Angebotsauswei-
tungen in Städten und Ballungs-
räumen zu, weil der notwendige 
Ausbau der städtischen Bahnsys-
teme zeitintensiv ist. Der Koali-
tionsvertrag erkenne diese zen-
trale Rolle der Linienbusse an. 
„Demnach sollen Förderkataloge 
verlängert und an die Bedürfnis-
se der Unternehmen angepasst 
werden“, so Overkamp.  DK

Wettbewerb 
„Klimaaktive Kommune 2022“

Bis zum 31. März 2022 können Kommunen am Wettbewerb 
des Bundesumweltministeriums und des Deutschen Instituts 
für Urbanistik teilnehmen. Gesucht werden innovative Kli-
maschutzprojekte. Die Gewinner erhalten je 25 000 Euro für 
ihren vorbildlichen Klimaschutz.

Wer sind Deutschlands „Klimaaktive Kommunen 2022“? 
Das Bundesumweltministerium und das Deutsche Institut für 
Urbanistik rufen Städte, Landkreise und Gemeinden auf, sich 
mit erfolgreich realisierten, wirkungsvollen und innovativen 
Klimaschutzprojekten am Wettbewerb „Klimaaktive Kommu-
ne 2022“ zu beteiligen. Kooperationspartner des Bundeswett-
bewerbs sind der Deutsche Städtetag, der Deutsche Land-
kreistag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund.

Die Bewerbungsfrist läuft von Januar bis zum 31. März 2022. 
Bewerbungen sind in den Kategorien „Ressourcen- und Energie-
effizienz“, „Klimagerechte Mobilität“ und - ganz neu - in der Kate-
gorie „Klimafreundliche Verwaltung“ sowie im Rahmen des Son-
derpreises zum Thema „Klimaschutz und Naturschutz“ möglich.
Infos unter www.klimaschutz.de/wettbewerb2022 r

Bayreuther Grundschüler 
setzen sich für Klimaschutz ein

Ein großes Dankeschön sprach Oberbürgermeister Thomas Ebersber-
ger an die jüngsten Bayreuther Klimaschützer, ihre Lehrerinnen und 
Eltern aus – für ihren Beitrag zu der Kampagne „Kleine Klimaschützer 
unterwegs – Grüne Meilen für das Weltklima“ des Klima-Bündnisses.

In vier Grundschulen hatten 
die Schüler in den vergangenen 
Monaten 9.633 klimafreundliche 
Wege, Energiesparaktionen und 
regional-saisonales Essen doku- 
mentiert, die „Klimameilen“. Stell-
vertretend für mehr als 600 teil-
nehmende Kinder nahmen Stefa-
nie Schmidt, Schulleiterin der Ler-
chenbühlschule, Christiane Masin,  
stellvertretende Schulleiterin der 
Jean-Paul-Schule, Evi Zinner, Leh-
rerin an der Grundschule Herzog- 
höhe, und Aleksandra Mook, El-
ternbeiratsvorsitzende der Luit-
poldschule, Urkunden und Gut-
scheine für Umweltbildungsak- 

tionen im Ökologisch-Botanischen 
Garten entgegen. Besonderer  
Dank galt auch allen Lehrerinnen, 
die sich trotz der schwierigen Pan-
demiesituation die Mühe mach-
ten, mit ihren Schulklassen Ideen 
zum Klimaschutz im Alltag zu erar-
beiten.

Insgesamt sandten 350.000 
Kinder aus ganz Europa dem Kli-
ma-Bündnis über fünf Millionen 
Klimameilen zu, die zusammen 
mit Wünschen und Bitten der Kin-
der auf der Weltklimakonferenz in 
Glasgow an die Exekutivsekretärin 
des UN-Klimasekretariats überge-
ben wurden. r

https://panmax.de/
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Deutscher Nachhaltigkeitspreis für Städte und Gemeinden:

Ausgezeichnete Bayern
Zehn Kommunen konnten sich 2021 im Wettbewerb um den „Deut-
schen Nachhaltigkeitspreis Städte und Gemeinden“ durchsetzen. 
Im Rahmen des Deutschen Nachhaltigkeitstages in Düsseldorf wur-
den die Preisträger nun bekanntgegeben, darunter drei Kommunen 
aus Bayern. In der Kategorie „Deutschlands nachhaltigste Kleinstäd-
te und Gemeinden“ siegte die Gemeinde Fuchstal (Landkreis Lands-
berg am Lech) vor der Gemeinde Ascha (Straubing-Bogen) und dem 
Markt Oberelsbach (Rhön-Grabfeld).

In Fuchstal wird die nachhalti-
ge Dorfentwicklung auf Basis ei-
nes integrierten interkommu- 
nalen Dorfentwicklungskonzepts 
(ISEK) und weiterer Förderpro-
jekte vorangetrieben. Dabei ste-
chen besonders die regenera-

tive Strom- und Wärmeerzeu-
gung und Planungen im Bereich 
der Mobilitätswende heraus. Ein 
eigenes Wärme- und Stromnetz 
wird durch das Projekt „Ener-
giezukunft Fuchstal“ unter Ein-
satz von Photovoltaikanlagen, ei-
nem Wasserkraftwerk, vier mo-
dernen Bürgerwindanlagen und 
einer Biogasanlage realisiert. Im 
BMI Modellprojekt Smart Cities 
sollen weitere Mobilitätsformen 
wie Carsharing, der Aufbau einer 
MobilitätsApp (intermodal) so-
wie der Ausbau der E-Ladesäu-
len zur Umsetzung der Mobili-
tätswende erfolgen.

Bürger-Plattform

Darüber hinaus wurden Mit-
fahrerbänke und ein Fußweg-
konzept in die Infrastruktur eta-
bliert. Die nachhaltige Dorfent-
wicklung bindet die Bürgerschaft 
eng mit ein. Unter anderem ist 
eine Bürger-Plattform im Auf-
bau. Damit sollen eine digitale 
Vernetzung und bessere Mög-
lichkeiten der Bürgerbeteiligung 
geschaffen werden. Der Absatz 
lokaler Produkte soll über inno-
vative Ideen wie die sogenann-
ten Lechtalboxen zu einer nach-
haltigen Daseinsvorsorge beitra-
gen.

Mit der Einführung des Nach-
haltigkeitskonzepts „Ascha – 
nachhaltig und klimaneutral“ 
plant die niederbayerische Ge-
meinde bis 2030 eine autarke 
Energiebereitstellung. Ziel dabei 
ist die Entwicklung und Gestal-
tung einer guten Lebensquali-
tät unabhängig vom Wirtschafts-
wachstum. Bausteine auf diesem 
Weg sind unter anderem ein Bio-
masseheizkraftwerk, eine Bio-
gasanlage und ein Bürgersolar-
kraftwerk.

Die vorbildliche Arbeit bei der 
Umsetzung des Konzepts zeich-
net sich unter anderem durch 
das kommunale Flächenmanage-
ment und die Umstellung der 
Straßenbeleuchtung und der Be-
leuchtung in öffentlichen Gebäu-
den auf LED-Lampen aus. Die Ge-
meinde hat ein Klimaschutzkon-
zept erstellt und beschäftigt ei-
nen Klimaschutzmanager. Ein 
Wohngebiet wird als modellhaf-
te „Energiesiedlung“ ausgewie-
sen. In einem neuen Baugebiet 
fördert die Gemeinde über ein 
Bonussystem freiwillige Maß-
nahmen im Sinne einer nachhal-
tigen Entwicklung.

Mit einem sozialen Wohnungs-
bauprojekt in der Dorfmitte, der 
Sanierung der alten Grundschu-
le, dem Bau einer Mehrzweckhal-
le und des Bürgerhauses in öko-
logischer und energietechnischer 
Hinsicht sowie modernen Sport-
anlagen stellt die Gemeinde ein 
breites Angebot zur nachhaltigen 
Daseinsvorsorge bereit. Durch  
interkommunale Kooperationen 
und Netzwerkarbeit werden diese 
Erfolge in Ascha ergänzt. Aktionen 
wie die plastiktütenfreie Gemein-
de, „Ein Dorf spart Energie“ oder 

die Gründung einer Solargemein-
schaft binden zudem die Bürger in 
eine nachhaltige Lebensweise ein.

Eine herausragende Verknüp-
fung von Biodiversität und Um-
weltbildung gelingt dem Markt 
Oberelsbach: Die Kommune setzt 
auf Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE), dadurch ist ei-
ne nachhaltige Bildungsland-
schaft für alle Altersgruppen 
entstanden. Die beiden Kinder-
tageseinrichtungen sind als „Bi-
osphären- Kitas“ ausgezeichnet, 
das Biosphärenzentrum „Haus 
der Langen Rhön“ informiert und 
begeistert für das UNESCO-Bi-
osphärenreservat Rhön und die 
Umweltbildungsstätte Oberels-
bach bietet Bildungsmodule bei-
spielhaft für Klassen, Studieren-
de oder Multiplikatoren an. Den 
Ausbau erneuerbarer Energien 
fördern ein Biomasseheizkraft-
werk, eine Holzvergasungsanlage 
und Photovoltaikanlagen in vor-
bildlicher Weise.

Vermeidung von  
Lichtverschmutzung

Ein besonderes Augenmerk 
legt die Kommune auf die Ver-
meidung von Lichtverschmut-
zung und stellt auf Basis eines 
interkommunalen Energiekon-
zepts auf LED-Leuchten um. Da-
bei berücksichtigt sie die Richt-
linien der Dark-Sky-Association. 
Zudem beteiligt sich der Markt 
Oberelsbach an verschiedenen 
Mobilitäts-Projekten des Land-
kreises: Aus Sicht der Jury tragen 
der Einsatz eines Azubi-Shuttles, 
kommunale Kindergartenbeför-
derung, ein Rufbus und sieben 
Freizeitbuslinien erfolgreich dazu 
bei, die Mobilität im ländlichen 
Raum zu sichern.

Schwerpunkt Biodiversität

Durch nachhaltige Flächenver-
pachtung und den besonderen 
Schutz bedrohter Haustierras-
sen wird darüber hinaus ein be-
sonderer Schwerpunkt auf Biodi-
versität gelegt. Zur Artenvielfalt 
trägt außerdem die PECF- und 
FFH- zertifizierte Waldbewirt-
schaftung (u.a. durch Auffor-
stungsprojekte) bei. Das Integ-
rierte Ländliche und Städtische 
Entwicklungskonzept (ILEK und 
ISEK) binden die Bürger partizi-
pativ auch in die Nachhaltigkeits-
politik der Kommune ein.

Seit 2012 vergibt die Stiftung 
Deutscher Nachhaltigkeitspreis 
e. V. den Deutschen Nachhal-
tigkeitspreis für Städte und Ge-
meinden. Gewürdigt werden 
Kommunen, die im Rahmen ih-
rer wirtschaftlichen Möglichkei-
ten eine umfassende nachhaltige 
Stadtentwicklung betreiben oder 
in einzelnen Themenfeldern er-
folgreiche Nachhaltigkeitspro-
jekte realisiert haben.

Die Auszeichnung ist mit je 
20.000 Euro pro Sieger zweckge-
bunden für Nachhaltigkeitspro-
jekte von der Allianz Umwelt-
stiftung dotiert und wird von der 
Bertelsmann Stiftung im Rahmen 
des SDG-Portals sowie von der 
Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) von Engage-
ment Global mit Mitteln des Bun-
desministeriums für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) unterstützt.  DK

Die diesjährigen Finalisten und Sieger (Ausnahme Stuttgart) des Deutschen Nachhaltigkeitspreises für 
Städte und Gemeinden. Bild: Christian Köstner

Teilfortschreibung des  
Landesentwicklungsprogramms

Aiwanger: „Ein kraftvolles Paket für die wichtigen Themen  
Gleichwertigkeit, Klimawan del und Mobilität der Zukunft in Bayern“

Der Bayerische Ministerrat hat die Teilfortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms (LEP) auf den Weg gebracht. Die Änderungen 
betreffen drei zentrale Handlungsfelder: „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse und starke Kommunen“, „Klimawandel“ und „Nachhaltige 
Mobilität“. Federführend ist das Staatsministerium für Wirtschaft, 
Energie und Landesentwicklung, das die Anpassungen mit den an-
deren beteiligten Ministerien abgestimmt hat.

Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger: „Mit der LEP-Teilfort-
schreibung schnüren wir ein 
kraftvolles Paket, um den Zu-
kunftsthemen Gleichwertigkeit, 
Klimawandel und Mobilität der 
Zukunft vorausschauend zu be-
gegnen. Es gilt nötige Akzente 
zu setzen und Vorsorge zu tref-
fen im Sinne der Generationen-
gerechtigkeit sowie einer hohen 
Lebensqualität und wirtschaft-
lichen Wettbewerbsfähigkeit in 
ganz Bayern.“

auf qualifizierte Arbeitsmög-
lichkeiten, Grundschule, ÖPNV, 
Kulturpflege,

• Es gilt, überhitzte Verdich-
tungsräume in den Bereichen 
Siedlungs- und Mobilitätsent-
wicklung zu entlasten. Dafür 
ist ein angemessenes Wohn-
raumangebot, Freiraumstruk-
tur, eine interkommunal ab-
gestimmte Verkehrsentwick-
lung mit Ausbau von Umwelt-
verbünden notwendig (ÖPNV, 
Fahrrad).

Die wichtigsten Änderungen im 
Themenfeld „Klimawandel und 
gesunde Umwelt“:
• Das Klima ist zu schützen, kli-

maangepasste Strukturen sind 
zu schaffen. Zu diesem Zweck 
sollen alle raumbedeutsamen 
Planungen auf Klimaneutra-
lität ausgerichtet; natürliche 
CO2-Speicher gestärkt; mög-
liche Vorrang-/ Vorbehalts-
gebiete (VRG/ VBG) für Kli-
maschutz und verpflichtende 
VRG/ VBG für Klimaanpassun-
gen eingeführt werden.

• Voraussetzungen für nachhalti-
ges Wassermanagement sollen 
geschaffen werden. Unter an-
derem geht es um einen ausge-
glichenen Landschaftswasser-
haushalt auch in Trocken- und 
Hitzeperioden; Hochwasser- 
Risikomanagement beispiels-
weise für Starkniederschlags-
perioden; mögliche Vorrang-/ 
Vorbehalts gebiete für Maß-
nahmen des technischen Hoch- 
wasserschutzes und zur Siche-
rung von Stauanlagen in den 
Regionalplänen sollen einge-
führt werden.

• Der Ausbau erneuerbarer 
Energien und die dezentrale 
Energiewende sollen vorange-
trieben werden – unter ande- 
rem durch Windenergieanla-
gen. Ausreichende Möglichkei-
ten der Speicherung erneuer-
barer Energien sollen geschaf-
fen, insbesondere auf die nach-
haltige Wasserstoffwirtschaft 
soll gesetzt werden.

• Die Flächeninanspruchnahme 
soll deutlich und dauerhaft re-
duziert werden. Ziele sind effi-
ziente, wo möglich multifunk-
tionale Flächennutzungen bei 
Siedlung und Verkehr. Das gilt 
auch beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien wie der Ag-
ri-Photovoltaik. Vorrang hat 
die Innenentwicklung hin zu 
kompakten Siedlungsstruktu-
ren.

• Um Zersiedlung noch besser 
zu vermeiden, werden Aus-
nahmen vom sogenannten 
Anbindegebot eingeschränkt, 
die neue Gewerbeflächen 
„auf der grünen Wiese“ erlau-
ben. Vertrauensschutz bis zum 
31.12.2028 genießen hierbei 
jedoch Bebauungspläne, deren 
Aufstellungsbeschluss nach § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch vor dem 
14.12.2021 gefasst wurde.

Die wichtigsten Änderungen im 
Themenfeld „Nachhaltige Mo-
bilität“:
• Mobilität soll vernetzt weiter-

gedacht und öffentliche Ver-
kehre gestärkt werden. Es gilt, 
neue Mobilitätsformen und 
deren Infrastrukturbedarf zu 
berücksichtigen und digita-
le Möglichkeiten für effektive 
Verkehre zu nutzen sowie in-
termodale Schnittstellen beim 
Güterverkehr zu stärken.

• Ziel ist es, die Voraussetzungen 
für den Radverkehr zu verbes-
sern, unter anderem Wegenet-
ze für Alltags- und Freizeitrad-

verkehr auszubauen.
• Die Straßeninfrastruktur soll 

auf die Zukunft vorbereitet 
werden. Zum Beispiel durch 
die Förderung von Wasser-
stoff-Tankstellen.
Das LEP als räumliche Zu-

kunftsstrategie der Staatsregie-
rung soll kein Produkt vom „grü-
nen Tisch“ werden. Als nächster 
Schritt wird der Fortschreibungs-
entwurf daher in ein breit ange-
legtes Beteiligungsverfahren für 
die Öffentlichkeit  gegeben. Hier 
können unter anderen Kommu-
nen, Verbände, Fachstellen und 
selbst betroffene Stellen außer-
halb Bayerns Stellungnahmen 
bis Ende März 2022 abgeben. 
Der Fortschreibungsentwurf des 
LEP wird dafür noch vor Weih-
nachten auf der Internetseite des 
Wirtschaftsministeriums bereit-
stehen. Im Anschluss folgen ei-
ne erneute Ministerratsbehand-
lung sowie das Zustimmungs-
verfahren des Landtags. Das 
Verfahren soll im Frühjahr 2023 
abgeschlossen sein. r

Staatsminister Hubert Aiwanger.  
 Bild: Radmilla Kerl

Beim LEP handelt es sich um ei-
ne Rechtsverordnung. Sie verhilft 
zu einem bayernweit einheitli-
chen, verlässlichen und verbind-
lichen Rahmen für alle öffentli-
chen und privaten Planungsträ-
ger, um zum Beispiel nachhalti-
gen Klimaschutz und effiziente 
Flächeninanspruchnahme voran- 
zutreiben. Hierzu sollen auch 
neue Akzente gesetzt werden: 
vom dezentralen Ausbau der er-
neuerbaren Energien und dem 
Erhalt kompakter Siedlungsstruk-
turen hin zu einer umweltfreund-
lichen Mobilität für jedermann. 
Dazu zählen auch verbesserte 
Radwegenetze und die klare Zu-
sage an eine an den Verkehr der 
Zukunft angepasste Infrastruktur.

Kompetenzerweiterungen

Um dabei aber auch den spe-
zifischen Herausforderungen der 
einzelnen Regionen gerecht zu 
werden, soll der Instrumenten-
kasten der Regionalplanung um 
entsprechende Kompetenzen er-
weitert werden. „Um die Bedürf-
nisse in Verdichtungsräumen und 
ländlichen Räumen, Bergregio-
nen, Trockengebieten oder Über-
schwemmungsgebieten passge-
nauer zu steuern, werden den 18 
Planungsregionen in Bayern viele 
zusätzliche Kompetenzen einge-
räumt. Diese können künftig et-
wa hochwertige landwirtschaft-
liche Flächen oder Gebiete als 
CO2-Senken besser schützen, Ge-
biete zur Speicherung von Was-
ser in feuchten und zur Bewäs-
serung in trockenen Zeiten fest-
legen oder Trassen für schie-
nengebundenen ÖPNV und für 
überörtliche Radwege sichern. 
Das ist wichtig, weil die Men-
schen vor Ort am besten wissen, 
was ihre Region braucht“, erläu-
tert Staatsminister Aiwanger.
Die wichtigsten Änderungen im 
Themenfeld „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“:
• Chancen der Digitalisierung 

für Wettbewerbsfähigkeit, Da-
seinsvorsorge (zum Beispiel 
Telemedizin) und Mobilität sol-
len aufgegriffen und die digi-
tale Infrastruktur flächende-
ckend ausgebaut werden.

• Attraktivität und Wirtschafts-
kraft im ländlichen Raum soll 
gestärkt werden – im Hinblick 

Zweiter Platz für Senefelder-Schule Treuchtlingen: 

Schülerwettbewerb  
der Landschaftsgärtner

Unter dem Motto „Grünes Licht für … Artenvielfalt“ fand 2021 der 
bundesweite Schülerwettbewerb der Landschaftsgärtner statt. Ge-
gen starke Konkurrenz sicherte sich die Klasse 10bG der Senefel-
der-Schule Treuchtlingen einen hervorragenden zweiten Platz. Der 
Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern übergab 
nun das mit 2.000 Euro dotierte Preisgeld an das Gymnasium.

Seit rund 15 Jahren organisiert 
das Ausbildungsförderwerk Gar-
ten-, Landschafts- und Sportplatz-
bau e. V. (AuGaLa) den alle zwei 
Jahre stattfindenden Schülerwett-
bewerb. Dieses Jahr waren Schü-
lerinnen und Schüler der Klassen 
7 bis 10 aufgerufen, ihre Kreativi-
tät zum Thema Artenvielfalt un-
ter Beweis zu stellen. Mit großer 
Resonanz bei den Jugendlichen: 
Über 70 Schulklassen und Arbeits-
gemeinschaften beteiligten sich 
von 15.3. bis 7.6. 2021. Die Aufga-
be bestand darin, jeweils 15 Fotos 
oder Videos geschützter heimi-
scher Tiere und Pflanzen auf ihren 
eigens für den Wettbewerb einge-
richteten Social-Media-Auftritten 
auf Instagram zu veröffentlichen. 
Darüber hinaus sollte der Name 
der Art, der Schutzstatus und die 
Erhaltungsmaßnahmen beschrie-
ben werden.

#GrünesLichtFürArtenvielfalt

Bis zum Ende des Wettbewerbs 
reichten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer knapp 1.000 Fo-
tos unter dem Hashtag #Grünes-
LichtFürArtenvielfalt ein. 

Daraufhin bewertete eine Jury 
mit Experten aus dem Garten- 
und Landschaftsbau sowie ei-
ner Biologin die Beiträge. Keine 
leichte Aufgabe, denn die Veröf-
fentlichungen waren auch in die-
sem Jahr auf einem sehr hohen 

Niveau. Schließlich qualifizierten 
sich zehn Klassen und Arbeits-
gemeinschaften für die Finalrun-
de. In einem öffentlichen Abstim-
mungsverfahren beteiligten sich 
abschließend im August über 
2.200 Personen und votierten für 
ihren Favoriten.

Den zweiten Platz errang die 
Klasse 10bG des Gymnasiums an 
der Senefelder-Schule Treuchtlin-
gen und sicherte sich damit den 
Geldpreis in Höhe von 2.000 Eu-
ro für die Klassenkasse. Gerhard 
Zäh, Präsident des Verbandes 
Garten-, Landschafts- und Sport-
platzbau Bayern e. V. (VGL Bay-
ern), und Patrick Schmidt, stellv. 
Verbandsdirektor und Referent 
für Ausbildung und Nachwuchs-
werbung, überreichten die Prä-
mie. Sieger wurde die Garten-AG 
des Albert-Einstein-Gymnasiums 
in Hameln, der dritte Platz ging 
an die Klasse 8b der Semper 
Oberschule in Dresden. Unter 
den Finalisten befanden sich au-
ßerdem zwei weitere Schulklas-
sen aus Bayern: die 7d der Staat-
lichen Realschule Weißenburg 
und die 9b++ des Gymnasiums 
in Parsberg.

Die Beiträge der Schülerinnen 
und Schüler sind auf Instagram 
aufrufbar. Auf www.schoene-
rewelt.de finden sich weitere 
Hintergrundinformationen zum 
Schülerwettbewerb der Land-
schaftsgärtner 2021.  r

Hintere Reihe v.l.: Stefan Reutner, Schulleiter des Gymnasiums so-
wie der Gesamtschule der Senefelder-Schule Treuchtlingen, Andrea 
Hofbeck, Klassenlehrerin der 10bG, Gerhard Zäh, Präsident des VGL 
Bayern, und Patrick Schmidt, stellv. Verbandsdirektor und Referent 
für Ausbildung und Nachwuchswerbung. Vordere Reihe v.l.: Stellver-
tretend für die Klasse nahmen Michaela König, Mathias Wiedemann, 
Laura Treiber und Leni Schmidt den Preis in Empfang.  Bild: Günter Höfler

http://www.schoenerewelt.de
http://www.schoenerewelt.de
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten,Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Grün schützt die Gesundheit
Auch vor Grippe, Depression und Herz-Kreislauf-Erkrankungen

Kälte, Nässe, Dunkelheit: In den Wintermonaten haben nicht nur 
Erkältungen und Grippe leichtes Spiel. Auch Depressionen treten 
jetzt gehäuft auf. Mit klug angelegten Grünflächen können Städte 
Gesundheit und Wohlbefinden der Menschen aber nachweislich 
positiv beeinflussen, sagt die Initiative „Grün in die Stadt“ des Bun-
desverbandes Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e. V. (BGL). 
Das belegen auch aktuelle Forschungsergebnisse.

„Die Auswirkungen städtischer 
Grünflächen auf die Gesundheit 
der Bevölkerung sind signifikant“, 
sagt Jan Paul, Vizepräsident des 
BGL. Entsprechend belegen wis-

senschaftliche Studien, dass Parks 
und Grünanlagen in der Stadt ei-
nen großen Beitrag zum körperli-
chen und geistigen Wohl der Men-
schen leisten. „Stadtgrün verbes-

sert nicht nur das Klima und die 
CO2-Bilanz, sondern auch die ge-
sundheitliche Situation der Men-
schen in den Städten“, so Paul. 
„Denn mitten in der fünften Co-
ronawelle helfen Grünflächen und 
Parks auch bei der Stressbewälti-
gung und gegen Bewegungsman-
gel. Dafür lohnen sich auch größe-
re Investitionen. Langfristig füh-
ren sie sogar dazu, dass Gesund-
heitskosten eingespart werden.“

Frische Luft hilft auch im Win-

ter bei Erkältung. Denn sie befreit 
Atemwege und Bronchien, stärkt 
das Immunsystem – und die Be-
wegung bringt den Kreislauf in 
Schwung. Doch höhere Luft-
feuchtigkeit im Grünen ist nicht 
nur gut für die Schleimhäute; sie 
hilft auch, Viren aus dem Körper 
zu transportieren. 

Mehr noch: Stadtgrün trägt 
dazu bei, schweren Krankheiten 
vorzubeugen. Sowohl bei Men-
schen mit Krebs, Schlaganfall oder 
Herzinfarkt als auch bei Betroffe-
nen mit psychischen Erkrankun-
gen kann der Aufenthalt in grüner 
Umgebung vorbeugend und stär-

kend wirken. Häufig sind nämlich 
Stress und Bewegungsmangel Ur-
sachen für diese Krankheiten. Bei-
dem wirken begrünte Flächen in 
Städten entgegen. 

Stadtgrün senkt das Risiko 
für Depressionen

Auch auf Puls und Blutdruck 
können Grünflächen positiv wir-
ken. So fanden Medizinerin-
nen und Medziner der Universi-
ty of Pennsylvania heraus: Auf ei-
ner Wegstrecke von 600 Metern 
sank der Puls eines Menschen 
durchschnittlich um 15 Schläge 
pro Minute, wenn er an gepfleg-
ten Grünflächen vorbeikam. 

Und eine niederländische Stu-
die ergab, dass an Orten mit we-
niger Grün häufiger Depressi-
onen und Angststörungen auf-
treten. Zudem wurde eine Ver-
bindung zwischen begrünten 
Flächen im Umfeld der eige-
nen Wohnung und bestimm-
ten Krankheiten bei Kindern und 
Menschen aus sozial benachtei-
ligten Familien nachgewiesen.

Therapeutische Wirkung: 
Grün hilft heilen 

Grünflächen können zudem 
positiv auf die Genesung wirken. 
Eine Dissertation an der Univer-
sität Bonn zeigte 2020: Patien-
tinnen und Patienten, die vom 
Krankenhausbett aus einen Park 
sahen, erholten sich schneller als 
jene, die auf Parkplätze oder Be-
tonwände schauten. Denn Pflan-
zen stehen für Schutz, Regenera-
tion und Nachhaltigkeit und lö-
sen Ruhe und Gelassenheit aus. 
So hilft Grün, das Stressniveau zu 

senken, Glückshormone auszu-
schütten – und sogar zu heilen. 

Neben dem (Mikro-)Klima und 
den CO2- Werten verbessern 
Grünflächen in der Stadt auch 
die Lebensqualität. Schließlich 
tragen Wiesen, Bäume, Blumen 
und Sträucher ebenso wie Fas-
sadengrün zur Attraktivität einer 
Stadt bei. Zusätzlich verbessert 
Stadtgrün die Luftqualität, senkt 
die Lärmbelästigung und führt so 
zu mehr Wohlbefinden. 

Beim Aufenthalt an der fri-
schen Luft in einer grünen Umge-
bung wird weniger Cortisol (das 
„Stresshormon“) ausgeschüttet. 
Und da weniger Stress eben-
so puls- und blutdrucksenkend 
wirken kann, mindert Stadt-
grün letztendlich das Risiko eines 
Schlaganfalls oder Infarkts.

Fördermöglichkeiten durch 
„Grün in die Stadt“

Stadtgrün kann zunächst Auf-
wand und Investitionen bedeu-
ten. Dafür stellen Bund und Län-
der in verschiedenen Förder-
töpfen Mittel zur Finanzierung 
von Grünprojekten zur Verfü-
gung. Beim Finden der optima-
len Finanzierung für städtisches 
Grün werden Stadtplanerinnen 
und -planer nicht allein gelas-
sen: Denn der Förder-Check der 
Initiative „Grün in die Stadt“ des 
Bundesverbandes Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e. V. 
(BGL) hilft dabei. Die gleichnami-
ge Website bündelt Informati-
onen zu vielen positiven Aspek-
ten städtischen Grüns und pas-
senden Fördermöglichkeiten für 
Städte und Kommunen: www.
gruen-in-die-stadt.de  r

Naturwaldreservat in Pullach
Der Prozess ist erfolgreich abgeschlossen: Pullach besitzt ein 
Naturwaldreservat. 37.9 der 74,6 Hektar Gemeindewald wur-
den als neues „Naturwaldreservat Isarleiten“ in das Verzeich-
nis der Naturwaldreservate von Bayern aufgenommen. Auch 
Teile der staatlichen Waldfläche Bayerns sind als Naturwälder 
ausgewiesen, 10 Prozent sollen es werden. In Naturwaldreser-
vaten finden grundsätzlich weder Bewirtschaftung noch Holz- 
entnahmen statt. Eine durch menschliche Eingriffe ungestör-
te Entwicklung wird ermöglicht und die Ursprünglichkeit eines 
Waldes, der in Ruhe gelassen wird, erhalten.

Weil kein Holz entnommen wird, aber immer neues hinzu-
kommt, kann sich jährlich etwa die doppelte Menge an CO2 
anreichern wie in einem bewirtschafteten Wald – ein wichtiger 
Beitrag zur Erreichung der gemeindlichen Klimaziele bis 2030, 
deshalb ist die Einrichtung des Naturwaldreservates im Ge-
meindewald auch integraler Bestandteil des Klimaschutzkon-
zeptes der Gemeinde Pullach. 

Die Anreicherung von Totholz und starken Altbäumen bietet 
zudem Lebensräume für viele Tierarten. Auch für den Mensch 
ist der Erholungsfaktor naturnaher Wälder aufgrund ihrer Ur-
sprünglichkeit viel höher, als in bewirtschafteten Waldgebie-
ten, sie dienen dem Naturerleben der Bürgerinnen und Bür-
ger. Der entgangene Gewinn durch fehlende Holzentnahme 
und deren Verkauf wird durch staatliche Förderungen ausge-
glichen.  r

Einsatz in Bangkok:

Zwei Unimog  
im Zweiwege-Einsatz

Zwei neue Unimog U 423 mit Zweiwege-Einrichtung – für Straße und 
Schiene – haben in Bangkok ihren Betrieb aufgenommen. An der 
neuen „Red-Line“-Metrostrecke in der thailändischen Hauptstadt 
führen sie unterschiedlichste Instandhaltungsarbeiten durch. Die 
Red Line umfasst zwei Linienstrecken, die sich im Zentrum von Bang-
kok am Bahnhof Bang Sue treffen.

Die stark emissionsbelastete 
Region Bangkok hat sich für den 
Bau der 40 km langen Hochbahn-
linie entschieden, um ihr hohes 
Verkehrsaufkommen und den 

speziellen Zweiwege-Technologie 
können die Fahrzeuge auch auf 
der schmalen Meterspur fahren 
und arbeiten. Zum Vergleich: Nor-
malspur-Schienennetze haben ei-

Zwei Zweiwege-Fahrzeuge Unimog U 423 mit einer Schienenführungs-
einrichtung der Zagro Bahn- und Baumaschinen GmbH führen War-
tungs- und Instandhaltungsarbeiten an der neuen Metrostrecke Red 
Line in der thailändischen Metropole Bangkok durch.  Bild: Daimler Truck

tage- und Wartungsarbeiten am 
Oberleitungsnetz der neuen Me-
trostrecke.

Spezialist für Rangier-  
und Zweiwegetechnik

Der Unimog ExpertPartner 
Zagro ist seit fünf Jahrzehnten ein 
ausgewiesener Spezialist für Ran-
gier- und Zweiwegetechnik. Das 
Unternehmen produziert neben 
Rangier- auch Zweiwege-Arbeits-
fahrzeuge, die abwechselnd auf 
der Straße und der Schiene zum 
Einsatz kommen. Konzeption und 
Ausrüstung werden nach Kun-
denwunsch für den vorgesehe-
nen Einsatzzweck maßgeschnei-
dert. r

Smog zu minimieren. Als Service-
fahrzeuge wurden zwei Unimog 
mit umweltfreundlicher Euro 
VI-Abgastechnologie angeschafft.

Die Schienenführungseinrich-
tung der Unimog U 423 stammt 
von der Zagro Bahn- und Bau-
maschinen GmbH. Aufgrund der 

ne Spurbreite von 1435 mm.
Einer der beiden Unimog ist 

mit einem Ladekran ausgerüstet. 
Das zweite Fahrzeug verfügt über 
eine Hubarbeitsbühne von Zagro 
mit einer Tragfähigkeit von ma-
ximal 200 kg. Damit ist der Uni-
mog ideal ausgerüstet für Mon-

Bezirk Oberfranken:

400 Setzlinge auf bezirkseigener 
Forstfläche gepflanzt

Eine circa 0,5 Hektar große Forstfläche der Landwirtschaftlichen 
Lehranstalten in der Nähe von Geigenreuth wurde dank 25 tatkräf-
tigen Helferinnen und Helfern mit zukunftsorientierten Baumar-
ten bepflanzt. Aufgrund von Borkenkäferbefall wurde diese teilwei-
se durchforstet, weshalb nun lichtere Stellen in der Fläche zu finden 
sind. Bezirkstagspräsident Henry Schramm und Leiter der Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten Sebastian Thiem waren vor Ort und ha-
ben das Team des Klimawaldes Bayreuth und Dr. Gregor Aas, Leiter 
des Ökologisch-Botanischen Gartens Bayreuth, bei der Pflanzaktion 
von 400 Setzlingen unterstützt.

„Der Bezirk Oberfranken be-
wirtschaftet ca. 30 Hektar Wald. 
Als öffentliche Institution ist es 
uns wichtig, die Flächen nach-
haltig aufzuforsten und so einen 
Beitrag zur Klimaentlastung, Bio-
diversität und einen gesellschaft-
lichen Nutzen mit Hilfe des Klima-
wald-Modells zu leisten, welches 
einen ganzheitlichen Ansatz ver-

folgt“, betont Bezirkstagspräsi-
dent Henry Schramm.

Vor der Bepflanzung wurde das 
Waldstück zum Schutz vor Tie-
ren mit einem Zaun, den die Aus-
zubildenden der Landwirtschaft-
liche Lehranstalten errichteten, 
abgetrennt. Die Fläche wurde 
nicht wie vorher mit Fichten und 
Kiefern bepflanzt, sondern mit ei-

ner Auswahl von sieben zukunfts-
weisenden Baumarten: Weißtan-
ne, Hemlocktanne, Esskastanie, 
Rotbuche, Hainbuche, Speierling 
und Vogelkirsche.

Leiter der Landwirtschaftlichen 
Lehranstalten Sebastian Thiem 
weist auf die Wichtigkeit des 
nachhaltigen Rohstoffs Holz hin: 
„Auf der Forstfläche merken wir 
die Auswirkungen der letzten drei 
Trockenjahre extrem. Das dür-
re Holz wurde geerntet, entspre-
chend vermarktet und in eigene 
Baumaßnahmen wie die Installa-
tion einer neuen Einstreutechnik 
im Mutterkuhstall der Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten be-
rücksichtigt. Der Kreislaufgedanke 
ist für uns dabei besonders wich-
tig.“

Die studentische Initiative Kli-
mawald Bayreuth ist in einem 
Projekt-Seminar aus der Idee her- 
aus entstanden, auf die Gefähr-
dung der Wälder unter den sich 
verändernden Klimabedingun-
gen aufmerksam zu machen und 
gemeinsam mit der Bayreuther 
Bevölkerung Forstflächen zu be-
pflanzen. Aufgrund der großen 
Resonanz sind seit April 2019 be-
reits fünf Klimawälder rund um 
Bayreuth entstanden. Mehr In-
formationen zum Projekt stehen 
unter www.klimawaldbayreuth.
com zur Verfügung. r

V.l.: Leiter der Landwirtschaftlichen Lehranstalten Sebastian Thiem, 
Bezirkstagspräsident Henry Schramm und Mitarbeiter Tobias Weg-
gel. Bild: Nicole Fleischer

https://www.mercedes-benz-trucks.com/de_DE/models/unimog-off-road.html
http://www.gruen-in-die-stadt.de
http://www.gruen-in-die-stadt.de
http://www.klimawaldbayreuth.com
http://www.klimawaldbayreuth.com
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Gemeinde 
Röhrmoos mit 6.498 Einwoh-
nern. Röhrmoos liegt im Land-
kreis Dachau.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Erster Bürgermeister der Ge-
meinde Röhrmoos bin ich seit 
dem 1. Mai 2014. In der Wahl-
periode von 2008 bis 2014 war 
ich Zweiter Bürgermeister.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Ich hatte mich schon als jun-
ger Erwachsener für die Kom-

ren wir jedes Jahr hohe Sum-
men. Auch der Wohnungs-
bereich und die Seniorenthe-
men beschäftigen mich. Hier 
bin ich auch ganz stolz auf ein 
gemeinsames Projekt mit der 
Wohnungsbaugesellschaft im 
Landkreis Dachau. Das war die 
Schaffung von zwanzig sozia-
len Seniorenwohnungen, die 
wir im April 2021 eingeweiht 
haben. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Mit der Schaffung von Rad-
wegen. Hier ist das große Pro-
blem der Grunderwerb. Es soll-

Dieter Kugler
Erster Bürgermeister der Gemeinde 

Röhrmoos und Mitglied im Ausschuss der 
kreisangehörigen Verbandsmitglieder  

des Bayerischen Städtetags 
Vor der Bürgermeisterzeit als Kämmerer 

elf Jahre Vorsitzender der Kämmerer  
der oberbayerischen Mitglieder  

des Bayerischen Städtetages

munalpolitik interessiert. Durch meine berufli-
che Tätigkeit mit den gesammelten Erfahrun-
gen bei einer größeren Gemeinde im Nachbar-
landkreis Freising, kam die Überlegung, wie 

kann ich mich für meine eigene Gemeinde ein-
bringen. 

Grundsätzlich kann man als Bürgermeister 
mit seinem Gemeinderatsgremium das unmit-
telbare Lebensumfeld mitgestalten. Ein Bürger-
meister ist irgendwie auch ein Kümmerer.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Die jahrzehntelange Tätigkeit als Verwal-
tungsfachwirt war für mich eine sehr gute Aus-
gangsbasis. Außerdem war ich vor meiner Bür-
germeisterzeit zwölf Jahre Mitglied im Gemein-
derat.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Es gab verschiedene Bereiche in denen ich 
neue Akzente setzen konnte. Als Beispiel nen-
ne ich ein Baugebiet im zentralen Bereich der 
Gemeinde nur etwa 150 m von der S-Bahnstati-
on entfernt. Die ersten Planungen erfolgten be-
reits 1992. Letztendlich gab es immer wieder 
verschiedene Gründe, warum das Baugebiet 
scheiterte. Jetzt steht die Bauleitplanung kurz 
vor dem Abschluss.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Derzeit beschäftigen mich unzählige große 
und kleine Themen. Beispielsweise: Die Bau-
leitplanung für das fünfte Landkreisgymnasi-
um; ein Bestattungswald in interkommunaler 
Zusammenarbeit mit der Nachbargemeinde; 
Schaffung zusätzlicher Krippen- und Kindergar-
tenplätze wegen der steigenden Nachfrage. Im 
Abwasserbereich hört es nie auf, da investie-

te eine Steuerreduzierung für die Veräußerung 
von Grundstücken geben, die der Infrastruktur 
dienen.

Weitere Themen sind finanzielle Defizite im 
Kinderbetreuungsbereich, Grundstücksbevorra-
tungspolitik, Einheimischenmodell und Schaf-
fung von Wohnraum. Innerhalb der kommuna-
len Familie liegt mir eine Verbesserung der finan-
ziellen Ausstattung der Kommunen am Herzen.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Ich habe zwei Ratschläge:
• Man muss die „Menschen“ mögen. 
• Wichtig ist es Entscheidungen zu treffen und 

nicht immer sind Kompromisse, die beste Lö-
sung. 

Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Die Bürgermeister im Landkreis Dachau tau-
schen sich regelmäßig aus. Wir sehen uns alle 
als Kollegen und nicht als Konkurrenten. Inter-
kommunale Zusammenarbeit funktioniert bei 
uns. Mit den Bürgerinnen und Bürgern komme 
ich verschieden in Kontakt, bei runden Geburts-
tagen, bei Vereinsveranstaltungen oder einfach 
auf der Straße. Wir sind eine Landgemeinde, 
da ist der Kontakt einfacher möglich, weil man 
sich kennt. Nützlich sind auch die vielen Kontak-
te mit ehrenamtlich aktiven Menschen. Da be-
kommt man die Meinung der Bevölkerung auch 
mitgeteilt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sind ganz wichtig, denn sie haben nicht nur 
die fachliche Kenntnis, sondern auch eine pri-
vate Meinung. Die Gespräche bringen mir sehr 
viel. Auch ein „Flurfunk“ ist wichtig..
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Es wird nicht unbedingt besser, aber man-
ches wird schneller gehen. Die Qualität von Ent-
scheidungen wird teilweise besser und teilweise 
schlechter werden. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Vordenken muss man, wer nachdenkt ist zu 
spät dran!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Nicht nötig, denn ich bin nicht wichtig. Aber 
freuen würde ich mich über die Aussage: „Guad 
hod er̀ s gmacht.“  r
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Schiltberger Bürgermeister 
Fabian Streit verstorben

Trauer und Fassungslosigkeit herrschen im schwäbischen 
Schiltberg, Landkreis Aichach-Friedberg. Nach kurzer schwe-
rer Krankheit starb Bürgermeister Fabian Streit am 23. De-
zember in einem Augsburger Krankenhaus. Er wurde nur 54 
Jahre alt.

Mehr als 25 Jahre lang betrieb Streit ein Fußbodengeschäft 
samt Natursteinverlegung, ehe er im Mai 2020 zum Bürger-
meister der Weilachtalgemeinde gewählt wurde. Zuvor war er 
sechs Jahre lang Dritter Bürgermeister und gehörte bereits 20 
Jahre dem Gemeinderat an.

„Wir können den Wind nicht ändern, aber die Segel richtig 
setzen“, lautete die Devise des für die CDU/Freie Wählerge-
meinschaft/Parteilose Wählergemeinschaft Schiltberg ange-
tretenen zweifachen Familienvaters. Für den Teamplayer hat-
ten ein respektvoller und fairer Umgang untereinander sowie 
das gemeinsame Handeln oberste Priorität. „Es wird in meiner 
Amtszeit keine parteipolitischen Entscheidungen geben. Wir 
packen das miteinander an, und alle sollen an einem Strang 
ziehen“, lautete seine Botschaft beim Amtsantritt.

Streits Ziel war es, Schiltberg modern zu machen, aber bei 
den Wurzeln zu bleiben. Als Rathauschef hatte er mit viel Elan 
und Sachverstand damit begonnen, die erfolgreiche Arbeit sei-
nes Vorgängers fortzusetzen. Sein Augenmerk lag zuvörderst 
auf der Weiterentwicklung der Infrastruktur, der Erschließung 
neuer Baugebiete und dem Hochwasserschutz. Entsprechen-
de Planungen konnte Streit freilich nicht mehr zu Ende führen.

Die Bestürzung über den plötzlichen Tod des überaus be-
liebten Bürgermeisters geht über die Gemeindegrenzen hin-
aus. Landrat Dr. Klaus Metzger sprach von einem „unfassba-
ren Verlust“. Man werde dem Verstorbenen stets ein ehren-
des Andenken bewahren. DK

Deutscher Nachbarschaftspreis  
für Gute Stube Schwabing

Viele engagierte Nachbarschaftsprojekte stärken nicht nur das gu-
te Miteinander, sondern helfen auch im Kleinen die großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen unserer Zeit anzugehen. Um diese 
thematische Vielseitigkeit abzubilden, wurde der Deutsche Nach-
barschaftspreis erstmals in fünf Kategorien verliehen: Generationen, 
Kultur & Sport, Nachhaltigkeit, Öffentlicher Raum sowie Vielfalt. Zu-
dem wurden 16 Landessieger ausgewählt. Aus allen eingehenden Be-
werbungen nominierte die nebenan.de Stiftung etwa 100 Projekte 
für den Deutschen Nachbarschaftspreis.

In der Kategorie Generationen 
siegte das Projekt „Die gute Stube 
e.V., ein geselliges „Zweitwohn-
zimmer“ für Jung und Alt im Kult-
viertel München-Schwabing. Um 
die Vereinsamung vieler Groß-
städter im Alter zu bekämpfen, 
richtet sich „Die gute Stube e.V.“ 
„an Senioren und alle, die es wer-
den wollen“. Nachbarn jeden Al-
ters sind eingeladen, den Treff-
punkt nach ihren Interessen mit-
zugestalten. Das Projekt motiviert 
dazu, alte Hobbys wieder aufle-
ben zu lassen und gibt Impulse, 
mit neuen Dingen zu experimen-
tieren. So schafft es als konstanter 
Alltagsbegleiter die Möglichkeit, 
generationenübergreifend sozia-
le Kontakte zu knüpfen. 

Der Verein wurde 2018 gegrün-
det. Zunächst diskutierten die 
rund 30 Mitglieder ihre Ideen wö-
chentlich auf einem Freilufttreff 

im Münchner Luitpoldpark. Im 
Herbst des gleichen Jahres wurde 
der Initiative ein ehemaliges Klos-
ter mit großen Freiflächen für die 
kommenden Jahre zur Nutzung 
überlassen. Während der Coro-
na-Pandemie konzentrierten sich 
die Aktivitäten größtenteils auf 
den großen Garten, aber auch 
die Werkstatt erfreute sich gro-
ßer Beliebtheit. In den Innenräu-
men stehen außerdem jeweils ein 
Musik- und Sportzimmer zur Ver-
fügung. Das Freizeitprogramm soll  
weiter ausgestaltet werden.

Wunschgroßeltern

Als Landessiegerprojekt Bay-
ern wurde die Wunschgroßel-
tern-Initiative in Altmühlfranken 
ausgewählt. Seit 2014 vermit-
telt sie Senioren aus der Nach-
barschaft an Familien mit Kindern 

von 0 bis 3 Jahren. Dabei hilft ei-
ne zentrale Koordinierungsstelle 
Familien und potenziellen Groß-
eltern sich zu finden und beglei-
tet den Kennenlernprozess. Das 
Projekt Wunschgroßeltern in Alt-
mühlfranken legt Wert auf einen 
leichten Zugang und ehrenamtli-
che Teilnahme. So entsteht eine 
familiäre Atmosphäre, von der al-
le drei Generationen sozial profi-
tieren. Die nachbarschaftlichen 
Wunschgroßeltern holen zum Bei-
spiel ihre Wunschenkel aus der Ki-
ta, wenn die Eltern keine Zeit ha-
ben und bekommen durch Spiele 
mit den Kindern ein Stück Lebens-
qualität zurück.

Die Teilnehmer des Projekts be-
richten begeistert, dass sie sich 
das Leben ohne ihre Wunscho-
ma nicht mehr vorstellen kön-
nen oder ihre Wunschenkel für sie 
wie ihre eigenen Enkel sind. Mitt-
lerweile sind die inzwischen 33 
Wunschgroßeltern aus dem Le-
ben der Eltern und Kinder nicht 
mehr wegzudenken. Für den Aus-
tausch der ehrenamtlichen fin-
det regelmäßig das Großelternca-
fé als Anlaufstelle für offene Fra-
gen rund um das Thema Kinder-
betreuung und Freizeitgestaltung 
statt.  DK

Stadt Würzburg:

Wie wollen wir im Alter leben?
Mit dieser Frage beschäftigt sich das 3. Seniorenpolitische Gesamt-
konzept der Stadt Würzburg, das nun zum zweiten Mal fortgeschrie-
ben wurde. Alter ist schließlich nicht nur Last, Einschränkung und 
Unterstützungsbedarf. Alter ist auch Chance auf Freiheit, Selbstbe-
stimmung, Genuss und Aktivität. Dafür gilt es, Unterstützungsbedarf 
zu erkennen, Unterstützung zu planen und zu mobilisieren, auch von 
Älteren für Ältere. Wichtig ist es auch, für dieses dritte Lebensalter 
Angebote zu gestalten, die eine umfassende Teilhabe, aber auch Teil-
habe der älteren Generation ermöglichen.

Die Grundlage für diese Teilha-
be liegt in der Infrastruktur, für 
die das Seniorenpolitische Ge-
samtkonzept den Fahrplan bil-
det. Zu Beginn des Jahres 2022 
werden die Ziele und Maßnah-
men des Konzeptes in einem se-
niorenpolitischen Forum inhalt-
lich diskutiert werden.

Für diese Fortschreibung hat 
das Institut für soziale Planung, 
Beratung und Gestaltung GmbH 
BASIS Würzburger Bürgerinnen 
und Bürger im Alter von über 55 

gen für Seniorinnen und Senio-
ren, bei der häuslichen Verein-
samung und bei der Barrierefrei-
heit größere Problemanzeigen 
vorhanden. Die Corona-Pande-
mie hat als Brennglas diese The-
men deutlich sichtbar gemacht.“

„Gerade im Rahmen der pfle-
gerischen Versorgung, der Mobi-
lität, der Alltagsversorgung und 
Teilhabe sowie beim Wohnen gilt 
es,“ so Dr. Hülya Düber, Sozialre-
ferentin der Stadt Würzburg, „die 
Maßnahmenempfehlungen als 

Parallel können sorgende Netz-
werkstrukturen aufgebaut und 
der Alltag der Seniorinnen und 
Senioren im Miteinander der 
Generationen in ihrer unmittel-
baren Wohnumgebung gestal-
tet werden. Auch die Wünsche 
zu neuen Wohnformen als mög-
licher Lösungsansatz sollten ver-
stärkt ausprobiert werden.

Die tragenden Akteure in der 
Seniorenarbeit sind vor allem die 
verschiedenen Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände, Vereine so-
wie ehrenamtlichen Gruppen. 
Diese sind maßgebliche Mitge-
stalter und potenzielle Wegbe-
gleiter im Kampf gegen Vereinsa-
mung und soziale Isolation. „Mit 
neuen Möglichkeiten der Digitali-
sierung und mit ersten bereits er-
folgreichen umgesetzten Quar-
tierskonzepten haben wir sozi-
ale Werkzeuge in der Hand um 
‚Türen zu öffnen‘ und dieser Ent-
wicklung etwas entgegenzuset-
zen“, so Dr. Düber. 

Der Soziologe Dr. Hanspeter 
Buba als Autor des Konzeptes 
beschreibt die Quartierskonzep-
te, die bereits erfolgreich in den 
Stadtteilen Lindleinsmühle, Heu-
chelhof und in Heidingsfeld um-
gesetzt werden. Diese sollten ge-
würdigt und gefördert werden.

Das neue Seniorenpolitische 
Gesamtkonzept ist auch auf der 
Homepage der Stadt Würzburg 
zu finden: https://www.wuerz-
burg.de/413269  r

V.l.: Oberbürgermeister Christian Schuchardt, Sozialreferentin Dr. 
Hülya Düber, Dr. Renate Fielder, Vorsitzende der Seniorenvertre-
tung Würzburg, Hendrik Lütke, Seniorenarbeit Stadt Würzburg, 
Thomas Stolzenberg, Leiter Fachbereich Integration, Inklusion und 
Senioren.  Bild: Georg Wagenbrenner

Jahren um ihre Einschätzungen 
gebeten. Ihre Meinung wurde in 
das Seniorenpolitische Gesamt-
konzept aufgenommen, wie auch 
die Rückmeldung der Träger der 
ambulanten, teilstationären und 
stationären Einrichtungen. Dabei 
geht es unter anderem um unter-
schiedliche Wohnformen im Al-
ter, aber auch um Gesundheits-
versorgung sowie Barrierefrei-
heit und Mobilität. Einen weite-
ren Schwerpunkt bilden auch die 
Versorgung und Unterstützung 
im Alltag sowie die sozialen Kon-
takte der Seniorinnen und Senio-
ren.

„Für das ‚Heute‘ sind wir 
überwiegend gut aufgestellt“,  
zieht Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt Resümee. „Für 
das Morgen“ – sind in einigen 
Bereichen wie beispielsweise in 
der Kurzzeitpflege, beim Perso-
nalstand in der Pflege, bei den 
Alltagsunterstützungsleistun-

wichtige Herausforderungen ge-
meinsam anzugehen.“ Das bür-
gerschaftliche Engagement und 
die organisierte Nachbarschafts-
hilfe bilden dabei bereits heute 
Schlüsselrollen.

Spirale des sozialen  
Rückzugs durchbrechen

Diese müssen weiter ausge-
baut werden, da sie bedeuten-
de Stellschrauben sind, um mit-
menschliche Kontakte für Senio-
rinnen und Senioren zu erhalten 
und die Spirale des sozialen Rück-
zugs zu durchbrechen: „Denn 
Einsamkeit hat auch in unse-
rer Stadt viele Gesichter und Er-
scheinungsformen“, so Dr. Düber. 
Doch „zuhause alt werden“ ist 
nach wie vor der überwiegende 
Wunsch der Befragten. Politisch 
zu fördern sei daher der Ausbau 
und die Entwicklung wohnortna-
her Hilfestrukturen.

https://www.wuerzburg.de/413269
https://www.wuerzburg.de/413269
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Für mich war der vergange-
ne Jahreswechsel wieder ein-
mal hochinteressant im Hin-
blick auf die Kenntnis die-
ses hochkomplexen Systems, 
das als des Menschen Fähig-
keit zum logischen Denken be-
zeichnet wird.

Was ist nicht alles angekün-
digt worden: Uns Haustieren 
eine stille Silvesternacht oh-
ne Böllerlärm, der uns ver-
schreckt und traumatisiert, der Umwelt ver-
sprach man eine klare Nacht ohne pyrotechni-
sche Verbrennungsrückstände und den Kran-
kenhäusern eine ruhige Kugel ohne abgerissene 
Finger oder Verbrennungen in Gesichtern.

Nun weiß ich nicht, wie es bei Ihnen war, 
aber bei uns war trotz des Verkaufsverbotes 
für Feuerwerkskörper, Böller und Kracher der 
Teufel los. Gut, es war farbenfroher, liebevol-
ler und ausgewählter als in normalen Jahren, 
auch weniger laut und vor allem wurde nicht 

drei Tage vor und fünf Tage nach Silvester ge-
ballert, aber das Jahr wurde dennoch standes-
gemäß begrüßt. Wie das? Nun, wir haben zwar 
in Deutschland die Produzenten von Pyrotech-
nik ein weiteres Mal um den Absatz und den 
Handel um ein gutes Geschäft gebracht, aber 
so gut wie alle Nachbarländer um uns rum lach-
ten sich ins Fäustchen wegen der Kaufkraftum-
lenkung aus den Kassen der hiesigen Geschäf-
te, in diejenigen der jeweiligen Grenzgebiete. 
Und zwar wurden nicht etwa nur die ach so ge-
fährlichen Kracher aus den Hinterhofwerkstät-
ten ohne Gütesiegel und Zulassung verkauft, 
sondern eben in der EU zugelassene und damit 
handelbare.

Im Stadtrat erhielt der Bürgermeister stei-
fen Gegenwind, als er ein von der Stadt orga-
nisiertes zentrales Feuerwerk vorschlug, weil 
dies die Feinstaubbelastung unnötig vergrö-
ßern würde, während sich die Bürger in Selbst-
hilfe zu Hamsterkooperativen zusammenrauf-
ten und ganze Vans im Ausland mit Brillantfeu-
erwerk vollgestopft wurden. Aber die hehren 
Prinzipien wurden mit Grazie geritten. Der lo-

gische Gedanke jedoch, dass 
der Mensch immer versuchen 
wird ein Schlupfloch zu finden, 
blieb auf der Strecke.

Gleiches gilt wohl auch für 
die derzeit laufende Diskussi-
on, ob Atomkraftwerke und 
die Verfeuerung von Erdgas 
nun nachhaltige und klima- 
freundliche Formen der Ener-
gieerzeugung sein können.

Wenn ich die Diskussi-
on richtig verstehe, dann soll wohl Gas klima- 
freundlich und nachhaltig sein, obwohl bei des-
sen Verbrennung CO2 freigesetzt wird und es 
als so genannter fossiler Brennstoff endlich ist, 
also die Vorräte irgendwann zur Neige gehen 
werden (wenn auch vielleicht nicht zu Lebzei-
ten Gerhard Schröders).

Kernenergie ist aber nicht klimafreundlich, 
obwohl bei der Energieerzeugung in Atomkraft-
werken nullkommajosef CO2 oder andere Um-
weltgase freigesetzt werden. Diese Logik ist für 
eine schlichte Hauskatze zu hoch und zeigt ein-
drucksvoll die Überlegenheit des homo sapi-
ens über die Kreaturen – jedenfalls soweit der 
Mensch deutsch und umweltbewegt ist.

Halt, klar, man darf die Frage der Atomabfälle 
und der Endlagerung nicht vergessen. Richtig. 
Aber Fakt ist, dass Atomabfall bisher schon an-
gefallen ist und man ihn endlagern muss, egal 
ob man die Kraftwerke jetzt abschaltet oder 
noch etwas laufen lässt. Zudem liegen derzeit 
über die ganze Republik verteilt eine Reihe von 
Brennstäben in Zwischenlagern, deren „Le-
bensdauer“ noch nicht abgelaufen ist und die 
durchaus noch Potential zur Stromerzeugung 
haben. Das ist, als ob man eine Batterie auf den 
Müll wirft, bevor sie ausgelaugt ist.

Aber klar, wenn man die Atomkraftwerke 
nicht abschaltete und keine neuen Gaskraft-
werke baute, dann müsste man ja einen Feh-
ler zugeben. Oder zumindest das Publikum mit 
der steilen These überraschen, dass man eine 
Entscheidung im Lichte neuer Bewertungen re-
vidiert hätte. Jedenfalls aber müsste der Justa-
mentstandpunkt umweltbewegter Unfehlbar-
keit geräumt werden. Warum wohl fällt mir ge-
rade Albert Einstein ein: „Logik bringt dich von 
A nach B. Deine Fantasie bringt dich überall 
hin.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Suche  
nach dem Schlupfloch

V.l.: Bürgermeister Franz Heilmeier, Gemeinde Neufahrn, Bürgermeister Christoph Böck, Stadt 
Unterschleißheim, Bürgermeister Sebastian Thaler, Gemeinde Eching, Bürgermeister Dr. Dietmar 
Gruchmann, Stadt Garching, Anna-Laura Liebenstund, Leiterin der Geschäftsstelle NordAllianz, Bür-
germeister Josef Niedermair, Gemeinde Hallbergmoos, Bürgermeister Dr. Alexander Greulich, Ge-
meinde Ismaning, Bürgermeister Andreas Kemmelmeyer, Gemeinde Unterföhring, Bürgermeister 
Markus Böck, Gemeinde Oberschleißheim. Bild: Ursula Baumgart

WHO-Grenzwert überschritten:

Autoabgase belasten  
die Luft in der Nordallianz

Luftverschmutzung ist neben dem Klimawandel eine der größten 
umweltbezogenen Bedrohungen für die menschliche Gesundheit. 
Mit dem Smart Air Quality Projekt haben auch die acht Kommunen 
der Nordallianz Metropolregion München Nord – Garching, Isma-
ning, Ober- und Unterschleißheim, Unterföhring, Eching, Hallberg-
moos und Neufahrn – das Thema Luftqualität ins Visier genommen. 
Seit 1982 widmet sich der Interessenverbund gemeindeübergrei-
fend Themen wie Wohnraum, Umweltschutz und Verkehr. 

Im Rahmen des Smart Air Qua-
lity Projekts erfasste man digi-
tal zwei Jahre lang Luftschadstof-
fe an insgesamt 35 von den Kom-
munen festgelegten Standorten. 
Gemessen wurden die Luftschad-
stoffe Stickstoffdioxid (NO2), 
PM2,5 und PM10 (Feinstaub) so-
wie bodennahes Ozon. Aus die-
sen Werten ließ sich der europä-
ische Luftqualitätsindex (CAQI) 
berechnen, der Auskunft darüber 
gibt, wie es um die aktuelle Luft-
qualität bestellt ist. Die öffentlich 
zugänglichen Messungen sollten 
mehr Transparenz und Vergleich-
barkeit für Bürgerinnen und Bür-
ger bringen.

Zusammenhang Luftqualität 
und Verkehrsaufkommen

Das Ergebnis: Zwar überschrei-
ten die Werte nicht die hier-
zulande geltenden Grenzwer-
te, wie sie in der 39. Bundesim-
missionsschutzverordnung fest-
gelegt sind, aber eben jene der 
Weltgesundheitsorganisation. 
Ausgewertet wurden die Luftda-
ten durch eine Masterarbeit der 
TU München (Lehrstuhl für Ver-
kehrstechnik), ein beauftragtes 
wissenschaftliches Gutachten der 
TU Graz, sowie durch einen eh-
renamtlichen Daten- Wissen-
schaftler der Max-Planck-Gesell-
schaft. Sie alle bestätigen den di-
rekten Zusammenhang des ho-
hen Verkehrsaufkommens und 
der Luftverschmutzung in der 
Nordallianz-Region.

Wie Dr. Dietmar Gruchmann, 
Erster Bürgermeister von Gar-
ching, erläutert, „wird die Nordal-
lianz von zahlreichen Autobahnen 
und Bundesstraßen durchkreuzt 
– im Bereich von Garching zu 
Spitzenzeiten mit einem Durch-
gangsverkehr von 180.000 Au-
tos am Tag. Daher lag die Vermu-
tung nahe, dass auch die Luftqua-
lität darunter leidet, und entspre-
chend besorgte Anfragen aus der 
Bevölkerung erreichen hier alle 
Rathäuser in regelmäßigen Ab-
ständen. Wir wollten mit diesem 
Digitalisierungsprojekt der kon-
tinuierlichen Schadstoffmessung 
den Bürgerinnen und Bürgern di-
rekt die Möglichkeit einräumen, 
die Belastung der Luftschadstof-
fe in unserer Region selbststän-
dig überprüfen zu können, um 
die festgestellten Werte dann zur 
Diskussion zu stellen.“

Im Ergebnis seien die gelten-
den Grenzwerte von 40 μg/m3 
an keiner Messstation überschrit-
ten worden, betont Gruchmann. 
„Allerdings sind wir in Hab-Acht-
Stellung, denn an allen Messstel-

len in der Nordallianz wurde der 
WHO-Grenzwert für Stickstoff-
dioxid von 10 μg/m3 überschrit-
ten. Der niedrigste Wert lag bei 
13 μg/m3.“

Enttäuschend allgemein  
formulierte Stellungnahmen

„Würden die WHO-Grenzwerte 
bei uns gelten, müsste die Regie-
rung von Oberbayern aktiv wer-
den“, stellt der Rathauschef klar. 
Einen entsprechenden Hinweis 
mit der Bitte um Stellungnahme 
habe man auch an das Landes-

amt für Umwelt und das Bayeri-
sche Umweltministerium adres-
siert, jedoch sei die Antwort „ent-
täuschend allgemein formuliert“. 
Man sehe sich nicht in der Pflicht, 
das Verkehrsaufkommen in der 
Region zu reduzieren bzw. wei-
tere rechtlich bindende Luftmes-
sungen durchzuführen. Im Übri-
gen gälten die Richtwerte der 39. 
Bundesimmissionsschutzverord-
nung, heißt es dort.

„Wir Bürgermeister der Nordal-
lianz sind daher gespannt, welche 
Maßstäbe die neue Bundesre-
gierung zukünftig bei den Grenz- 
werten ansetzen wird“, erklärt 
Gruchmann. „Und natürlich hof-
fen wir, dass eine rasche Zunah-
me der Elektromobilität in Euro-
pa auch eine entsprechende Ab-
senkung der Grenzwerte mit sich 
bringen wird. Wir werden das 
Thema auf jeden Fall weiterver-
folgen.“  DK

Viele „Freie“ sprangen ab
Lockdowns ließen den Pool  

an Museumspädagogen in Bayern deutlich schrumpfen

Inzwischen ist es so, dass Museen von Glück reden können, wenn 
sie noch Museumspädagoginnen und -pädagogen zur Verfügung ha-
ben. Aufgrund der Lockdowns letztes Jahr haben sich viele muse-
umspädagogische Fachkräfte beruflich umorientiert. Das ist in ganz 
Bayern so, sagt Petra Maidt, stellvertretende Vorsitzende des Lan-
desverbands Museumspädagogik. Der Würzburgerin zufolge bedeu-
tet dies für Museen einen „enormen Qualitätsverlust“.

Für Petra Maidt war es ein Feh-
ler, dass im Lockdown ausnahms-
los alle Museen geschlossen wur-
den. Zumindest bei größeren 
Museen wäre dies nicht notwen-
dig gewesen: „Denn dort gibt es 
ausreichend große Räume.“ Man 
hätte durchaus einzelne Besu-
cher durch diese Räume streifen 
lassen können. Sicher wäre es 
für kleine Museen schwierig ge-
wesen, die Hygienemaßnahmen 
umzusetzen. Doch das rechtfer-
tigt nach Petra Maidts Ansicht 
keine pauschalen Schließungen. 
Wie fatal die gewesen sind, stellt 
sich jetzt erst heraus: Die in den 
meisten Museen auf freiberufli-
cher Basis tätigen Museumspä-
dagoginnen gingen. Und fehlen 
nun an allen Ecken und Enden.

Endlich feste Arbeitsverträge

In existenzieller Hinsicht ist es 
prinzipiell eine heikle Sache, frei-
beruflich tätig zu sein. Doch Män-
ner und Frauen, die es lieben, Be-
sucher auf eine spannende Rei-
se durchs Museum mitzuneh-
men, haben meist keine Wahl. 
„Es gibt bayernweit nur wenige 
festangestellte Museumspäda-
gogen“, sagt Petra Maidt. Rund 
80 Prozent der Vermittlungsar-
beit im Museum wurde bisher 
durch freie Mitarbeiter geleistet. 
Vor dem Hintergrund der Coro-
na-Krise plädiert die Lehrbeauf-
tragte an der Uni Würzburg da-
für, endlich feste Arbeitsverträge 
zu schaffen.

Noch ein Zweites wäre laut 
der Expertin für museologische 
Fragen wichtig: Der Museums-
besuch müsste im Lehrplan ver-
ankert werden. „Damit würden 
Museen endlich als wichtige Bil-
dungsorte anerkannt“, sagt sie. 
Vor allem im Geschichtsunter-
richt könnten Schüler enorm von 
einem Besuch im Museum pro-
fitieren: „Dort sehen sie die au-
thentischen Objekte.“ Aber auch 
der Kunst- oder Biologieunter-
richt würde durch einen Muse-
umsbesuch bereichert. Natür-
lich sei es auch jetzt schon je-
dem Lehrer unbenommen, im 
Rahmen seines Unterrichts ein 
Museum zu besuchen: „Doch ob 
das geschieht, hängt im Moment 
eben noch allein von der jeweili-
gen Lehrkraft ab.“

Dank der Möglichkeiten der IT 
wurde auch in den Phasen des 
Lockdowns zumindest in redu-
ziertem Umfang museale Vermitt-
lungsarbeit geleistet. „Hier ist viel 
Gutes entstanden, auf das man 
aufbauen kann“, bestätigt Pet-
ra Maidt. Doch der große Schatz, 
den Museen hätten und den sie 
auch nicht aufgeben wollten, sei-
en die authentischen Objekte: 
„Und die wirken nun mal, schaut 
man sie sich vor Ort an, wesent-
lich wahrhaftiger als über digitale 
Formate.“ Vor allem Geschichte 
könne nur „wirklich und wahrhaf-
tig“ erlebt werden, wenn das je-
weilige Objekt, das sich zum Bei-
spiel aus der Antike erhalten hat, 
direkt betrachtet werden könne.

Dass Vermittlungsexperten in 
der Museumslandschaft derzeit 
dünn gesät sind, macht es auch 
schwierig, ein neues Ziel der Mu-
seumspädagogik in Bayern um-
zusetzen. „Bildung für nachhal-
tige Entwicklung soll in Museen 
verstärkt Einzug halten“, erläu-
tert Petra Maidt. Als Einrichtun-
gen hätten Museen längst da-
mit begonnen, sich nachhaltiger 
aufzustellen: „Das betrifft zum 
Beispiel die Frage, ob es so vie-
le Leihgaben wie bisher geben 
muss.“ Schließlich belasten die 
Transporte die Umwelt. Im Mu-
seum könne aber auch aufge-
zeigt werden, wie unselbstver-
ständlich unser moderner Le-
bensstil ist. Besonders kulturhis-
torische Museen seien hierfür 
gut geeignet.

Ressourceneinsatz  
in früheren Zeiten

Weil es dieser Tage auch der 
Job von Museumsmitarbei-
tern ist, sich um das Thema „Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung“ zu kümmern, bietet Petra 
Maidt derzeit hierzu ein Seminar 
für angehende Museologinnen 
und Lehrerinnen in Würzburg an. 
In Freilandmuseen, erklärt sie, 
kann zum Beispiel sehr gut ver-
anschaulicht werden, wie Men-
schen früher mit Ressourcen um-
gingen. Also welche Materialien 
sie zum Beispiel auf welche Wei-
se verwendet haben, um Häuser 
zu bauen. Ein niederländisches 
Seestück im Martin-von-Wag-
ner-Museum der Uni Würzburg 
eignet sich dazu, mit Kindern 
über die Verschmutzung unserer 
Meere nachzudenken.

Insgesamt zwölf Studentin-
nen entwickeln gerade auf dem 
Würzburger Campus unter Petra 
Maidts Leitung ein Bildungspro-
gramm zur Vermittlung der glo-

balen Nachhaltigkeitsziele. Pet-
ra Maidt freut sich sehr, dass es 
nach zwei digitalen Semestern 
wieder möglich ist, ein Präsenz-
seminar in der Museologie an-
zubieten. Wünschenswert wäre, 
könnten die Studentinnen, wie 
das auch in früheren Seminaren 

immer der Fall gewesen war, das, 
was sie erarbeitet haben, am En-
de mit einer Schulklasse auspro-
bieren. Aufgrund der aktuellen 
Situation ist dies jedoch fraglich. 
Die Abschlusspräsentation der 
Ergebnisse ist für den 3. Februar 
geplant.  Pat Christ

Freude über den zeitgemäßen Glasfaser-Internetzugang: Brigitte 
Spahn (links) und Barbara Thoma, Leiterinnen der katholischen 
und evangelischen Bahnhofsmission, dahinter Nelson Killius (links), 
Sprecher der M-net-Geschäftsführung und Andreas Mattivi, Leiter 
der Netzinfrastruktur bei der SWM Services GmbH.  Bild: M-net

Internet zu Weihnachten:

Münchner Bahnhofsmission  
erhält Glasfaseranschluss

SWM und M-net sorgen für zeitgemäßen Internetzugang

Die Bahnhofsmission am Gleis 11 des Münchner Hauptbahnhofs 
ist Anlaufstelle für Menschen, die sich in einer Notlage befinden 
und Unterstützung brauchen. Nun brauchte die Bahnhofsmissi-
on selbst Unterstützung: Die sehr schwache Internetanbindung 
machte es teils schwierig, die für schnelle Hilfe notwendigen In-
ternetseiten zu öffnen oder Mails mit Anhängen zu handhaben. 

Während andere Anbieter auf 
die Nachfrage nach einer besse-
ren Anbindung aufgrund der vor-
handenen Infrastruktur abwink-
ten, haben sich die SWM und 
M-net der Herausforderung ge-
stellt und eine Lösung für die Ver-
sorgung dieser wichtigen sozialen 
Einrichtung entwickelt. 

Die Stadtwerke München 
(SWM) sorgten für die Glasfa-
seranbindung und M-net für 
den leistungsfähigen Anschluss. 
Die Erschließungskosten tragen 
die SWM, während M-net der 
Bahnhofsmission ein vergüns-
tigtes Angebot für den laufen-
den Betrieb ermöglicht.  r
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Vorschau auf GZ 3/2022
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 27. Januar 2022 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunaler Bau
• Schulen, Kindergärten, Horte, Spielplätze
• Ortskernbelebung
• Renovierung/Denkmalschutz
• Gestaltung öffentlicher Räume, Stadtmobiliar
• Freizeitanlagen, Tourismus
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser/Abwasser

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2021

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

+ keim- und schadstoffübertragungsfreie Wärme-
rückgewinnung durch getrennte Luftströme

+ Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine
und Rückkühlwerk

+ kurze Amortisation, sicherer Betrieb
+ Neubau oder Sanierung im Bestand
+ Wegfall von Rückkühlwerken möglich

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, 
The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

HYGIENISCH EINWANDFREIE
WÄRMERÜCKGEWINNUNG

Vorteile für Ihre Lüftungsanlage:

  100 % Außenluft 
  umluftfrei
  betriebssicher
  energieef zient

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/
akademie

Glasfaserausbau

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2022 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

www.insidas.de
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Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge
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IT-Administration an Schulen 
besser finanzieren!

Haarer Bürgermeister Dr. Andreas Bukowski wendet sich an Ministerpräsident Söder

IT-Administration an Schulen ist eine wichtige und zeitintensive 
Aufgabe, die seitens des Freistaats als Bildungsträger nach Auf-
fassung von Dr. Andreas Bukowski, Bürgermeister der Gemeinde 
Haar, nicht angemessen bemessen und vergütet wird. Vor dem 
Hintergrund, dass ab 2025 lediglich 50 Prozent der Kosten über-
nommen werden sollen, hat sich der Rathauschef nun direkt an 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder gewandt. In seinem Schrei-
ben plädiert er für bessere Rahmenbedingungen für Lehrkräfte 
und Schulen sowie für die Kommunen. 

Dank des Digitalpakts ist es 
aus Bukowskis Sicht zwar ge-
lungen, die Ausstattung zwei-
er Grundschulen, einer Mittel-
schule und eines Gymnasiums 
in Haar auf ein gutes Niveau zu 
bringen, jedoch zeige sich in der 
Praxis, dass es nach wie vor er-
hebliche Defizite bei der tech-
nischen Betreuung und Unter-
stützung gibt. Die lT-Beauftrag-
ten in den Kollegien leisteten 

den überwiegenden Anteil ihrer 
wertvollen Arbeit unbezahlt, da 
die vorgesehenen Stundenkon-
tingente bei Weitem nicht aus-
reichen. So seien beispielswei-
se im Ernst-Mach-Gymnasium 
Haar bezogen auf eine 40-Stun-
den-Woche 300 Überstunden 
von September 2019 bis Mai 
2020 aufgelaufen.

Von einer Entlastung über 
die von Kultusminister Prof. Dr. be die Hauptlast weiter auf den 

Schultern der Lehrkräfte liegen, 
die sich seit Jahren engagieren 
und zudem mit ihrer didakti-
schen Expertise auch die Medi-
enkonzepte weiterentwickeln.

Betrachte er die IT-Administ-
ration im Rathaus, so könne er 
nicht feststellen, dass sich durch 
die zunehmende Digitalisierung 
Stellen wegkürzen – im Gegen-
teil: „Je mehr technisches Equip-
ment und Software im Einsatz 
sind, desto mehr Pflege, War-
tung und Sofort-Support ist bei 

Störfällen nötig. Nicht zu verges-
sen die rasante technische Wei-
terentwicklung, die auch in den 
Schulen ihren Niederschlag fin-
den wird.“

Kostenübernahme  
nicht ausreichend

Neben Pflichtbeiträgen für 
das stetig wachsende Ganztags- 
angebot kommen Bukowski zu-
folge in zunehmendem Maße 
lT-Kosten auf die Kommunen zu. 
Eine anteilige Übernahme von 
50 Prozent der Kosten ab 2025 
für die lT-Systembetreuung hal-
te er ausdrücklich nicht für aus-
reichend. Vielmehr plädiert er 
dafür, die Stelle nicht beim Sach-
aufwandsträger zu verorten, da 
diese Aufgabe keineswegs die 
eines digitalen Hausmeisters 
sei, sondern eng mit der päda-
gogischen Arbeit verknüpft ist. 

Effektiv werde die digita-
le Ausstattung erst dann, wenn 
sie einer laufenden Evaluierung 
und Anpassung aus didaktischer 
Sicht unterzogen wird. „Aus 
Gründen der Bildungsgerech-
tigkeit sollte dies nicht vom in-
dividuellen Einsatz Einzelner ab-
hängen“, macht der Bürgermeis-
ter deutlich und ergänzt: „Sicher 
spreche ich nicht nur für die Ge-
meinde Haar, wenn ich Sie drin-
gend darum bitte, die Rahmen-
bedingungen für die Lehrkräfte 
deutlich und schnell zu verbes-
sern und die Schulen dauerhaft 
strukturell für das digitale Un-
terrichten und Lernen fit zu ma-
chen.“  DK

Dr. Andreas Bukowski  
 Bild: Gemeinde Haar

Michael Piazolo angekündig-
te BayernCloud sei in den Schu-
len – zumindest bisher – nichts 
zu spüren, so Bukowski. So blei-

Schornsteinfeger wünschen Regens Landrätin Rita Röhrl stellvertre-
tend für alle Landkreisbürger viel Glück im neuen Jahr. v.l.: Micha-
el Wisnet, Andreas Plötz, Stefan Bielmeier, Schulungsstellenleiter 
Werner Rankl, Werner Rankl jun., Manuel Ertl, Landrätin Rita Röhrl, 
stellvertretenden Obermeister Alois Pinzl, Klaus Fuchs, Thomas 
Bauer und Wendelin Wisnet.  Bild: Langer/Landkreis Regen

Regierung von Unterfranken:

Förderung der interkommunalen 
Zusammenarbeit

Bewilligung von 90.000 Euro für eine Kooperation  
des Landkreises Bad Kissingen mit kreisangehörigen Gemeinden 

auf dem Gebiet des Vergabewesens
Die Regierung von Unterfranken hat dem Landkreis Bad Kissingen ei-
ne Förderung von 90.000 Euro für eine Kooperation zwischen dem 
Landkreis Bad Kissingen und kreisangehörigen Gemeinden im Bereich 
der Ausschreibung und Vergabe von Aufträgen für Liefer-, Dienst- und 
Bauleistungen auf der Grundlage einer Zweckvereinbarung bewilligt. 
In einer maximal einjährigen Pilotphase beteiligen sich zunächst ne-
ben dem Landkreis Bad Kissingen sieben Kommunen, bevor auf der 
Grundlage dieser Erfahrungen weitere – im Idealfall alle – kreisange-
hörige Gemeinden an der Kooperation teilnehmen.

Grundlage der Förderungen 
ist die Richtlinie für Zuwendun-
gen des Freistaates Bayern zur 
Förderung der interkommuna-
len Zusammenarbeit. Die Re-
gierung von Unterfranken hat 
die Kooperationen als vorbild-
haft und förderungswürdig an-
erkannt. Die Förderung beträgt 
85% der zuwendungsfähigen Ge-

samtkosten bis zu einer Höchst-
grenze der Fördersumme von 
90.000 Euro.

Die staatliche Förderung er-
folgt im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integ-
ration im Rahmen des vom Bay-
erischen Landtag beschlossenen 
Staatshaushalts. r


